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Vorrede. 



JVleine Absicht bei der vorliegenden Arbeit war einerseits 
dahin gerichtet, dem in die Praxis eintretenden Polizeibeamten und 
Polizeiarzte einen Überblick über den behördlichen Vorgang, be- 
treffend das Prostitutionswesen in Wien, zu bieten, andererseits 
überhaupt dem Politiker und Hygieniker, der sich mit der Pro- 
stitutionsfrage beschäftigt, die gewünschten Aufschlüsse über die 
Directiven, nach welchen das Prostitutionswesen der Stadt Wien, 
einer Großstadt von mehr als ein und ein halb Million Einwohnern, 
geleitet wird, zu geben. 

Da das Buch auch als ein Nachschlagebuch dienen soll, so 
sind mit Rücksicht auf diesen Zweck die darin benützten Erlässe, 
Verordnungen, Decrete und Gesetze mit Datum und Zahl angeführt, 
um, wenn nöthig, dieselben nachlesen oder citieren zu können, und 
ist das Buch auch mit einem yollständigen alphabetischen Sach- 
register versehen worden. 

Wien, im December 1898. 

Dr. Josef Schrank. 
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Einleitung. 



Der Staat muss Stellung i) gegen die Prostitution nehmen, 
denn sie tritt der Ausführung des Staatsgedankens hinderlich ent- 
gegen, indem sie das leibliche Wohl der Staatsbürger untergräbt 
und deren Sittlichkeitsgefühl zunichte macht. 

Der Staat muss mit ihr rechnen, denn sie ist ein nicht zu 
beseitigendes Übel der Gesellschaft. 

Da der Staat die Prostitution aus der Gesellschaft nicht aus- 
rotten kann, so ist es seine Aufgabe, zu verhindern, dass die 
Prostitution weder das Gesundheitswohl der Bürger schädigt, noch 
verderbend auf den sittlichen Zustand der Gesellschaft einwirkt. 
Diese Aufgabe erfüllt der Staat durch eine gute Sanitats- und 
Sittenpolizei. Sanität und Moral müssen, um der Prostitution die 
für die Gesellschaft gefährliche Waffe zu entreißen, Hand in Hand 
gehen. 

Die Hauptaufgabe der Sanitätspolizei wäre daher 

1. die Verbreitung der Syphilis einzudämmen; 

2. die Entstehung derselben zu verhindern. 

Die Hauptaufgabe der Sittenpolizei bestünde darin, der Pro- 
stitution den sittenverderbenden Charakter für die Gesellschaft zu 
nehmen. 

In der Erfüllung dieser beiden Aufgaben liegt jede Regelung 
der Prostitution. 

Die Mehrzahl der Menschen handelt nicht nach Sittlichkeits- 
gründen, sondern lässt sich durch Klugheitsregeln bestimmen. 

Die Sittlichkeitsgründe sind variabel wie die Moral selbst, 
welche sich an die Religion, an die Gewohnheiten* und Gebräuche 
des Volkes anlehnt*) 

Auch in der Gegenwart sind bei den verschiedenen Völkern 
die Anschauungen über Sittlichkeit sehr verschieden. 



*) Dr. A. W. F. Schultz: Die Stellung des Staates zur Prostitation. 
Berlin 1857. 

') J. H. y. Kirch mann: Die Grandbegriffe des Rechts and der Moral. 
(Philosophische Bibliothek, herausgegeben von J. H. y. Kirchmann.) Heidel- 
berg 1882. 
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Es müssen daher die Verfügungen, welche von der Sitten- 
polizei in Hinsicht der Prostitation getroffen werden, den sittlichen 
Anschauungen des Volkes entsprechen. 

Wie verschieden diese Anschauungen in einem bestimmten 
Zeiträume zutage treten, lehrt die (leschichte der Prostitution in 
Wien. Es war eine Zeit, in der die Prostituierten als schöne 
Staffage bei allen Festen und Einzügen verwendet wurden und 
bald darauf suchte man die Prostitution auszurotten, was selbst- 
verständlich bei dem Versuche blieb. 

Es hängt daher das Sittliche (die Moral) meist von dem Willen 
einer Autorität ab; was diese gebietet, ist für ihre untergebenen 
Menschen das Sittliche. 

Gebote dem Volke zu dictieren, sind nur der fürstlichen 
Autorität, der kirchlichen und der Volksautorität in unserer Zeit 
möglich. 

Die fürstliche Autorität unterwirft sich meist in solchen 
Fragen der kirchlichen, die die Prostitution verwirft, ihre ünaus- 
rottbarkeit nicht einsieht und. die Duldung als etwas Unsittliches 
hinstellt. 

Die Volksautorität sieht in der Duldung der Prostitution von 
Seite des Staates, insoferne als die Prostitution unausrottbar ist, 
nichts Unsittliches. 

Der Staat kann in dreifacher Richtung Stellung zur Prostitution 
nehmen: 

1. Er kann sie gänzlich ignorieren; der moderne Staat 
wird, abgesehen von der Moral, dies nicht thun, da die Prostitution 
mit dem Verbrecherthum verquickt ist und das öffentliche Ge- 
sundheitswohl gefährdet. 

2. Er kann das Repressivsystem in Anwendung bringen. 

3. Er kann sie dulden und tritt nur ihren Ausschreitungen 
entgegen. 

Freilich wird von gegnerischer Seite behauptet, es hieße die 
Liederlichkeit fördern, wenn man die dadurch verursachten Nach- 
theile entferne, und der Staat würde dadurch selbst unmoralisch 
und würde der Unsittlichkeit Vorschub leisten, wenn er sorgen 
würde, dass unmoralische Handlungen frei von bösen Folgen bleiben. 

Diese Ansicht wäre eher noch begründet, wenn die nach- 
theiligen Folgen der Prostitution nur den einzeln Verschuldeten 
treffen würden, so aber können sich die Nachtheile in sittlicher 
wie sanitärer Beziehung auf die ganze menschliche Gesellschaft 
erstrecken, wir meinen, besonders in letzterer Beziehung, die 
Syphilis. Bei diesem großen Nachtheile leidet, wie oben bereits 
erwähnt wurde, häufig der Unschuldige mit, der Ehegatte, die 
Ehegattin, die Kinder u. s. w. 
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I. Administrativer Vorgang. 

Nach dem Gesetze vom 30. April 1870, betrefifend die Or- 
ganisation des öffentlichen Sanitätsdienstes, ist die Gesandheits- 
polizei ein Zweig der Gemeindeverwaltung, und der Gemeinde ob- 
liegt auch das Prostitutionswesen in sanitärer Hinsicht, soweit es 
sich handelt um Hintanhaltung jener aus der Prostitution hervor- 
gehenden nachtheiligen Folgen für das allgemeine Gesundheits- 
wohl. Während der Polizei als landesfürstlicher Behörde die Aus- 
übung der Sittenpolizei im Sinne der §§ 509—515 Si-G. oder 
der anstatt dieser in Wirksamkeit getretenen Paragraphe des neuen 
Vagabundengesetzes obliegt. 

Der sanitäre Standpunkt in dem Prostitutionswesen ist 
wesentlich verschieden von dem sittlichen. 

Die Sanitätspolizei trachtet, die Prostitution unter die ärztliche 
Überwachung zu stellen, daher die Prostitution, wenn sie auch 
eine geheime ist, so viel wie möglich zur öffentlichen zu machen. 
Die Sittenpolizei ist aber bestrebt, die Prostitution so viel wie 
möglich der Öffentlichkeit zu entziehen, nicht zu dulden, wo sie 
beginnt; wo sie vorhanden ist, auszurotten. 

Die Erfahrung zeigt auch den Antagonismus zwischen der 
Sanitäts- und Sittenpolizei in Betreff der Prostitution ganz deutlich. 
Je weniger die gegen die Sittenlosigkeit ergriffenen Maßregeln 
gehandhabt werden, desto besser gestaltet sich der allgemeine 
Gesundheitszustand in Betreff der Syphilis. 

Wird die Sanitätspolizei in Beziehung zur Prostitution be- 
vorzugt, so wird ohne Zweifel eine Abnahme in der Ausbreitung 
syphilitischer Krankheiten sich in Bälde zeigen. Doch die Pro- 
stitution wird mehr öffentlich auftreten. 

Die k. k. Polizeidirection in Wien hat gesetzlich nur die 
Obliegenheit, die Prostituierten in Beziehung auf Vergehen gegen 
die öffentliche Sittlichkeit zu überwachen. 

Die sanitäre Überwachung der Prostituierten, insoferne die 
Ausbreitung der Syphilis dadurch verhindert wird, steht ihr wie 
jede andere Agende, welche die Sicherheit des Eigenthums oder 
der Person bezweckt, wohl im allgemeinen als Sicherheitsbehörde 
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zu, ist aber nach dem bereits oben citierten Gesetze vom 
30. April 1870 insoferne eine Obliegenheit der Gemeinde, da die 
Gesundheitspolizei von Seite der Gemeinde ausgeübt wird. 

Nach dem jetzigen Stande der Gesetzgebung wurde die Hand- 
habung der Sittenpolizei von Seite der k. k. Polizeibehörde und 
die Durchführung von sanitären Maßregeln von Seite der Gemeinde 
im Prostitutionswesen in Wien zu einer Menge Unzukömmlichkeiten 
und Conflicten Anlass geben. 

a) Bei mit Gesundheitsbaeh betlieilten Prostituierten. 

Im Jahre 1873 wurde in Wien ein neues Regime in der 
polizeilichen Behandlung der Prostituierten eingeführt, dessen 
Grundsatze der Pol.-Dir.-Erlass vom 28. Jänner 1873, Z. 208 L, 
enthält 

Diese Grundsätze basieren auf die Evidenzhaltung 
der Prostituierten, auf die periodische ärztliche Unter- 
suchung und auf die zwangsweise Spitalsbehandlung 
im Falle der Erkrankung an einer venerischen Krankheit, wie 
auch auf die Bestrafung der Frauenspersonen, die sich der Pro- 
stitution hingeben und keine Gesundheitsbücher besitzen. 

Die Durchführung dieser Grundsätze ist in dem Pol.-Dir.- 
Erlass vom 6. Februar 1873, Z. 208 pras., enthalten, welcher Erlass 
durch später publicierte Statthalterei-Erlässe einige Abänderungen 
erfuhr, im übrigen aber noch in Kraft besteht. Diese Directiven 
im Prostitutionswesen lehnen sich dem französischen Systeme an, 
nach welchem die Prostitution in Berlin, Brüssel. Paris u. s. w. 
eine Regelung erfahrt. 

Das wesentlichste in diesen Directiven ist die periodische 
ärztliche Untersuchung der in Evidenz stehenden Prostituierten, 
die sich in der Ertheilung des Gesundheitsbuches manifestiert. 

Die Wiener k. k. Polizei-Direction hat die Gesundheitsbücher 
allein nur im Interesse der Gesundheitspflege zur Hintanhaltung 
der Syphilis eingeführt. Sie haben den Zweck der Evidenzhaltung 
des Gesundheitszustandes der Inhaberinnen und sind keine Licenz- 
bücher für Prostituierte. 

Die Erfolgung eines solchen Gesundheitsbuches verpflichtet 
lediglich die Inhaberin zu einer periodischen ärztlichen Unter- 
suchung, gibt derselben aber weder allgemeine noch specielle 
Befugnisse und wird somit auch in keinem Falle die Anerkennung 
des Schandgewerbes als ein erlaubtes oder concessioniertes hiemit 
verbunden. 1) 

Das Gesundheitsbuch ist sowohl seiner Einrichtung als auch 
seiner Bestimmung nach für die Gerichte ganz irrelevant, der 
Besitz oder Nichtbesitz eines solchen Buches bei Beurtheilung 



*) Pol.-Dir.-Erlass vom 20. Jänner 1879, Z. 66.840. 
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einer Schuldfrage nach dem Strafgesetze überhaupt, insbesondere 
aber dritten Personen gegenüber, ist ganz außer Betracht zu 
lassen.^) 

In polizeilicher Hinsicht ist als Prostituierte jede Frauens- 
person zu behandeln, welche geständiger-, erwiesener- oder 
notorischermaßen die Unzucht gewerbsmäßig betreibt. 

Die Prostituierten sind sowohl bei den Commissariaten ihres 
Wohnortes, als auch bei der Polizei-Direction in Evidenz zu halten. 

Nach dem Pol.-Dir.-Erlasse vom 6. Februar 1873 wäre die 
Evidenz nach der im Decret vom 14. Jänner 1869, Z. 170 prsBS., 
angeordneten Weise auszuführen. Dieses Decret wurde durch 
andere Polizei-Erlässe sehr modificiert. 

Seit dem Jahre 1869 werden in Wien Vormerkblätter 
sowohl im Administrations-Bureau der Polizei-Direction, wie bei 
den Commissariaten über die Prostituierten geführt. 

Gegenwärtig ist die G e n e r a 1 - E v i d e n z «) der Prostituierten 
nach dem jeweiligen Stande im Administrations-Bureau der Polizei- 
Direction geordnet. 

Jedes Commissariat (Expositur) hat behufs der gehörigen 
Fortführung dieser Evidenz Folgendes zu beobachten: 

1. Wenn einer Prostituierten ein Gesundheitsbuch ausgefolgt 
wird, ist das Verpflichtungsprotokoll dem Administrations- 
Bureau vorzulegen.*) 

2. Über dieselbe ist dortamts unter Anführung des vollständigen 
Nationales ein Vormerkblatt anzulegen, in welchem unter Be- 
zeichnung des Datums der Ausfolgung des Gesundbeitsbuches die 
Wohnung sowie Benennung des Untersuchungsarztes vorzumerken 
ist.*) Gleichzeitig sind vom Gefangenhause und Evidenz-Bureau 
telegraphisch die Prioren jeder Prostituierten einzuholen und 
die diesbezüglichen Antworten auf den Vormerkblättern genau zu 
notieren. 

3. Wird eine in Evidenz gestellte Prostituierte gerichtlich oder 
polizeilich abgestraft, so ist dieses mit allen beziehentlichen Daten 
genau vorzumerken. 

Die im obigen Statth.-Erlasse kundgemachten Grundsätze 
wurden durch den Statth.-Erlass vom 20. Juni 1875, Z. 17.262, 
abgeändert. 

Diese Änderungen bestehen darin, dass die Prostituierten die 
Untersuchungsärzte nicht selbst wählen dürfen und dass die Unter- 
suchungen von den Polizei-Bezirksärzten und dann weiter von 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 20. Jänner 1879, Z. 66.840, und vom 10. Fe- 
brnar 1886. Z. 50.778. 

«) Po1.-Dir.-Erl. vom 10. Juli 1887, Z. 5543. 

«) Pol.-Dir.-Erl. vom 6. Februar 1873, Z. 208 praes., Directiven lit. 3, 
Abs. 3, Rauscher*s Normen der Wiener Polizei Nr. 25, ex 1873. 

*) Pol.-Dir.-Erl. vom 14. Jänner und 12. Mai 1869, Z. 170 pnes. und 
4641, Rauscher's Normen der Wiener Polizei Nr. 7 und 66, ex 1869. 
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den von der Polizei-Direction hiezu autorisierten Ärzten gegen 
eine zu bestimmende Taxe vorzunehmen sind. 

4. Bei eintretender Spitalsbebandlung der Prostituierten ist 
der Tag des Eintrittes und der Austritt aus dem Erankenhause, 
dann der Umstand, ob die Krankheit syphilitisch oder nicht 
syphilitisch war, auf dem Vormerk blatte ersichtlich zu machen.^) 

5. Bei ZurOcklegung des Gesundheitsbuches ist die Ursache 
derselben anzugeben und sind die Vormerkblätter, eventuell Ab- 
schriften derselben, sofort dem Adrainistrations-Bureau vorzulegen, 
um solche Prostituierte aus der engeren Evidenz ausscheiden zu 
können. 

6. Nimmt eine in Evidenz gewesene Prostituierte ihr Ge- 
sundheitsbuch wieder zurück, so ist das Vormerkblatt derselben 
ohne besonderen Bericht mittelst Dienstzettels, unter Vormerkung 
der neuen Wohnungsadresse der Prostituierten auf demselben, 
rückzustellen. 

7. Bei Übersiedlung der Prostituierten aus einem Bezirk in 
den andern ist jedesmal mit kurzer Indercatnote vom Commissariate 
des neuen Domicils der Wohnungswechsel der Prostituierten dem 
Administrations-Bureau zur Vormerkung zu berichten. 

8. Monatsweise sind die Strafregister der Prostituierten zur 
Revision und Vormerkung dem Administrations-Bureau vorzulegen.*) 

Auf den bezüglichen Vormerkblättern ist auch bei Erkran- 
kungen der Prostituierten sowohl die Dauer ihrer ärztlichen Be- 
handlung als auch die Diagnose zu notieren, um bei etwaigen 
Übersiedlungen solcher Prostituierten in andere Bezirke den dort 
für sie bestimmten Untersuchungsärzten die Gelegenheit zu bieten, 
sich über deren allfallige frühere Erkrankungen, sowie auch über 
die Art dieser Erkrankungen durch Einsichtnahme in die Vor- 
merkblätter informieren zu können.') 

Das Formular eines früheren Vormerkblattes enthielt 
folgende Rubriken: 

1. Seite. 2. Seite. 

Vormerkblatt. 

Narae ! Wohnung _ Anme rk nng ' 



Nationale 



Zuständigkeit 



Wohnun g [Anmerknng 



*) Pol.-Dir.-Erl. vom 24. December 1877, Z. 3547 praes. ; Rauscher: 
Die Normen für die Wiener Polizei- Verwaltung Nr. 172, Abs. 7, ex 1877. 
' Pol.-Dir.-Erl. vom 29. November 1886, Z. 75.950. 
Pol.-Dir.-Erl. vom 24. December 1877, Z. 3547. 
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Seit dem Jahre 1896 sind neue Vormerkblätter ein- 
geführt, die auch zur Evidenzhaltung der geheimen Prostituierten 
verwendet werden.') 

Das gegenwärtig im Gebrauche stehende Vormerkblatt ent- 
hält, wie aus dem nachstehenden Formulare zu ersehen ist, mehr 
Rubriken. 

1. Seite. 
K. k. Polizei-Direction A.-B. 

Angelegt am 



Prostituierten- Vormerkblatt 
über 



geboren zu 

Religion: 

frühere Beschäftjgnng : 

zuständig nach 



laut 



im Jahre 
Stand: 



Photographie 



Eltern, Vormund, Ange- 
hörige : 



Stand bereits unter sittenpolizeilicher Controle in 



Außer Evidenz getreten 



Neu angemeldet 



nach. 



nach. 



2. Seite. 



Vormerk über polizeiliche Abstrafungen. 
Wurde abgestraft: 



=T= 






Vom k. k. Polizei- 1 Erkenntnis, 

Bezirks- | Strafregistri, 

Ck>mmis8ariat ' Zahl, Datum 



Strafbare > 
Handlung 



mit I Anmerkung 



bis 19 



') Pol.-Dir.-Decret vom 22. Juli 1896, Z. 77.883/1. 
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Vormerk über gerichtliche Abstrafungen. 
Wurde abgestraft: 



3. Seite. 



1 


Vom 

k. k. Landes- 

(Bezirk8-)Gerichte 


ürtbeil, 
Zahl, Datum 


Strafbare 
Handlang 


1 
mit Anmerkung ' 


1 i ' 





! 


2 i ; 


1 


3 






1 


bis 19 








1 

1 



4. Seite. 



Wohnung 



Datum 



I 
Bezirk ' Gasse 



Erkrankungen 

Spital I Krankheit 



Datum Datum 

der der 

Erkrankung Entlass ung 



I, 



I 



Anmerkung. 



Es ist in den Gesundheitsbüchern, Verpflichtungsprotokollen 
und den Vormerkungsblättem stets nur die Gasse und die Haus- 
nummer anzuführen, wo eine Prostituierte wohnt und sich jeder 
weiteren Ingerenz auf die Unterstandsgeber der Prostituierten selbst 
bei dieser Gelegenheit zu enthalten, um nicht mit den Gerichten 
wegen § 512 St.-G. in Collision zu kommen.^ 

Seit dem Bestehen des sog. Vagabundengesetzes ist diese 
Besorgung irrelevant. 

In Wien halten einige Polizei-Commissariate eine Abschrift 
des Vormerkblattes der weggesiedelten Prostituierten zurück und 

«) Pol.-Dir.-Erlass vom 12. Jänner 1876, Z. 1924. 
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hinterlegen diese in einem besonderen Fascikel in der „Evidenz 
der weggesiedelten und quiescierten Prostituierten." 

Auch führen einige Commissariate eine Evidenz der 
Kupplerinnen gleichfalls in der Form alphabetisch hinterlegter 
Grundbögen, aus denen die Wohnorte derselben und alle Mädchen, 
die bei ihnen wohnhaft waren und sind, ersichtlich ist. 

Auch werden „Häuserbögen" hinterlegt, geordnet alpha- 
betisch nach den Straßen, in welchen bloß die Kupplerinnen 
eingetragen werden. In den Grundbögen der Kupplerinnen findet 
man dann die bei denselben wohnenden Mädchen.^) 

Außerdem erscheint es auch angezeigt, dass bei jedem 
Ck)mmissariate nunmehr sofort ein eigenes Protokoll angelegt 
werde, in welchem unter Beibehaltung der Vormerkblätter alle im 
Bezirke in Evidenz befindlichen oder künftighin neu in die 
Evidenz gelangenden Prostituierten zu verzeichnen und unter fortr- 
laufenden Nummern in Evidenz zu halten sind. 

Die Evidenznummern sind übrigens stets auch auf den be- 
treffenden Vormerkblättern der Prostituierten ersichtlich 
zu machen. 

Sollte eine dieser Frauenpersonen in einen anderen Bezirk 
übersiedeln, von dort jedoch wieder zurückkehren, so hat dieselbe 
zur Vereinfachung des Protokolls ihre frühere Evidenznommer 
beizubehalten. 

Eine genaue Führung dieser Protokolle wird nicht nur die 
Evidenzhaltung wesentlich fördern, sondern die Commissariate 
auch jederzeit in den Stand setzen, über alle im Bezirke wohnhaft 
gewesenen Prostituierten sofort und ohne Schwierigkeit etwa er- 
forderliche Auskünfte ertheilen zu können.*) 

Jeder Prostituierten, welche als solche bekannt und in Evidenz 
gestellt werden will, oder sich freiwillig meldet, ist gegen Erlag 
des Gestehungspreises ') ein Gesundheitsbuch auszufolgen. 

Im Jahre 1886 suchte die Wiener Polizei die in Wien that- 
sächlich und notorisch der Prostitution ergebenen Frauenspersonen 
in Evidenz zu nehmen und gab einen Erlass an die Bezirksleiter 
hinaus, worin es heißt: 

„Eine Abweisung sich selbst um ein Gesundheitsbuch mel- 
dender Prostituierten unter dem Vorwand, der Bezirk sei bereits 
überfüllt, ist absolut unzulässig, weil es Selbsttäuschung wäre, zu 
glauben, dass eine solche Frauensperson sich dann einen ordent- 
lichen Erwerb sucht, sie wird im Gegentheile nach wie vor der 
Prostitution ergeben bleiben, nur wird sie nicht regelmäßig ärztlich 
untersucht werden. 



*) Die Polizei-Geschäftsordnung in Wien mit Entwürfen neuer Ein- 
richtungen. Von Friedrich W. Binder, k. k. Polizei-Commissär. Wien 1886. 
*) Pol.-Dir.-Erlass vom 24. December 1877, Z. 3547. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 25. Februar 1873, Z. 433 praes. 
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Ebenso kommt es vor, dass die Executivorgane, um einer- 
seits „ Leistungen ** nachzuweisen, andererseits aber nicht durch 
einen Missgrüf sich Dnannehmlichkeiten zuzuziehen, immer nur die 
mit Gesundheitsbtichern versehenen Prostituierten aufgreifen, um 
die sogenannte wilde Prostitution sich wenig oder gar nicht 
kümmern. 

Es ist thatsächlich vorgekommen, dass Prostituierte lediglich 
aus diesem Grunde ihr Buch zurücklegten, in einen anderen 
Bezirk übersiedelten und dort als „wilde" Prostituierte ihr Geschäft 
unbehelligt fortsetzten. 

Nachdem die Maßregel der Untersuchung der Prostituierten 
lediglich eine sanitäre ist, können auch nur die Interessen der 
öfiTentlichen Gesundheitspflege dabei als maßgebend in Betracht 
kommen." *) 

Vor Ausfolgung*) eines Gesundheitsbuches muss die Zu- 
ständigkeit der betreffenden Frauensperson sehr genau erhoben 
werden. Denn sonst kann es vorkommen, dass mit Gesundheits- 
buch versehene Prostituierte, deren Zuständigkeit nicht bekannt 
und erst im Correspondenzwege festzustellen ist, nach mehrfachen 
Beanständigungen för die Abschiebung behandelt oder als erkrankt 
in ein Spital abgegeben werden müssen. 

Dadurch wird der Sicherheitsfond für die oft nicht unbe- 
deutenden Verpflegskosten bis zu der oft spät erfolgenden Fest- 
stellung der Zuständigkeit zahlungspflichtig. 

Anderereits kann es auch vorkommen, dass Prostituierte in 
Spitälern auf öffentliche Kosten verpflegt werden müssen, deren 
Hereinbringung den Verwaltungen der Spitäler bei unbekannter 
Zuständigkeit sehr erschwert wird. 

Der Zahlungspflicht des Sicherheitsfondes könnte aber dadurch 
vorgebeugt werden, dass an Dirnen, welche nicht in der Lage 
sind, ihre Zuständigkeit legal nachzuweisen, Gesundbeitsbücher 
nicht verabfolgt, beziehungsweise dieselben zur Beibringung der 
Heimatsnachweise verhalten werden. 

Jenes Document, durch welches die Zuständigkeit nachge- 
wiesen wird, ist mit allen Daten in dem Vormerkblatte zu fixieren. 

Ist aber dieses Document ein Dienstbuch,') muss es auf 
die Dauer des Besitzes des Gesundheitsbuches abgenommen und 
ämtlich deponiert werden, um der Dirne nicht Gelegenheit zu 
bieten, je nach Belieben sich des einen oder anderen Buches zu 
bedienen. 

Besitzt die Dirne Ausweise nicht, wird in der Regel der § 1, 
lit. b des Gesetzes vom 27. Juli 1871, R.-G.-B. 88, anzuwenden 
sein, wornach gegen ausweis- und bestimmungslose Individuen, 
welche kein Einkommen und keinen erlaubten Erwerb haben, mit 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 22. Jänner 1886, Z. 3495. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 9. Juni 1883, Z. 30.044/1. 
') Dienstbotenbacb, Arbeitsbuch u. s. w. 
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der Abschiebung, eventuell nach § 2 mit der Abschaffung vorzu- 
gehen ist. 

Die vor der Ertheilung des Gesundheitsbuches vorgenommene 
amtsärztliche Untersuchung der um ein Gesundheitsbuch an- 
suchenden Frauensperson hat zu constatieren, ob dieselbe ge- 
schlechtlich gesund und bereits defloriert ist. 

Eine zwangsweise Einschreibung der Prostituierten besteht in 
Wien nicht, dieselbe geschieht nur mit Einwilligung der Pro- 
stituierten. 

Bei der Ausfolgung des Gesundheitsbuches wir dieselbe ver- 
pflichtet, gewisse polizeiliche Anordnungen, wie: sich zweimal in 
der Woche, und zwar stets nach einem Intervalle von 2, be- 
ziehungsweise 3 Tagen ärztlich untersuchen zu lassen, zu befolgen. 
Zu diesem Zwecke wird mit der betreffenden Prostituierten vor 
Ausfolgung eines Gesundheitsbuches ein Verpflichtungs- 
protokoll aufgenommen, welches dieselbe zu unterfertigen hat. 



Formular des Protokolls. 



Protokoll 



vom 18. . . aufgenommen von dem k. k. Bezirks-Polizei- 

Commissariate : 

mit Name Geburtsjahr Gebnrtsort 

Kronland Politischer Bezirk Zuständigkeitsort 

Kronland Politischer Bezirk Laut Stand 

Gesicht Haare Augen Besondere Kennzeichen 

Spitzname Wohnung 

Es wird derselben ein Gesuudheitsbuch erfolgt, und hiebei bekannt 
gegeben, dass sie verpflichtet werde, sich wöchentlich zweimal und zwar 
von drei zu drei Tagen ärztlich untersuchen zu lassen, und dass die 
Außerachtlassung dieser Bestimmung, sowie jede Fälschung des Gesundheits- 
buches und jeder Missbrauch mit demselben nach den bestehenden Gesetzen 
und Verordnungen bestraft wird, im Wiederholungs falle nach Umständen auch 
die Abgabe ins Zwangsarbeitshaus, die zwangsweise Entfernung und die Ab- 
schaffung von hier zur Folge haben kann. 

Unter Hinweisung auf eben diese Verordnungen wird dieselbe weiter zur 
unverzüglichen Anzeige jeder Wohnungsveränderung verpflichtet und vor 
jedem unanständigen Betragen auf der Straße oder in öffentlichen Localitäten, 
sowie vor auffallendem Herauslegen aus den Fenstern ihrer Wohnung und 
derlei Anlocken von Männern hiemit verwarnt. 

Worauf dieselbe erklärt : 

Ich habe diese Bestimmungen wohl verstanden, und werde mich darnach 
benehmen. 

Zur Bestätigung: 

NB. I. Wohnungsveränderung 

II. Untersuchender Arzt 
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Im Jahre 1889 1) wurde der Wortlaut des mit Statth.-Erlass 
vom 28. Jänner 1889, Z. 3996, genehmigten Nachtrages zu dem 
Verpflichtungs-Protokolle der Prostituierten kundgemacht. 

Dieser Nachtrag lautet: 

Nachtrag 

za dem 
Verpflichtungsprotokolle der Prostituierten: 



aafgenommen bei dem k. k. Bezirks-Polizei-CommisBariate 
am 189 

Unter Hinweis aaf die bestehenden 
Gesetze and Verordnungen, wird derselben 
hiemit untersagt : 

Das Anlocken von Männern, sei es 
durch Worte, Laute oder durch Zeichen 
und Geberden, wie : Winken, Anlachen 
n. dgl. ; das auffallige Umhergehen auf 
allen Straßen, Promenaden und Plätzen 
im Wiener Polizeirayon, insbesondere : 

im Bezirke Innere Stadt: am 
Graben, Kohlmarkt, Stefansplatz, Rothen- 
thurmstraße, Kärntnei'straße, im Stadt- 
parke und Kathhausparke ; 

im Bezirke Leo pold Stadt : in 
der Praterstraße incl. Praterstem; 

im Bezirke Landstraße: im unteren 
Theil der Hauptstraße bis zur Rochus- 
kirche und im Kinderparke; 

im Bezirke Wieden: auf der 
Wiedener Hauptstraße bis zur Paulaner- 
kirche, sodann in der Favoritenstraße; 

im Bezirke Mariahilf: auf der 
Mariahilfei*8traße und auf der Magdalenen- 
straße in dei* Nähe des Theaters a. d. 
Wien ; 

im Bezirke Neubau: ebenfalls in 
der Mariahilferstraße ; 

im Bezirke Josefstadt : in der Josef- 
städterstraße in der Nähe des Theaters; 

im Bezirke Ro s s a u : im Parke vor 
der Votivkirche — insbesondere soweit 
es sich durch Auf- und Abgehen, wieder- 
holtes Stehenbleiben ohne besonderen 
triftigen Grund, auffallend langsames 
Geben und öfteres Umsehen äußert, und 
zwar sowohl zur Tageszeit, als ganz be- 
sonders zur Abend- und Nachtzeit. 



') Pol.-Dir.-Erlass vom 12. Febi-uar 1889, Z. 8859. 
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Das Heranssehen beim Fenster der 
eigenen oder einer fremden Wohnung, 
insbesondere im Parterre oder I. Stocke, 
sofern dadurch die Aufmerksamkeit der 
Passanten erregt werden kann, das über- 
mäßige Erleuchten des Zimmers zur 
Abend- und Nachtzeit, sowie das lante 
Singen, Musicieren oder sonstige ruhe- 
störende Benehmen in ihren Wohnungs- 
ränmen. 

Die Wohnnngsränme derselben 
müssen derart verwahi*t sein, dass der 
Einblick in die Wohnung vollständig ge- 
hindert ist. 

Das Stehen vor, unter oder hinter 
der Hausthüre, gleichviel ob die fragliche 
Frauensperson in dem betreffenden Hanse 
wohnt oder nicht. 

Worauf dieselbe erklärt: 
Ich habe diese Bestimmung verstanden 
und werde mich darnach benehmen. 

Zur Bestätigung: 

Mit diesem Nachtrags-VerpflichtungsprotokoUe ist in gleicher 
Weise, wie dies im § 3, al. 3, der Directiven vom 5. October 1876, 
Nr. 1794, bezüglich der „Verpflichtungsprotokolle" vorgezeichnet 
ist, vorzugehen. 

Bei der Unterfertigung des Verpflichtungsprotokolles ist hier- 
bei jeder Einheimischen zu bedeuten, dass sie bei nicht gerecht- 
fertigter Unterlassung der Visitation die Bestrafung nach der 
Ministerial-Verordnung vom 30. September 1857, R.-G.-B. Nr. 198, 
nach Umständen die Abgabe in die Zwangsarbeitsanstalt zu ge- 
wärtigen habe: jeder Fremdzuständigen aber die Bestrafung nach 
eben dieser Ministerial-Verordnung und im Falle wiederholter 
Beanständigung die unnachsichtlich erfolgende zwangsweise Ent- 
fernung und Abschaffung aus dem Polizeirayon in Aussicht zu 
stellen. 

Das Verpflichtungsprotokoll sammt dem Nachtragsprotokoll 
mit einem von den Duplo der Vormerkblätter wird sofort nach 
Ausfolgung des Gresundheitsbuches an das Administrationsbureau 
eingesendet und bei der zur General-Evidenz geführten Vor- 
merkung über die betreffende Prostituierte reponiert, kann von dort 
erforderlichen Falles behoben werden, ist aber nach gemachtem 
Amtsgebrauche sofort wieder zurückzustellen. 

In Wien werden Gesundheitsbücher nur an Frauenspersonen 
ausgestellt, welche bereits das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, 
da nach § 127 St.-G. jeder außereheliche Beischlaf bei einer noch 
nicht das 14. Lebensjahr zurückgelegten Frauensperson als Noth- 
zucht anzusehen ist. Ist die Frauensperson verheiratet, so kann 
sie erst dann mit einem Gesundheitsbuch betheilt werden, wenn 
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der Gatte dazu die Einwilligung gibt und dieselbe von ihrem 
Gatten getrennt lebt. 

Es kann in Wien an ein minderjähriges Mädchen ein Ge- 
sundheitsbuch nur dann ausgefolgt werden, wenn entweder durch 
Erklärung des Vaters oder Vormundes oder durch Thatsachen 
erwiesen ist, dass jene entweder nicht den Willen oder nicht die 
Macht haben, das Mädchen von dem liederlichen Lebenswandel 
abzuhalten.^)" 

Die außer dem Wiener Polizeirayon domicilierenden Eltern 
oder die Vormünder sind durch die Heimats-, beziehungsweise 
Domicils-Gemeinde zu verständigen und um die Willensäußerung 
zu fragen.2) 

Gegen die Erfolgung eines Gesundheitsbuches an eine unter 
Polizeiaufsicht stehende Person obwaltet kein Bedenken. Die Er- 
folgung des Gesundheitsbuches und die dadurch bedingte regel- 
mäßige ärztliche Untersuchung ist lediglich eine sanitäre Maßregel 
im öffentlichen Interesse. Würde es seitens der Behörde abgelehnt, 
eine solche Person, welche sich um das Gesundheitsbuch bewirbt, 
der ärztlichen Controle zu unterstellen, würde sie das Schand- 
gewerbe nichtsdestoweniger üben, und im Falle durch sie jemand 
syphilitisch krank würde, könnte der Behörde mit Recht der Vorwurf 
gemacht werden, dass sie eine notorische Prostituierte, welche 
selbst darum bat, nicht unter ärztliche Controle gestellt habe. 
Selbstverständlich werden durch die Erfolgung eines Gesundheits- 
buches die Bestimmungen des § 9 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, 
R-G.-B. Nr. 108, namentlich die Bestimmung der lii c dieses 
Paragraphen nicht alteriert.^) 

Der § 9 enthält die Bestimmungen, wie lange die Polizei- 
aufsicht ausgedehnt werden kann (3 Jahre) und wie weit die Be- 
schränkung des Polizeiaufsichtlers gestattet ist. 

Im Jahre 1877 wurden die Gesundheitsbücher in kleinem 
Format und mit zum Theile geändertem Texte hinausgegeben. 

In dieser geänderten Form sind sie noch gegenwärtig im 
Gebrauche. 

Es enthält die 1. Seite: 

Gesundheitsbuch 
für 



Gebürtig Kionland politischer Bezirk. . 

zuständig nach Kronland politischer Bezirk. 

Größe Gesicht Haare Augen . . 



Eigenhändige Untei*schrift : 



») Pol.-Dir.-Erlass vom 4. April 1888, Z. 23.766. 
») Pol.-Dir.-Decret vom 23. Juli 1889, Z. 53.095. 
•^) Pol.-Dir.-Erlass vom 14. Mai 1886. Z. 71.534, ex 1885. 
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2. bis 4. Seite : Wohnung 

5. und 7. Seite : Name und Wohnort des untersuchenden Arztes. 
8., 9. und 10. Seite : Bestimmungen. 

§ 1. Die Einführung des Gesundheitsbucbes hat den Zweck, den Nach- 
weis der regelmäßig und vorschriftsmäßig erfolgten ärztlichen üntersuchungeji 
der BetreflFeuden zu liefern. 

§ 2. Die zu Untersuchende hat sich wöchentlich zweimal, und zwar 
stets nach einer Zwischenzeit von zwei, beziehungsweise drei Tagen von jenem 
Arzte untersuchen zu lassen, welchem sie vom Domicils-Commissariate zuge- 
wiesen wurde. 

§ 3. Ein willkürlicher Wechsel des untersuchenden Arztes ist nicht 
gestattet. 

§ 4. Die ärztliche Untersuchung hat entweder in der Wohnung des 
Arztes oder in einem hiefür bestimmten eigenen Locale, oder endlich in der 
Wohnung der zu Untersuchenden selbst zu geschehen. 

Die Bestimmungen, wo, an welchem Tage und zu welcher Zeit die 
Untersuchung vorgenommen werden soll, hat der hiemit betraute Arzt zu 
treffen. 

§ 5. Die zu Untersuchende hat sich nm bestimmten Tage und zur be- 
stimmten Stunde in dem Untersuchuugslocalo einzutinden oder, wenn sie in 
ihrer eigenen Wohnung untersacht wird, zur festgesetzten Zeit in ihrer Be- 
hausung zu verbleiben und bei dem Eintreffen des Untersuchungsarztes für 
die Vornahme der Untersuchung sofort bereit zu sein. In jenen Fällen aber, 
wo der Arzt die Untersuchung in der Wohnung der Betieffenden vornimmt, 
jedoch zur festgesetzten Stunde daselbst nicht erscheint, hat dieselbe die 
Verpflichtung, bei dem Arzte in dessen nächster Ordinationszeit sich einzu- 
finden. 

§ 6. Wenn die Betreffende sich der Untersuchung entweder gar nicht 
oder nicht zu den vorgeschriebenen Terminen unterzieht, so ist der Unter- 
Euchungsarzt verpflichtet, dem zustündigen Commissariate die Anzeige zu 
erstatten, welches die zwangsweise Vorführung zu veranlassen und gleich- 
zeitig mit strenger Bestrafung vorzugehen hat. 

§ 7. Die Taxe für die einmalige Untersuchung und für die auf Grund 
derselben getroffenen Vei-fügungen wird, im Falle die Untersuchung in der 
Wohnung des Arztes vorgenommen wird, mit 50 Kreuzer, und im Falle die- 
selbe in der Wohnung der zu Untersuchenden stattfindet, mit Einem Gulden 
festgesetzt. 

§ 8. Wird die Untersuchte gesund befunden, so wird dies nebst dem 
Datum der Untersuchung unter Beisetzung der Namensfertigung des Arztes 
im Gesundheitsbuch bemerkt und letzteres der Untersuchten wieder ausgefolgt. 

Zeigt sich dagegen, dass sie mit krankhaften Erscheinungen an den 
Geschlechtstheilen oder sonst an irgend einem Körpertheile behaftet ist, 
welche eine Ansteckungsgefahr bedingen, so hat der Arzt das Gesundheits- 
buch sofort zurückzubehalten, der Untersuchten aber aufzutragen, dass sie 
sich unverzüglich in eines der drei k. k. Krankenhäuser begebe, widrigenfalls 
ihre zwangsweise Abgabe in ein Spital vom Polizei-Commissariate verfügt 
werden würde. 

Schließlich hat er ihr unter Androhung einer strafgerichtlichen Ver- 
folgung (§ 509 St.-G.-B.) ausdrücklich einzuschärfen, dass sie sich von da an 
nicht mehr fleischlich gebrauchen lasse. 

Die häusliche ärztliche Behandlung an einem solchen Übel ist unbedingt 
verboten. 

§ 9. Es ist die Pflicht des üntersuchungsarztes, jede einzelne Unter- 
suchung in Gemäßheit der hiefür erlassenen Instruction in der genauesten 
Weise und mit Benützung aller durch die Wissenschaft vorgezeichneteu 
Behelfe vorzunehmen. 
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§ 10. Bei Fälschungen des Gesandheitsbaches, welchen die Namens- 
fertigung der Inhaberin beizufügen ist> oder bei sonstigem Missbrauche mit 
demselben, hat das b^^treffende Commissariat gesetzlich amtszuhandeln. 

§ 11. Die Außerachtlassung oder Übertretung dieser Normen wird nach 
den bestehenden Vorschriften bestraft. 

K. k. Poliz ei-Direction 

11.— 31. Seite: 

Datum I Befund Unterschrift des Arztes 



II I I 

\- - \- - - -1 

Der Preis eines Gesandheitsbaches, welches im Ökonomate 
der Polizei-Direction za beziehen ist, ist aaf 20 Heller ö. W. fest- 
gesetzt worden and von den damit betheilten Prostituierten einzu- 
heben; ein Buch Verpflichtungsprotokolle kommt auf 18 kr. za 
stehen und fällt die Auslage hiefür dem Kanzleipauschale des 
Commissariates zur Last.*) 

Um über die Identität der vom Arzte hinsichtlich ihres 
Gesundheitszustandes untersuchten Frauensperson oder der mit dem 
Gesundheitsbuche gegenüber dem Gaste sich ausweisenden Pro- 
stituierten mit jener, auf deren Namen das betreffende Gesundheits- 
buch lautet, keinen Zweifel aufkommen zu lassen, hat die Wiener 
Polizei-Direction*) dem Gesundheitsbuche die Photographie 
der Besitzerin desselben beigegeben, auf deren Namen das 
Gesundheitsbuch lautet. 

Es sind außer der Photographie, welche auf dem ersten 
Blatte des Gesundheitsbuches angeklebt und mit dem Polizei- 
Amtssiegel überdruckt wird, noch zwei Exemplare zum Amts- 
gebrauche anzufertigen, wovon ein Exemplar auf dem beim 
Bezirks-Pol izei-Commissariate erliegenden Vormerkblatte angeklebt, 
das zweite Exemplar jedoch dem Administrationsbureau der Polizei- 
Lhrcction zur Einlage bei dem dortamts in der Centralevidenz 
t*rli<.^genden Vorraerkblatte einzusenden ist. 

Als Honorar 3j für die Aufnahme und die Herstellung von 
tlrti Bildern uncachiert wurde der Betrag von 1 fl. 50 kr. bestimmt, 
welchen die Prostituierte vorhinein zu entrichten hat. 

Das Photographieren wird im Polizei-Gefangenhause vor- 
genommen, woselbst ein Beamter bestellt ist, der die Prüfung 

^) Pol.-Dir.-Erlass vom 25. Februar 1873. Z. 433 praes. 
') Pol.-Dir. Erlass vom 21. November 1894, Z. 112.288/1. 
•) Siebe ^) 
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der Personsidentität der zur photographischen Aufnahme sich 
einfindenden Frauenspersonen durch Vergleichung der Handschrift, 
der im Gesundheitsbuche eingetragenen Personsbeschreibung u. s. w. 
vornimmt. 

Die angefertigten drei Exemplare der Photographie sendet der 
Photograph mittelst Consignation dem betreffenden Commissariate 
zu, welches dieselben in der angeführten Weise verwendet. 

Die Aufforderung zum Erscheinen bei der Polizei-Directions- 
Abtheilung für Gefangenhausangelegenheiten, VI., Theobaldgasse 2, 
zum Zwecke der photographischen Aufnahme hat mittelst An- 
weisung laut untenstehenden Formulares zu geschehen. 

K. k. Polizei- Bez. -Commißs. Josefstadt. 

VIII gasse Nr 

wohnhaft, wird angewiesen, am um Uhr zuverlässig bei 

der k. k. Folizei-Directions-Abtheilung für Gefangenhausangelegenheiten, VI., 
Theobaldgasse Nr. 2, behufs iiirer photographischen Aufnahme sich ein- 
zufinden. 

Wien, am 

Eigenhändige Unterschrift: L. S. 
Unterschrift des Prostitutionsreferenten. 

Das richtige Erscheinen wird bestätigt: 

L. S. 
Polizei-Directions-Gefangenhausabtheilung. 

Dieser behufs Anmeldung zur photographischen Aufnahme 
der betreffenden Frauensperson ausgestellten Anweisung ist vor 
der Ausfolgung von ihr die eigenhändige Unterschrift beizusetzen 
und zum Nachweise, dass sie dem Auftrage nachgekommen ist, 
mit der Bestätigung der Polizei-Directions-Abtheüung für Ge- 
fangenhausangelegenbeiten dem Bezirks-Polizei-Commissariate ohne 
Verzug wieder vorzulegen. 

Es ist die sofortige Aufnahme der für ihre Stellung unter 
ärztliche Controle sich neu anmeldenden Prostituierten zu ver- 
anlassen, so dass an eine neu sich anmeldende Frauensperson 
erst nach Beibringung ihrer unter ämtlicher Controle aufgenom- 
menen Photographie das mit derselben ausgestattete Gesundheits- 
buch ausgefolgt werden darf. 

Für den eigenen Amtsgebrauch hat das Polizei-Gefangenhaus 
ein Tagesjournal anzulegen, in welchem der Reihe nach die an 
einem Tage stattfindenden Aufnahmen nebst Namen und Wohnort 
der Prostituierten, Tag und Zahl der Anweisung einzutragen sind. 
Die angefertigten Photographien sind in den bestimmten drei 
Exemplaren seitens des Photographen mittelst Consignation dem 
betreffenden Commissariate direct zuzusenden, welches diese drei 
Exemplare in der bereits angegebenen Weise zu verwenden hat. 
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Dem Administrationsbureau sind von den eingelangten 
Photographien die für dasselbe bestimmten Exemplare halb- 
monatlich mittelst Consignation einzusenden. 

Photographien, aus welchen die Porträtähnlichkeit nicht zu 
entnehmen ist, können vom Commissariate dem Photographen zur 
kostenlosen Neuaufnahme im Wege des Vorstandes der Polizei- 
Directionsabtheilung für Gefangenhausangelegenheiten zurückgestellt 
werden; die betreffende Prostituierte ist hiovon zu verständigen. i) 

Im Interesse der öffentlichen Sittlichkeit verbot die Wiener 
Polizei 2) im Jahre 1894 allen in Gassenladen als selbständige 
Parteien wohnenden Prostituierten den Empfang von Männer- 
besuchen durch die Ladenthür bei Tag oder Nacht, ferner das 
Wohnen von Prostituierten bei Parteien, welche einen Theil ihrer 
durch einen Gassenladen zugänglichen Wohnung an erstere ver- 
mieten, wie auch das Wohnen der Prostituierten in ebenerdigen 
Wohnungen mit auf die Gasse gehenden nieder gelegenen 
Fenstern, in der Nähe von Schulen, Kirchen, auf be- 
lebten Straßen oder Plätzen. Auch wurde verboten das 
Wohnen von Prostituierten bei Parteien, welche unmündige 
oder halberwachsene Kinder haben. 

Die Anzeige eines solchen Wohnungsverhältnisses ist nicht 
zur zustimmenden Kenntnis zu nehmen. Denn durch das Ein- und 
Ausgehen der Männer wird Ärgernis erregt, der Verführung junger 
Leute Vorschub geleistet, ferner zur Nachtzeit durch das An- 
klopfen an die Gassenladenthüren die nächtliche Ruhe der im 
Hause selbst, wie in den Nebenhäusern wohnenden Parteien in 
arger Weise gestört. Auch könnten sich leicht bedenkliche, der 
Eigenthumssicherheit gefährliche Individuen unter dem Vorgeben 
des Besuches bei einer Prostituierten in das von außen versperrte 
Haus einschleichen. 

Auch dem Wohnen der Prostituierten in ebenerdigen 
Wohnungen, mit auf die Gasse gehenden nieder gelegenen 
Fenstern, durch welche ein directer Verkehr oder eine Ver- 
ständigung mit Passanten möglich ist, muss auf belebten Straßen 
und Plätzen, in der Nähe von Kirchen und Schulen energisch 
Einhalt gethan werden. 

Bei Entgegennahme von Wohnungsanzeigen seitens der Pro- 
stituierten darf ferners niemals der Umstand außeracht gelassen 
werden, dass aus dem Wohnen von Prostituierten bei Parteien, 
welche unmündige oder halberwachsene Kinder haben, 
für letztere hiedurch unbedingt ein demoralisierender Einfluss 
entstehen muss. 

Notorisch Prostituierte überhaupt und insbesondere mit Ge- 
sundheitsbüchern versehene Frauenspersonen dürfen zur ße- 

') Pol.-Dir.-Decret vom 18. Augast 1896, Z. 83.238/1. 
^) Pol.-Dir.-Decrot vom 27. August 18J)4, Z. 70.(J89/I. 
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dienung der Gäste oder wohl gar als After-Mietparteien 
in den Kaffeeschenken nicht zugelassen werden.^) 

Im Jahre 1881 stellte der Bczirksschulrath der k. k. Reichs- 
haupt- und Residenzstadt Wien mit Note vom 18. Februar 1881, 
B.-S. Z. 515, an die Polizei-Direction Wiens aus Anlass wiederholter 
Beschwerden über das freche Treiben der Prostituierten und deren 
höchst verderblichen Einfluss auf die Schuljugend das Ersuchen, 
dass nachdem nicht zu verkennen ist, dass es für die moralische 
Erziehung der Jugend höchst abträglich ist, wenn ihr das Laster 
auf dem Schulwege oder sonst auf öffentlicher Straße vor Augen 
tritt, die geeigneten Maßnahmen in allen Bezirken Wiens getroffen 
werden, damit das schandbare Treiben der Lustdirnen den 
Augen der Schuljugend entrückt werde. 

Infolge dieses Ansuchens wurden die Polizei-Commissariate 2) 
beauftragt, die Ansiedlung der Prostituierten in der Nähe der 
Schulanstalten und anderen Orten, wo durch sie ein öffent- 
liches Ärgernis irgendwie leicht erregt werden könnte, unter 
keiner Bedingung zu dulden, und überhaupt dem frechen 
Treiben der Prostituierten mit unnachsichtlicher Strenge entgegen- 
zutreten. 

Bordellconcessionen existieren in Wien nicht, 
doch ist es einigen Unterstandsgeberinnen behördlich gestattet, 
eine Mehrzahl von Mädchen in entsprechenden Räumen zu halten. 

Die Gesundheitsbücher werden, wie schon erwähnt, in Wien 
den betreffenden Prostituierten eingehändigt und im Falle, als die 
Prostituierte erkrankt oder auf kurze Zeit verreist, das Gesundheits- 
buch vom Domicilcommissariate abgenommen. 

Bei Zurücklogung des Gesundheitsbuches auf längere 
Zeit oder für beständig wird das Vormerkblatt sammt dem Ge- 
sundheitsbuche und einer Notiz über die näheren Umstände der 
Zurücklegung dem neuen Domicilcommissariate, in welchem nun 
die Prostituierte wohnt, zur Kenntnisnahme und Überwachung 
derselben mit dem Ersuchen übermittelt, dem Administrations- 
bureau der Polizei-Direction es vorzulegen. 

Die bereits ausgenützten Gesundheitsbücher werden nach 
Verabfolgung der neuen auf den Polizeicommissariaten vernichtet. 

Gegenwärtig wandert das Vormerkblatt mit der Prostituierten; 
wenn sie in einen anderen Bezirk übersiedelt, so gelangt auch 
dieses dahin. 

Legt dieselbe das Gesundheitsbuch zurück, so schickt das 
Domicilcommissariat ihr Vormerkblatt dem Administrationsbureau 
der k. k. Polizei-Direction ein. 

Vor Ausfolgung des Gesundheitsbuches muss jede Prostituierte 
das ihr von dem betreffenden Polizeibeamten vorgelesene Ver- 
pflichtungsprotokoll unterfertigen. 

«TPÖl.^ir.-Erlasß vom 30. April 1881, Z. 25.413. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 18. Mai 1881, Z. 11.241. 

Schrank, Die Prostitution in Wien. « 
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In den Fällen, wo Frauenspersonen, welche Gesundheitsbücher 
besessen und dieselben zurückgelegt hatten, wieder mit Gesund- 
heitsbuch betheilt zu werden wünschen, sind, wenn nach den 
bestehenden Normen zulässig, die früheren auszufolgen, welche mit 
dem Vormerkblatte vom Administrationsbureau zu requirieren sind.*) 

Die in die polizeiliche Evidenz gebrachten und mit Gesund- 
heitsbüchern betheilten Prostituierten werden von dem Polizei- 
Commissariate jenes Bezirkes, in welchem sie wohnen, den mit 
der Vornahme der regelmäßigen Untersuchungen daselbst betrauten 
Ärzten zu möglichst gleichen Theilen zugewiesen. 

Nach dem Fol.-Dir.-Erlasse vom 6. Februar 1873 stand den 
Prostituierten die Wahl ihrer Untersuchungsärzte frei. Es konnte 
die Untersuchung von jedem zur Ausübung der ärztlichen Praxis 
in Wien berechtigten Arzte oder Wundarzte vorgenommen werden. 

Die Prostituierte, welche die ärztliche Untersuchung für einen 
lästigen Polizeizwang hält, sucht sich, wenn ihr die Wahl des 
Arztes freisteht, zur ärztlichen Untersuchung einen Arzt aus, von 
dem sie glaubt am wenigsten belästigt zu werden. 

Es werden daher streng nach den Vorschriften handelnde 
Untersuchungsärzte selten von den Prostituierten zur ärztlichen 
Untersuchung nominiert, und wenn es der Fall ist, bald wieder 
mit einem weniger rigoros scheinenden verwechselt. 

Es sprechen daher viele Gründe für Zuweisung der Arzte 
von Seite der Polizei. Es kann sich das Commissariat mit den 
betrauten Ärzten, namentlich mit den Polizeiärzten, viel schneller 
über zu treffende Maßregeln oder über etwaige Unzukömmlich- 
keiten verständigen, als es bisher mit den oft in anderen Bezirken 
zerstreuten und daher sehr entfernt wohnenden Ärzten der Fall war. 

Die Privatärzte, entweder infolge ihrer Überbürdung mit 
Berufsgeschäften oder aber weil sie dem Gegenstand nicht die 
gewünschte Wichtigkeit beilegen, zeigen nicht zur rechten Zeit 
der oft entfernt gelegenen Domicilbehörde das nicht pünktliche 
Erscheinen der Prostituierten zur vorgeschriebenen Visitation an, 
wodurch der eigentlich angestrebte Zweck wesentlich vereitelt 
wird. Endlich wenn eine controlierende Untersuchung der Prosti- 
tuierten durch den officiellen Arzt, wie selbes der § 8 der Polizei- 
Directions-Verordnung vom 6. Februar 1873 vorschreibt, vor- 
genommen wird, dies immer noch zu Beschwerden geführt hat, 
da die betreffenden Privatärzte sich hiedurch gegenüber der Pro- 
stituierten für compromittiert halten. 

Auf welche Art die den Dirnen zugestandene freie Wahl 
und Entlohnung des untersuchenden Arztes von Seite einiger 
Untersuchungsärzte in Wien ausgenützt wurde, entnehmen wir 
aus einer Notiz der „Wiener medicinischen Wochenschrift" Nr. 13, 
28. März 1874. Darin heißt es: 

') Pol.-Dir.-Eilass vom 11. Juli 1882, Z. 40.516. 
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„Noch ist kein Jahr verflossen und schon stellt sich die 
ganze Institution als unbrauchbar, unverlässlich und demoralisierend 
heraus. Die Polizeibehörde dringt selbst auf deren Abänderung 
und auf Abschaffung der Einrichtung, nach welcher das Zeugnis 
eines jeden beliebigen Arztes als giltig und glaubwürdig ange- 
nommen werden muss. Was wir nachdrücklich schon vor einem 
Jahre in Aussicht gestellt, dass sich immer Ärzte linden lassen, 
die ihren Vortheil selbst aus dem Schandgewerbe zu ziehen ver- 
stehen werden, und dass viele Dirnen sich dadurch der Unter- 
suchung zu entziehen wissen werden, dass ihre Wahl auf solche, 
dem ärztlichen Stande zur Schmach gereichende Mitglieder fallen 
wird, die um einen oder ein paar Gulden den Gesundheitszustand 
jeder Dirne bestätigen, auch ohne eine Untersuchung vorzunehmen, 
hat sich vollständig bestätigt und stellt sich in Wirklichkeit noch 
strafbarer heraus, als unsere Befürchtung ahnen ließ. Eine große 
Anzahl von Ärzten erscheint geradezu compromittiert durch ihre 
Unterschriften, welche an demselben Tage in die Gesundheits- 
bücher eingetragen wurden, an welchem die Besitzerinnen der- 
selben mit länger bestehender Syphilis in ein Krankenhaus ein- 
geliefert wurden. Wie weit sich einzelne Ärzte vergessen und sich 
und den ganzen Stand, dem sie angehören, beschmutzen und 
prostituieren, möge daraus entnommen werden, dass uns jüngst 
eine Visitkarte zu Gesichte kam, auf welcher zu lesen war: P. T. 
Dr. N. N. (wir wollen den Namen vorläufig noch schonen), Assistent 
der Poliklinik, empfiehlt sich zu Untersuchungen um ein geringes 
Honorar. Die so lautende Karte wurde bei einer kranken Dirne, 
die auf einer syphilitischen Abtheilung zur Behandlung aufge- 
nommen wurde, vorgefunden." 

Im Jahre 1875 wurde die freie Ärzte wähl eingestellt und 
durch Statth.-Erlass vom 20. Juni 1875, Z. 17.262, angeordnet, 
dass die Untersuchung von den Polizeibezirksärzten und dann 
weiter von der Polizei-Direction hiezu autorisierten Ärzten gegen 
Entrichtung einer zu bestimmenden Taxe vorzunehmen ist. 

Außer den Polizeibezirksärzten und Wundärzten konnten zur 
Untersuchung der Prostituierten autorisiert werden insbesondere die 
bezirksärztlichen Functionäre, der chefärztliche Functionär und die 
Vereinsärzte der Sicherheitswache, dann die Todtenbeschauärzte, 
welche seit 28. April 1876 als städtische Ärzte betitelt sind, die 
Armen- und Gerichtsärzte.*) 

Überhaupt wurde für die Erlangung der Function eines 
Prostitutions-Untersuchungsarztes der Nachweis einer entsprechend 
langen Dienstleistung als Secundararzt oder Assistenten an einer 
Abtheilung für Syphilis oder Frauenkrankheiten (Gynäkologie) als 
unerlässlich hingestellt. *) 



»j Pol.-Dir.-Rrlass vom 11. Jali 1875. Z. 1794 piws. 
*) Pol.-Dir.-Erlass Yom 29. November 1878, Z. 67.058. 
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Hiedarck wurde die mit Ministerial-Erlass vom 26.0ctober 1872. 
Z. 9803 (Statth.-Intim. vom 3. November 1872, Z. 32.547), zur 
Regelang des Prostitutionswesens in Wien festgestellte Directive, 
welche von der Polizei-Di rection aus den Commissariaten mit Pol.- 
Erlass vom G. Februar 1873, Nr. 208, mitgetbeilt wurde, modificiert 

Nach. der Instruction für die Amtsärzte der k. k. Polizei-Direction 
in Wien vom Jahre 1892 obliegt die periodische körperliche 
Untersuchung der Lustdirnen nach den dafür in Geltung 
stehenden Vorschriften gegenwärtig ausschließlich den Polizei- 
ärzten. 

Durch einen Statth.-Erlass *) wurden im Jahre 1878 die Be- 
dingungen festgesetzt, welche ein Arzt erfüllen muss, um die 
Function als Prostituierten-Untersuchungsarzt bekleiden zu können. 

Es heißt darin: 

„Mit Statth.-Erlass vom 23. November 1878, Z. 34.751, wurde 
mitgetbeilt, dass Arzte, welche den (irad eines Doctors der Medicin 
ausweisen, nur zur Ausübung der innerlichen Praxis und nicht 
zu äußerlichen Verrichtungen, wie dieselben bei der Untersuchung 
und Behandlung der weiblichen Sexual-Organe nothwendig werden, 
berechtigt sind. Die gesetzliche Berechtigung hiezu resultiert aus 
der Erlangung des Diploms eines Doctors der Chirurgie oder eines 
Magisters der (leburtshilfe. Der Nachweis einer entsprechend langen 
Dienstleistung als Secundararzt oder Assistent an einer Abtheilung 
für Syphilis oder Frauenkrankheiten (Gynäkologie) ist für die Erlan- 
gung der Function als Prostituierten-Untersuchungsarzt unerlässlich, 
da nur an einer solchen Krankenabtheiluog die für die gedachte 
Function erforderliche Erfahrung und l'bung gesammelt werden 
kann. Der Nachweis einer anderweitigen Praxis in der Behandlung 
syphilitischer Krankheitsformen kann, abgesehen davon, dass ein 
solcher Nachweis in einer hinreichend verlässlichen Weise kaum 
geliefert werden kann, nicht als Ersatz für die methodische Aus- 
bildung in einem öffentlichen Krankenhause gelten." 

Gegenwärtig werden nur Doctore der gesammten Heilkunde 
promoviert. Die Controluntersuchung der Prostituierten 
wird nur von den Polizeiärzten vorgenommen. 

Nach der Instruction für die Amtsärzte 2) der k. k. Polizei- 
Direction in Wien ist zur Erlangung einer Polizei-Assistenzärzten- 
oder einer höheren Polizeiarztenstelle außer den für die Erlangung 
einer Staatsbeamten stelle in den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern vorgeschriebenen allgemeinen Erfordernissen 
(Staatsbürgerschaft. Alter, physische Eignung u. s. w.). 

o) der Nachweis einer nach Erlangung des Doctor-Diploms an 
einer inländischen Universität vollstreckten, wenigstens einjährigen 
dienstlichen Verwendung in einem öffentlichen Krankenhause, wovon 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 29. November 1878. Z. 67.058. 
*) Genehmigt mit dem Erlasse des hohen k. k. Ministeriums des Innern 
vom 30. September 1892, Z. 21.621. 
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mindestens drei Monate auf die Verwendung an einer Abtheilung 
oder Klinik für die Behandlung Syphilitischer und Hautkranker und 
mindestens ebensovielc Monate auf die Verwendung an einer 
chirurgischen Abtheilung oder Klinik zu entfallen haben, sowie 

b) der Nachweis der mit der Ministerialverordnung vom 
21. März 1873, K.-G.-B. Nr. 37, vorgeschriebenen Prüfung (Physicats- 
prüfung) erforderlich. 

Die Prostituierte darf ihren Arzt willkürlich nicht wechseln. 
Es darf im nämlichen Bezirke für eine Prostituierte ein anderer 
Arzt nur dann besteflt werden, wenn triftige Gründe dafür vor- 
handen sind. ^) 

Bei der Zuweisung ist eine möglichst gleichmäßige Ver- 
theilung der in ihren Wohnungen, dann der in der Wohnung oder 
dem Untersuchungslocale des Arztes, endlich der unentgeltlich zu 
untersuchenden Prostituierten unter die Untersuchungsärzte 
anzustreben, gleichzeitig aber auch darauf Rücksicht zu nehmen, dass 
jene Prostituierten, welche sich zur Untersuchung in die Wohnung 
oder das Untersuchungslocale des Arztes (das in ihrem Domicil sein 
muss) begeben müssen, nicht einem zu weit entfernt wohnenden 
Arzte zugewiesen werden. Natürlich und zweckmäßig ist es, dass 
alle in demselben Hause wohnenden Prostituierten einem und 
demselben Arzte zugewiesen werden.*) 

Bei der Zuweisung der mit Gesundheitsbüchern versehenen 
Prostituierten an die Untersuchungsärzte ist stets nur das 
Domicil der Prostituierten selbst, niemals aber der allfalligere 
Aufenthaltsort während des Tages maßgebend. Daher also nicht, 
wo sie sich in gewissen Geschäften, wie dies oft bei Cassierinnen 
in KafiFeeschenken der Fall ist, aufhalten, s) 

Es wurde im Jahre 1893 die bis dahin festgestellte Maximal- 
zahl der einem Untersuchungsarzte zuzuweisenden Prostituierten 
von 60 auf 40 herabgesetzt.*) 

Sind die Polizeiärzte eines Bezirkes je mit der Maximalzahl 
von 40 gedeckt, so wird der Überschuss den Polizeiärzten anderer 
Bezirke, die einen Abgang haben, zugewiesen. 

Innerhalb dieser Maximalgrenze (40) soll aber die Vertheilung 
eine möglichst gleichmäßige sein, und zwar bei aus fremden Be- 
zirken zugetheilten Untersuchungsärzten unter Berücksichtigung 
der ihnen bereits im eigenen Bezirke zugewiesenen Zahl. Ergibt 
sich aber in einem Bezirke nach Erreichung der Maximalzahl noch 
ein Überschuss, so ist unverzüglich um die anderweitige Zuweisung 
desselben bei der Polizei-Direction anzusuchen. ^) 



') Pol.-Dir.-Erlass vom 14. Jänner 1878, Z. 1096. 

«) Pol.-Dir.-Erlass vom 5. Jani 1893, Z. 44.110. 

») PoL-Dir.-Erlass vom 7. December 1875. Z. 57.618. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 5. Juni 1893, Z. 44.110. 

5i Pol.-Dir.-Erlass vom 21. December 1893, Z. 116.077 A.-B. 
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Die in Evidenz stehenden Prostituierten, ^) die als geheilt aus 
einem Krankenhause entlassen wurden und in ihre fr&heren 
Domicilsbezirke zurückkehrten, sind von Seite der betreffenden 
Commissariate ihrem früheren üntersuchungsarzte und nicht einer 
anderen für denselben Bezirk autorisierten Sanitätsperson zur 
weiteren regelmäßigen Untersuchung zuzuweisen. 

Dieses Vorgehen entspricht auch der Vorschrift, nach welcher 
die Prostituierten selbst während ihrer etwaigen Erkrankung von 
den ihnen bestimmten Beschauärzten in den bezüglichen Evidenz- 
listen fortgeführt und gezählt werden. Im Interesse einer genauen 
und geregelten Evidenzführung ist es angezeigt, dass die in Evidenz 
stehenden Prostituierten, solange sie ohne Unterbrechung 
in einem und demselben Bezirke wohnen und nicht etwa 
besondere Gründe eine anderweitige Verfügung erheischen, auch nur 
einen und denselben Untersuchungsarzt beibehalten. 

Bei jeder neuen Zuweisung einer früher bei einem anderen 
Untersuchungsarzte in Evidenz gestandenen Prostituierten ist aus 
dem Evidenzblatte derselben ein kurzer Auszug über ihre früheren 
geschlechtlichen Erkrankungen zugleich mit der Zuweisung zu- 
zumitteln. ■) 

Übersiedelt die Prostituierte in einen anderen Bezirk, so wird 
sie dem bisherigen Beschauarzte entzogen und von dem Leiter des 
neuen Domicil-Commissariates einem dortigen Arzte zugewiesen. 

Die Verständigung der Üntersuchungsarzte über die Zuweisung 
einer Prostituierten zur Untersuchung erfolgt durch einfache Zu- 
sendung des Gesundheitsbuches an den betreffenden Arzt und 
durch Anweisung der Prostituierten, sich während der Ordinations- 
zeit, unmittelbar nach der Evidenzstellung, bei dem Arzte zu 
melden. 

Der Untersuchungsarzt hat durch eine bezügliche Eintragung 
in das am Commissariate erliegende Evidenzprotokoll dem Commis- 
sariatsleiter darüber in Kenntnis zu halten, wo er die ihm zu- 
gewiesenen Prostituierten untersucht. 

Unter Umständen ist es dem Ermessen des Commissariats- 
leiters anheimgestellt, eine andere als die von den Ärzten bezeichnete 
Localität zu dem angedeuteten Zwecke zu bestimmen. ^) 

Die für die Untersuchung zahlenden Prostituierten dürfen im 
Gefangenhause nicht untersucht werden.*) 

Die Prostituierten, welche zahlen, werden entweder in ihren 
Wohnungen oder in denen ihrer Untersuchungsärzte oder in eigenen 
Untersuchungslocalen untersucht. Polizeiärzte, denen Prostituierte 

Pol.-Dir.-Erlass vom 14. Jänner 1878, Z 1096. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 22. Octobcr 1893. Z. 98 978. 

3) Pol.-Dir.-Erlass vom 25. Mai 1881. Z 21.053. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 6. Februar 1873, Z. 2ü8, modilicieit durch 
spätere Erlässe; siehe Ran seh er: Normen für die Wiener Polizeiverwaltung. 
Jahrg. 1873, Nr. 25. 
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aus einem anderen Bezirke zugewiesen werden« mieten in dem 
fremden Bezirke eine Wohnung, welche sie als Untersuchungslocal 
benätzen und zu diesem Zwecke mit Speruliertisch und den übrigen 
nothwendigen Utensilien ausstatten. 

Dem untersuchenden Arzte ist unter keiner Bedingung gestattet, 
für eine einmalige Untersuchung mehr als einen der beiden fest- 
gesetzten Beträge zu fordern oder auch nur anzunehmen. 

Ebensowenig darf derselbe für die Vornahme der behördlich 
angeordneten Visitationen Geschenke, welcher Art immer, annehmen. 

Mittellose Prostituierte sind unentgeltlich zu untersuchen. *) 

Prostituierte, welche nicht zahlen können oder 
wollen, sind unentgeltlich entweder beim k. k. Polizei- 
Commissariate oder im k. k. Polizei-Gefangenhause 
zu untersuchen. 

Desgleichen hat der untersuchende Arzt die zur Beobachtung 
nothwendige Nachschau jener Prostituierten, bei denen die Diagnose 
auf eine venerische Krankheit noch zweifelhaft ist, durch die Tage 
der Beobachtung unentgeltlich vorzunehmen.*) 

Viele Prostituierte fassen die Entrichtung der Untersuchungs- 
taxe als eine Art Steuer auf, und glauben für ihr Schandgewerbe 
den behördlichen Schutz in Anspruch nehmen zu können und 
bringen häufig Beschwerden wegen Nichtbezahlung des bedungenen 
Schandlohnes vor ihr Domicilscommissariat. 

Doch der Pol.-Dir.-Erlass vom 12. December 1877, Z. 74.999 
spricht sich dahin aus, dass in einem solchen Falle nicht in eine 
Verhandlung einzugehen sei. 

Das Vorgehen des Arztes nach der Untersuchung wird je 
nach dem Ergebnisse derselben normiert, wie folgt: 

a) Hat die Untersuchung im Hinblicke auf den Zweck der- 
selben ein völlig negatives Resultat ergeben, so wird dies in dem 
Gesundheitsbuche durch die Clausel „gesund" nebst dem Datum 
der Untersuchung und unter Beisetzung der Namensfertigung des 
Arztes bemerkt, und wird von demselben überdies in seinem 
Evidenz-Protokolle das Datum der Untersuchung eingetragen. 

b) Hat der Arzt die Prostituierte mit krankhaften Erscheinungen 
an den Geschlechtstheilen oder sonst an irgend einem Körpertheile 
behaftet befunden, die eine Ansteckungsgefahr bedingen, so hat er 
der Prostituierten das Gesundheitsbuch sofort abzunehmen und 
dasselbe unter Ausfertigung eines ärztlichen Befundscheines dem 
Polizei-Commissariate zuzusenden; der Prostituierten hingegen hat 
er aufzutragen, dass sie sich unverzüglich in eines der drei 
k. k. Krankenhäuser zu begeben habe, widrigenfalls ihre zwangs- 
weise Abgabe dahin vom Commissariate verfügt werden würde. 

») Pül.-Dir.-Erlass vom 6. Februar 1873, Z. 208 pras. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771, 
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Schließlich hat er ihr, wie schon erwähnt, unter Androhung 
einer strafgerichtlichen Verfolgung (§ 509 St.-6.-B.) ausdrücklich zu 
untersagen, dass sie sich von da an fleischlich gebrauchen lasse. *) 

Gegenwärtig, nachdem der § 509 St.-G.-B. aufgehoben ist, 
tritt in diesem Falle § 5, Punkt 3 des Yagabundengesetzes vom 
24. Mai 1885 in Kraft. 

Der Zustand der Menstruation ist in dem Gesundheitsbuche 
jedesmal mit der Bezeichnung „Menstruation" anzumerken. 

Femers hat er ihr ein Spi tals-Aufnahmszeugnis einzu- 
händigen, mit welchem sie sich auf das Domicils-Commissariat 
zu begeben hat. Im Spitals-Aufnah mszeugnisse ist der 
Charakter von Personen, welche von der Schande leben, mit 
„ohne Beschäftigung" zu bezeichnen. 

Um in den Krankenhäusern eine Trennung der geschlechts- 
kranken Prostituierten mit und ohne Gesundheitsbuch von den 
anderen geschlechtskranken Weibern gleich bei der Aufnahme 
räumlich absondern zu können, sind von Seite der Commissariate 
den Spitälern die entsprechenden Daten an die Hand zu geben, 
und zwar in Form einer abgesonderten „Vertraulichen Aus- 
kunft" dem Aufnahmszeugnisse beizuschließen.*) 

Auf dem Domicils-Commissariate. wohin sich die geschlechtlich 
krank befundene Prostituierte vor der Spitalsaufhahme begibt, 
wird derselben vom Polizei-Commissär das Spitals-Aufnahmszeugnis 
bestätigt und jnit derselben ein Protokoll aufgenommen, in dem 
sie sich verpflichtet, sofort sich in das angewiesene 
Spital zu begeben und die Anordnungen der Spitalsärzte zu 
ihrer Herstellung zu befolgen, widrigenfalls sie auf Grund des 
§ 7 der kaiserl. Verordnung vom 20. April 1854, ß.-G.-B. Nr. 96, 
gestraft würde.') 

FonnuUw dieses Protokolls. 

K. k. Polizei-Commissariat 

Exh.-Nr. 

Verpflichtungsprotokollj 

aufgenommen am 18 ... . 

mit 

geboren im Jahre zu 

zuständig zu 

Confession und Stand : 

Wohnort : 

>) Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771. 

«) Pol.-Dir.-Decret vom 25. November 1891, Z. 91.336, und Statth.-Erlass 
vom 3. November 1891, Z. 10.140. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Februar 1894, Z. 13.863. 
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Ich nehme zur Kenntnis, dass ich angewiesen wurde, mich zum Zwecke 
der Heilung unverzüglich ins k k. allg. Krankenhaus, oder falls dort Platz- 
mangel herrschen sollte, in eine der beiden anderen öffentlichen Kranken- 
anstalten (Wieden oder Rudolfsstiftung) zu begeben» und dass mir angedroht 
wurde, es werde gegen mich im Sinne der kaiserl. Verordnung vom 
20. April 1854, R.-G.-Bl. Nr. 90, mit Strafe vorgegangen werden, falls ich 
diesem Auftrage nicht Folge leisten oder die Anordnungen der Spitalsarzte 
zu meiner Wiederherstellung zu befolgen mich weigern sollte. 

W i 6 n, am 18 . . . 

Die Untersuchungsärzte, als auch die mit der Durchführung 
der 8pitalsabgabe betrauten Beamten haben den in das Spital 
gewiesenen Prostituierten einzuschärfen, dass sie sich bei sonstiger 
strenger Bestrafung, beziehungsweise zwangsweiser Überstellung, 
an demselben Tage bis längstens 6 Uhr abends unbe- 
dingt in der Aufnahmskanzlei des ihnen bezeichneten Spitales 
einzufinden haben. ^) 

Die Untersuchungsärzte haben bei Abgabe einer Prostituierten 
in das Spital das Gesundheitsbuch nebst dem ausgefüllten Befund- 
schein unbedingt am selben Tage dem Commissariate zu über- 
mitteln und dieses hat die Prostituierte, welche nicht an diesem Tage 
behufs Entgegennahme des Spitals-Aufnahmsscheines auf dem Amte 
erschienen ist, am nächsten Morgen zwangsweise in das Kranken- 
haus zu überstellen und nach ihrer Spitalsentlassung mit strenger 
Bestrafung vorzugehen.^) 

Benimmt sich die kranke Prostituierte renitent und 
handelt dieselbe gegen die spitalsärztlichen Anordnungen im Spitale, 
so wird dieselbe nach der kaiserl. Verordnung vom 20. April 1854, 
R.-G.-B. Nr. 96, gestraft. 

Bleibt die Verkündigung des Straferkenntnisses wirkungslos 
und verharrt die Prostituierte in der Renitenz, und erklärt die 
Spitalsdirection, dass dieselbe ohne Nachtheil für ihre Gesundheit 
die Spitalsbehandlung für die Dauer des über sie verhängten 
Arrestes unterbrechen und, gehörig isoliert, in Haft genommen 
werden kann, so ist die Strafe an ihr zu vollstrecken und sie 
sodann wieder dem Spitale zu übergeben. 5) 

Es hat zur Begel zu gelten, dass die renitente Prostituierte 
wieder in dieselbe Heilanstalt nach ihrer Strafabbüßung gebracht wird. 

Hat der Anstalts-Director die Überzeugung gewonnen, dass 
eine gedeihliche ärztliche Behandlung der Betreffenden ohne 
Störung der Ruhe und Disciplin nicht möglich ist, so kann er 
das Ansuchen stellen auf Zuweisung an eine andere k. k. Kranken- 
anstalt, wenn daselbst Platz ist. Die Aufnahme der Prostituierten 



>J Fol.-Dir.-Erlass vom 24. October 1894, Z. 102.006/1, und Pol.-Dir.- 
Erlass vom 24. Februar 1898, Z. 24.146. 

>) Fol.-Dir.-Erlass vom 16. April 1896, Z. 40.706. 

») Fol.-Dir.-Erlass vom 14. December 1893, Z. 110.807/11.358 A. B., und 
Fol.-Dir.-Erlass vom 10. Februar 1894, Z. 13.863/1. 
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in die k. k. Krankenanstalt darf ans dem Grande der vorausge- 
gangenen Renitenz und Abstrafung nicht verweigert werden.') 

Den in ein Spital gewiesenen syphilitisch kranken Prostituierten 
steht es frei, eines der drei Spitäler (Allgem. Krankenhaus, Wiedner 
Krankenanstalt und Rudolfsspital) zu wählen, wohin sie sich be- 
geben wollen, vorausgesetzt, dass disponible Betten vorhanden 
sind. Dieselben können zwangsweise nicht in ein be- 
stimmtes Spital gestellt werden.*) 

Der Befundschein ist, sobald derselbe von dem Unter- 
suchungsarzte ausgefertigt und dem Domicils-Commissariate über- 
geben worden ist, längstens binnen 24 Stunden an jenes Spital 
zu senden, für welches der Prostituierten das Aufnahms-Document 
ausgefertigt wurde. 

Das gedruckte indorsierte Ersuchen, den Befundschein, wenn 
die darin Genannte dortorts zur Pflege sich nicht eingefunden 
hätte, ist binnen 24 Stunden, sonst nach geschehener Entlassung 
vom Spitale zurückgelangen zu lassen;') in letzterem Falle wäre 
das auf der unteren Hälfte der vorderen Seite des Befundscheines 
befindliche Entlassungscertificat auszufüllen. 

In Wien werden die geheilten Prostituierten mit Gesundheits- 
büchern aus dem Spitale der Freiheit übergeben, und das Domicils- 
Commissariat erhält von der Krankenhausverwaltung dasEntlassungs- 
Certificat mit der Angabe, wohin sich die Prostituierte gewendet hat. 

Formular. 1. Seite. 

Arztlicher Befundschein. 

Kranken-Protokoll-Nr 

Name 

Alter 

Evidenz-Protokoll-Nr 

Datum der Erkrankung 

Krankheit sbezeichnnng 

Bezeichnung des Spitales, in welches die 
oben Genannte gewiesen wurde 

Datum 

Unterschrift des Untersuchungsarztes : 



») Statth.-Erlass vom 22. Juli 1894, Z. 53.943. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 29. August 1887, Z. 58.182. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 22. October 1893, Z. 98 978, Statth.-Erlass vom 
13. November 1893, Z. 76.760, an die Spitals-Directionen. (Pol.-Dir.-Erlass 
vom 18. November 1893, Z. 107.307.) 
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Entlassungs-Certificat. 

Krankenhaus 

Name 

Datum der Aufnahme 

Journal-Nr 

Diagnose 

Tag der Entlassung 

Befund bei der Entlassung 

Unterschrift des Abtheilungsvorstandes : 

Vidi : K. k. Krankenhaus-Direction. 

Angabe der oben Genannten^ wohin sich dieselbe nach der Entlassung aus 
dem Spitale zu begeben beabsichtigt. 



Unterschrift des Verwaltungsbeamten: 



2. Seite. 



Wird der löblichen Direction des k. k Kranken- 
hauses 

mit dem Ersuchen übermittelt, diesen Befundschein, wenn die Ingenannte 
dortorts zur Pflege sich nicht eingefunden hätte, binnen 24 Stunden, sonst 
aber nach erfolgter Entlassung derselben und geschehener Ausfüllung des 
Entlassungs-Certificates, gefalligst wieder hieher zurückgelangen zu lassen. 

K k. Polizei-Commissariat. 

In Fällen, wo eine Prostituierte ohne Wissen des Com- 
missariates und des Untersuchungsarztes selbst in das Spital geht 
und also ohnehin sofort ihr Verbleib auszuforschen ist, wird so- 
gleich zu eruieren sein, in welches Spital sie sich begeben hat 
und dann diesem Spitale der Befundschein sofort mit dem Ver- 
merk auf demselben zuzumitteln sein, dass sie freiwillig ohne 
Intervention des Commissariates in das Spital gegangen sei.^) 

Die nach der Entlassung der Prostituierten aus dem Spitale 
dem Polizei-Commissariate übermittelten Befundscheine sind von 
dem mit dem Referate über die Prostituierten des Bezirkes be- 
trauten Beamten sogleich in das Evidenzblatt der betreffenden 
Prostituierten einzutragen und sofort dem Untersuchungsarzte zur 
Ausfüllung der betreffenden Rubriken des Krankenbeschau-Proto- 
kolles und Vidierung zu übergeben und nach Gebrauch sofort dem 
Administrations- Bureau (Polizei-Chefarzt) der k. k. Polizei-Direction 
vorzulegen. 2) 



*) Pol.-Dir.-Erla«s vom 16. December 1893, Z. 115.365 A.-B. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 22. October 1893, Z. 98.978. 
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Früher wurden die während des Monates von den Spitals- 
verwaltiingen zugestellten Befundscheine mit den Entlassungs- 
Certificaten den Untersuchungsärzten zur Einsicht vorgelegt und 
jeden Ersten des Monats von Seite der Commissariate der Polizei- 
Direction eingesendet.') 

Die häusliche ärztliche Behandlung syphilitisch 
erkrankter prostituierter Frauenspersonen ist absolut 
unzulässig. Nach der Spitalsentlassung wird der Prostituierten 
das Gesundheitsbuch ausgefolgt. 

Wird eine Prostituierte wieder mit einem Gesundheitsbuche 
betheilt, nachdem dieselbe das Gesundheitsbuch zurückgelegt hat. 
so wird vom Administrationsbureau der Polizei-Direction das Vor- 
merkblatt sammt dem Gesundheitsbuche requiriert. 

Wenn die Prostituierte mit Gesundheitsbuch von einem 
Bezirke in einen andern tibersiedelt, so wird das Vormerkblatt der 
Betreffenden dem neuen Domicils-Commissariate übermittelt, welches 
dieselbe einem Untersuchungsarzte dieses Bezirkes zuweisi 

Derselbe Vorgang, nur in umgekehrter Weise, findet statt, 
wenn eine Prostituierte mit Gesundheitsbuch von einem anderen 
Bezirke aus übersiedelt. 

Ändert eine Prostituierte mit (Jesundheitsbuch ihre Wohnung, 
ohne dass dieselbe sofort bei ihrem Domicils-Commissariate die 
Meldung davon erstattet, so wird dieselbe wegen Evidonz- 
entziehung gestraft Findet man bei ihrer Ausforschung, dass 
sie im Polizeirayon Wien nicht polizeilich gemeldet erscheint, so 
wird sie im Polizei-Anzeiger beschrieben. 

Der Polizei-Anzeiger ist eine Publication der Wiener Polizei- 
Direction, wird meist an die polizeilichen und politischen Behörden 
von Niederösterreich versendet, gelangt auch an andere Behörden 
des In- sowie des Auslandes. Er enthält die Beschreibungen aller 
von der Polizei verfolgten, wie auch gesuchten Personen, sowie 
die Widerrufe. 

Der Polizei-Anzeiger, auch Local-Polizeianzeiger zum 
Unterschiede vom Central-Polizei blatte, beschränkt sich nur auf 
Currenti erungen localer oder provinzieller Natur. 

Über den Polizei-Anzeiger, die Central-Polizeiblätter und die 
Evidenzblätter werden alphabetische Indices (Lau fein) auf 
jedem Commissariate geführt. 

Prostituierte, welche sich der polizeilichen oder gerichtlichen 
Verfolgung oder einem Strafantritte durch Abreise in das Ausland 
entziehen, werden im Central-Polizeiblatte beschrieben. 

Wird die betreffende Prostituierte polizeilich gestraft, so wird 
die Strafe auf Grund der Polizei-Erlässe vom 28. Jänner und 
6. Februar 1873, Z. 208, und der Ministerial- Verordnung vom 
30. September 1857, R.-G.-B. Nr. 198, verhängt. 

') Pol.-Dir.-Erlass vom 12. Jänner 1880, Z. 4044 pnes. 1879. 
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Prostituierte, welche sich unter was immer für Vorwänden 
oder ohne solchen auch nur einer einzigen Untersuchung entziehen, 
sei es, dass sie sich am bestimmten Tage und zur bestimmten Stunde 
in dem üntersuchungslocale nicht einfinden, sei es, dass sie von 
dem untersuchenden Arzte zur festgesetzten Zeit in ihrer Be- 
hausung nicht angetroffen werden, sind von dem Arzte sofort dem 
Polizei-Commissariate anzuzeigen, welch letzteres die zwangsweise 
Vorführung zu veranlassen und gleichzeitig mit strenger Bestrafung 
vorzugehen hat. 

Um die Untersuchungsärzte strenge zu verhalten, die ihnen 
zugewiesenen Prostituierten zu untersuchen, und zwar in den vor- 
geschriebenen Zeiträumen, wurden die Ärzte beauftragt, vom 
1. Jänner angefangen, von 7 zu 7 Tagen eine Consignation über 
die in der betreffenden Woche zur ärztlichen Untersuchung nicht 
erschienenen Prostituierten zu verfassen und dieselbe durch das 
Commissariat an die Polizei-Direction einzusenden. 

Diese Consignation enthält folgende Rubriken: 

Name der Prostituierten. 

Datum des zuletzt vorausgegangenen Nichterscheinens. 

Datum des Nichterscheinens zur Untersuchung. 

Datum der Anzeige an das Commissariat. 

Verfügung des Commissariates. 

Anmerkung: Diese Rapporte sind direct dem Vorstande 
der I. Section der k. k. Polizei-Direction vorzulegen. >) 



Fovundar. 



Ans dem 



Wochenrapporte. 



Consignation 

über die in der Woche vom bis 

zur ärztlichen Untersuchung nicht erschienenen Prostituierten. 



Datum 



Name 

der 

Prostituierten 



N ; 



CSC 









'^M -= = £ 

i) üS 4) ( ti ^ £ 



Verfügung 

des 

Commissanates 



Anmerkung 



») Pol.-Dir.-Erlass vom 8. Juni 1883, Z. 29.649/1, und vom 5. März 18a5, 
Z. 13.551. 
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Die Consignation über das Erscheinen bei der Untersuchung 
oder Wegbleiben von derselben ist jedesmal beizulegen, wenn nicht 
alle Prostituierten erschienen sind; im Falle sie sammtlich er- 
schienen sind, genügt die Beifügung dieser Thatsache auf dem 
Rapporte, welche Bestätigung aber nie fehlen darf.') 

Meldet eine Prostituierte, deren Untersuchung außerhalb ihrer 
Wohnung stattzufinden hatte, dass sie durch eine Krankheit an 
ihrem Erscheinen verhindert sei, so hat der Ontersuchungsarzt 
dieses dem k. k. Polizei-Commissariate anzuzeigen. 

Die mit der ärztlichen Untersuchung der Prostituierten be- 
trauten Ärzte sind verpflichtet, ein Evidenz-Protokoll und ein 
Krankenbeschau-Protokoll zu führen, femer in den periodischen 
Zwischenabschnitten die Wochen- und Jahresberichte zu verfassen 
und an das Polizei-Commissariat einzusenden. 

Das Evidenz-Protokoll enthält eine Rubrik für Name, Geburts- 
ort, Alter und Evidenznummer der Prostituierten und dann zwölf 
Rubriken für die Monate, in welchen das Datum der ärztlichen 
Untersuchungen eingetragen wird. Sollte die Prostituierte ungerecht- 
fertigterweise sich der ärztlichen Untersuchung entzogen haben, 
so ist dies durch eine ersichtlich zu machen, z. B. in der 
Rubrik Jänner 13./0. 

Ist die NichtUntersuchung durch Krankheit entschuldigt, so 
ist unter das Datum K zu setzen, z. B. 22./K, bei Abgabe in das 
Spital ist unter das Datum Sp anzumerken, z. B. 16./Sp. 

Die fortlaufenden Nummern — Evidenz -Nummern — werden 
stets auch bei den betreffenden Vormerkblättern der Pro- 
stituierten ersichtlich gemacht Sollte eine der Prostituierten 
in einen anderen Bezirk übersiedeln, von dort jedoch wieder 
zurückkehren, so hat dieselbe zur Vereinfachung des Protokolls 
ihre frühere Evidenz-Nummer beizubehalten. 

Jeder Beschauarzt ist verpflichtet, über die periodischen 
Untersuchungen genaue Vormerkungen in Gemäßheit der für sie 
erlassenen Instruction zu führen. 

Das Krankenbeschau-Protokoll enthält acht Rubriken. Die 
1. Rubrik enthält die fortlaufende Protokolls-Nummer: die 2. Name, 
Geburtsort, Alter, Evidenz-Nummer der kranken Prostituierten; 
die 3. das Datum der Erkrankung: die 4. die Krankheit mit 
Angabe, wo und von wem die Prostituierte behandelt wird; die 
5. das Datum der Genesung; die 6. frühere nachweisbare Knuik- 
heiten oder zur Kenntnis gekommene frühere Erkrankungen der 
Prostituierten; die 7. Befund nach der Reconvalescenz; die 8. An- 
merkung. 

Bei der 6. Rubrik ist besonders hervorzuheben: Narben an 
den Geschlechtstheilen, Gebärmutter-Katarrhe, Eierstock-Entzündung, 
stattgehabter Abortus u. s. w. 



» Pol.-Dir.-Erluss vom 13. Juli 1893, Z. 65.173. 
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Die 7. Rubrik soll nebst dem Befund nach der Reconvalescenz. 
ob vollkommen geheilt oder noch vorhanden, z. B. chronischer 
Gebärmutter-Katarrh, noch das Datum enthalten, wann die Pro- 
stituierte in ärztliche Evidenz genommen wurde. 

In der Rubrik Anmerkung soll die KörperbeschaflFenheit der 
Prostituierten, ob kräftig, schwächlich, blutarm u. s. w., angeführt 
werden. 



Formular. 



1. Seite. 



Krankenbeschau-Protokoll.*) 



2. und 3. Seite. 



t ' c ^ Frühere nacli- 

Name, s Krankheit e weinbare Krank- 

Geburtsort und , ="2 ' mit Angabe, wo g « heiten oder zur Befund nai*li 

EWde„«.Nr. !|| undvon w.mdie|| k«„-»'r/rü. <«« 

der kranken Qw Prostituierte ä^ here Krank- Reconvaleat-enz 

Prostituierten , S behandelt wurde * heiten der . 

' -ö ^ Prostituierten 



g I 



6 

a 
< 



; I 



Den Untersuchungsärzten obliegt auch die Verfassung der 
Wochen- und Jahresberichte, welche zu statistischen Zwecken 
dienen. 

Alle diese statistischen Arbeiten der Untersuchungsärzte sollen 
den Zweck haben, dass sie von einem vom Landes-Sanitäts- 
Referenten ernannten Comite, welches betraut ist mit der Samm- 
lung. Prüfung und weiteren Bearbeitung derselben, benützt werden, 
um daraus statistische Daten zu ziehen und Schlüsse zu folgern, 
wie auch an die normierte periodische Versammlung der Unter- 
suchungsärzte Bericht zu erstatten.(Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877.) 
Ein derartiges Comite scheint, wenn auch ernannt, während dieser 
langen Zeit kein Lebenszeichen von sich gegeben zu haben. Denn 
es ist weder bekannt, dass von einem solchen Comite eine publi- 
cistische Arbeit in dieser Richtung geliefert worden wäre, noch 
dass dasselbe einen statistischen Bericht in einer der stattgehabten 
Versammlungen der Untersuchungsärzte zum Vortrag gebracht hätte. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771. 
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Seit der Organisation des polizeiärztlichen Dienstes bei der Polizei- 
Direction in Wien (1892) wird jährlich ein Bericht des Chefarztes 
der Polizei-Direction in Wien veröffentlicht. Für diesen Bericht 
werden die Rapporte der Untersuchungsärzte auch verwendet. 

Seit 30. Juni 1876 sind die Untersuchungsärzte verpflichtet, über 
die ärztliche Untersuchung der ihnen zugewiesenen Prostituierten 
Wochenrapporte zu verfassen und dem Polizeicommissariate einzu- 
senden. Diese Kapporte umfassten die Woche von Sonntag bis 
inclusive Samstag. (Instruction für die mit der regelmäßigen Unter- 
suchung der Prostituierten betrauten Arzte vom 30. Juni 1876.) 

Im Jahre 1881 wurde verfügt, die Wochen rapporte der Unter 
suchungsärzte mit der Zahl 1 und die nachfolgenden Wochen rapporte 
mit bis zum Knde des Jahres fortlaufenden Nummern zu bezeichnen. 
(Pol.-Dir.-Erlass vom 29. Dec. 1881, Z. 7r>.094.) Im Jahre 1885 wurde 
angeordnet, dass der Woclieiirapport Nr. 1 für das Jahr 1885 mit 
1. Jänner zu beginnen hat. (Pol.-Dir.-Erlass vom 23. Jänner 1885, 
Z. 4736/1.) Durch diese Verordnung änderten sich die Wochenrapporte 
in Rapporte um, die von 7 zu 7 Tagen zu erstatten sind. Auch sind 
die von den Untersuchungsärzten bei den Commissariaten ein- 
langenden Wochenrapportc mit den ämtlichen Vormerkungen über 
die Prostituierten stets zu vergleichen, Divergenzen sofort auszutragen 
und erst nach hergestellter Übereinstimmung, mit der Fertigung 
des hiefür verantwortlichen Beamten versehen, vorzulegen. (Pol.- 
Dir.-Erlass vom 12. Juli 1882, Z. 40.517.) 

Im Jahre 1878 wurde auf Vorschlag des mit der Verarbeitung 
des statistischen Materiales betrauten Comites über die regelmäßige 
ärztliche Untersuchung der Prostituierten, um eine unerlässliche 
Conformität in den Wochen rapporten zu erzielen, dessen Verfassung 
und Drucklegung von Formularien von Seite der Statthalterei zur 
Ausführung gebracht. 

Der diesbezügliche Polizei-Directions-Erlass^) vom 24. De- 
cember 1877 lautet: 

Um in den nach {{^ 11 und 12 der Instruction für die Unter- 
suchungsärzte der Prostituierten einzusendenden periodischen 
Rapporten über die ärztlichen Untersuchungen der Prostituierten 
Gleichförmigkeit herbeizuführen und weitere statistische Daten zu 
erzielen, ist es nothwendig, hiefür ein eigenes Formular vorzuschreiben. 

Die erforderliche Anzahl von Exemplaren kann im hierortigen 
Ökonomate knstenfrei behoben werden und hat die Verwendung 
(Ier?>i4bi*ri in flt-r Weise zu geschehen, dass auf jeden der im Bezirke 
autoriJ^ii-Ttcn 1 jntersuchungsärzte allwöchentlich je zwei Exemplare, 
und zvvfir (nne* für das Concept. das andere für die Reinschrift 
entfallen. 

^1 Pol rhr-Erliss vom 24. December 1877, Z. 3547. 
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Formular. 



.Bezirk. Vorort. 



.Rapport 



über die Vornahme der ärztlichen Untersuchung der Prostituierten in der 
Woche vom bis 18 



Zur regelmäßigen 
ärztlichen Unter- 
suchung zuge- 
wiesen, u. zw. : 



Aus der regel- 
mäßigen ärztlichen 
; Untersuchung 
' getreten, u. zw.: 




Von den jj 

in ein i 

Spital 6e- 1 

wiesenen ' 
waren : 



O 9 9 



Notizen: Mit Ausnahme der Rubrik 1 und 10 ist für alle 
übrigen unter Anführung der fortlaufenden Rubrikenzahlen anzu- 
geben, wie folgt: 

Ad 2. Name und Evidenznummer. 

Ad 3. Name, Evidenznummer und aus dem Bezirke 

oder Vororte 

Ad 4. Name. Evidenznummer und war vom bis 

wegen im Krankenhause. 

Ad 5. Name, Evidenznummer und aus welcher Ursache. 

Ad 6. Name und Evidenznummer. 

Ad 7. Name. Evidenznummer und in welchem Bezirke oder 
Vorort. 

Ad 8. Name, Evidenznummer und abgegangen am 

in das Krankenhaus wegen 

Ad 9. Name, Evidenznummer und aus welcher Ursache. 

Ad 11. Name und Evidenznummer. 

Ad 12. Name, Evidenznummer und Bezeichnung der Krankheit. 

Ad 13. Name, Evidenznummer und Bezeichnung der Krankheit. 

Ad 14. Name, Evidenznummer und in Beobachtung vom. . . 
bis wegen 

Schrank, Die Prostitution in Wien. 3 
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Anmerkungen ad 6, 7, 8 und 9: 

Ad 6 und 7. Die wegen Zuröcklegung des Gesundheitsbuches 
oder wegen Übersiedlung in einen anderen Bezirk aus der ferneren 
regelmäßigen Untersuchung Getretenen sind in dem ärztlichen 
Evidenz-Protokolle unter Angabe des Datums und der Ursache zu 
löschen. 

Ad 8. Bei den in ein Spital Abgegangenen ist dies in dem 
ärztlichen Evidenz- Protokolle anzumerken; die Betreffenden sind 
jedoch solange in der Evidenz des Arztes zu belassen, bis ein 
Löschungsgrund für dieselbe vorliegt. 

Ad 9. Die Löschung oder Nichtlöschung der ^aus anderen 
Ursachen Getretenen" in dem ärztlichen Evidenz-Protokolle hängt 
von der Qualität dieser „Ursache" ab. 

Etwaige Bemerkungen des Untersuchungsarztes. 

Auch der Polizei-Erlass vom 31. December 1879, Z. 2248, 
handelt gleichfalls von der Ausfertigung der Wochenrapporte, um 
dieselben für die Statistik wünschenswert erscheinen zu lassen. 
Dieser Erlass lautet: 

„Um in den nach § 11 der Instruction für die periodische 
Untersuchung der unter ärztlicher Aufsicht stehenden Pro- 
stituierten einzusendenden Wochenrapporten eine Gleich- 
förmigkeit herbeizuführen und noch weitere wünschenswerte 
statistische Daten zu erzielen, wurde ein eigenes Formular für 
diese Wochenrapporte eingeführt und werden seitdem gedruckte 
Blanquette den Commissariaten zur Betheilung der Herren Unter- 
suchungsärzte verabfolgt. 

Damit die Wochenrapporte weiters auch zweckentsprechend 
ausgefüllt werden, ist mit Decret vom 24. December 1877, 
Z. 3547 praes., den Commissariaten eine angemessene Anzahl von 
Blanquetten, welchen ein Leitfaden über die Verfassung der 
Wochenrapporte zur Instruierung der Herren Untersuchungsärzte 
beigefügt ist, zur Vertheilung an diese hinausgegeben worden. 

Die wichtigsten Kubriken der Wochenrapporte sind ohne Zweifel 
jene, welche auf die Morbidität der Prostituierten sich beziehen, 
nämlich Nr. 4, 8, 12, 13 und 14; doch werden gerade bezüglich 
dieser Rubriken die Bestimmungen des oberwähnten Leitfadens 
bei der Ausfertigung der Wochenrapporte von einigen Ärzten 
wenig beachtet. 

Die Wochenrapporte, welche monatweise der Statthalterei 
vorgelegt werden müssen, und auch bei der Polizei-Direction 
benützt werden, haben als statistisches Materiale zu dienen und 
können nur dann dem Zwecke entsprechend verwertet werden, 
wenn dieselben im Sinne des Leitfadens verfasst sind. 

Damit nun dieses Ziel erreicht werde, werden die wichtigsten 
Bestimmungen des Leitfadens hier recapituliert: 
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I. Zur Rubrik 4: „Aus einem Krankenhause zugewachsen '^j 
ist nebst dem Namen und der Evidenznummer der Prostituierten 

a) der Tag des Eintritts in ein Spital, 

b) der Tag des Austritts aus demselben, 

c) die Bezeichnung des Spitals selbst, und 

d) die Krankheit, an welcher die Prostituierte behandelt 
wurde, aufzunehmen. 

IL Desgleichen ist zur Rubrik 8: „Wegen Eintrittes in ein 
Krankenhaus aus der regelmäßigen ärztlichen Untersuchung getreten'' 
außer dem Namen und der Evidenznummer der Prostituierten 
überdies Hoch 

1. das Spital, in welches die Prostituierte gewiesen wurde, 
zu bezeichnen, und weiters 

2. der Tag des Abganges in die Spitalspflege, und 

3. die Krankheit der Patientin anzuführen. 

Bei dieser Rubrik erscheint es von Wichtigkeit, dass auch 
der Tag. an welchem die Anweisung in ein Spital wegen Er- 
krankung der Sexual-Organe der Prostituierten erfolgt ist, ange- 
geben werde, damit die Polizei-Direction in die Lage kommt, zu 
controlieren, inwieweit die Prostituierten den Anweisungen der 
Herren Ärzte Folge leisten und wie der Abgang in die Spitäler 
von den Commissariaten überwacht wird. 

In Betreff des Punktes 3 erscheint es auch wünschenswert, 
dass sich in der Regel nicht mit einer allgemein gehaltenen 
Diagnose, z. B. Syphilis, begnügt, sondern die Krankheitsform 
speciell bezeichnet werde. 

IIL Zur Rubrik 12: „Anderweitig erkrankt", und 

rV. Zur Rubrik 13: „Krank in häuslicher Pflege", ist nicht 
nur Name und Evidenznummer, sondern auch die Bezeichnung 
der Krankheit vorgeschrieben. 

Zur Rubrik 13 erachtet man es überdies noch für angemessen, 
dass der Tag des Beginnes und der Tag des Endes der häuslichen 
Pflege beigefügt werde. 

V. Endlich ist zur Rubrik 14: „In mehrtägiger Beobachtung", 
nebst dem Namen der Prostituierten und deren Evidenznummer 
noch anzugeben: 

1. Tag des Beginnes, und 

2. Tag der Beendigung der Beobachtung, und 

3. Ursache derselben. 

Von großem Werte ist es ferner in statistischer Beziehung, 
dass unter Aufführung der Namen der betroffenen Prostituierten 
in die Wochenrapporte auch aufgenommen werden: 

A. Entbindung mit Angabe des Erfolges, 

B. Abortus-Fälle, und 

C. Sterbefalle, und zwar die letzteren mit Bezeichnung der 
zugrunde gelegenen Krankheit. 

3* 
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Der Bezirksleiter hat den Untersuchungsärzten seines Bezirkes 
von dem Inhalte des Decretes vom 24. December 1877, Z. 3547, 
Kenntnis nehmen zu lassen und darauf zu achten, dass bei Ab> 
fassung der Wochenrapporte im Sinne dieses Decretes vorgegangen 
werde." 

Diese Wochen rapporte wurden seit ihrer EinfQhrnng bis zum 
Jahre 1877 (Pol.-Dir.-Erlass vom 13. August 1877, Z. 47.782) mit 
der einfachen auf der Außenseite anzubringenden Bezeichnung 
„Administrations-Bureau" an die Polizei-Direction von Seite der 
Commissariate eingesendet und gelangten nach ämtlicher Vor- 
merkung daselbst retour zu den Commissariaten. 

Gegenwärtig aber werden dieselben behufs Benützung als 
statistisches Materiale dem zu diesem Zwecke eingesetzten Comite 
vorgelegt und werden monatweise der Statthalterei von der Polizei- 
Direction übermittelt. 

Bei der Abfassung der wöchentlichen Rapporte über 
die Untersuchung der Prostituierten ist Folgendes zu bemerken:^) 

Keine der vorgezeichneten Rubriken darf unausgefüUt bleiben, 
ergäbe sich die Ausfüllung nun positiv oder negativ. 

Die Numerierung der Rapporte hat durch das ganze Jahr zu 
laufen und also nicht von einem neu eintretenden untersuch ungs- 
arzte neu begonnen zu werden. 

Die Rapportswoche beginnt mit Sonntag und schließt mit 
Samstag ab: für die Tage vor dem ersten Sonntage und nach dem 
letzten Samstage des Jahres sind abgesonderte Rapporte zu liefern 
und als Wochenrapporte zu zählen. 

In allen Rubriken, mit Ausnahme der Rubrik 1, 10 und 15. 
sind außer der Einsetzung der betreffenden Zahlen unten unter 
Angabe der Rubrik die Namen der enthaltenen Prostituierten 
anzugeben, z. B. Rubrik 6: Rosa N. Gesundheitsbuch zurückgelegt 
wegen Abreise. 

Weiters ist beizufügen bei Rubrik 3: Der Bezirk, aus welchem 
die Prostituierte übersiedelt ist, und die neue Wohnung. 

Bei Rubrik 4: Die Krankheit, an welcher die Prostituierte 
im Krankenhause behandelt wurde, der Erfolg und die Dauer dieser 
Behandlung, worüber der ärztliche Befundschein die genaue Aus- 
kunft gibt. 

Rubrik 5: „Die andere Ursache" ist namhaft zu machen. 

R u b r i k 6 : Der Grund der Zurüeklegung des Gesundheitsbuches. 

Rubrik 7: Der Bezirk, in welchen die Prostituierte übersiedelt 
ist, und ihre neue Adresse. 

Rubrik 9: „Die andere Ursache" ist anzugeben. 

Rubrik 11 bis 14 ist der Name der constatierten oder 
muthmaßlichen Krankheit namhaft zu machen. Die Evidenznummern 
sind den Namen überall beizusetzen. 

>) Pol.-Dir.-Erlabs vom 13. Jali 1893, Z. 6o.l73. 
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Die EinsendoDg der Wodienrapporte bat pünktlich längstens 
am folgenden Mittwoch stattzufinden. 

In den Wochenrapport werden nicht eigens eingestellt die 
officiellen Radiationen infolge Evidenz-Entziehung; solche Fälle 
kommen, wie alle, bei denen die Prostituierte aufhört eine ein- 
geschriebene zu sein, mit Ausnahme der Zurncklegung des Gesundheits- 
buches, der Übersiedlung, des Eintrittes in ein Krankenhaus, in die 
9. Rubrik des Wochenrapportes. 

Die Wochenrapporte sind nicht mit Bericht sondern mit 
der einfachen, auf der Außenseite anzubringenden Bezeichnung: 
„Administrationsbureau" an dieses einzusenden.^) 

Werden einem Polizeiarzt nicht nur vom Polizei-Commissariate, 
dem er zur Dienstleistung zugewiesen ist, sondern auch von einem 
anderen Pulizei-Commissariate Prostituierte mit Gesundheitsbüchem 
zugetheilt, so hat derselbe für jedes Commissariat die Wochen- 
rapporte in daplo auszufertigen. Der Prostitutionsreferent hat das 
Original vom eigenen Commissariat und die Copie vom fremden 
Commissariat an das A.-B. (Administrationsbureau) mit dem Dorso: 

A.B. 

Bericht. 

Ich erlaube mir die ten Wochenrapporte über die 

Voniahme der ärztlichen UntersochuDg der Prostitnierten in 
den Bezirken X nnd Y die der hb. Amtsärzte ergebenst yor- 
zu legen. 

An das fremde Polizei-Commissariat werden das Original des 
fremden Bezirkes and die Copie des eigenen übermittelt 

Gegenwärtig werden nur die Originale verfasst und auf den- 
selben die Anzahl der im anderen Bezirke zu untersuchenden 
Prostituierten notiert 

Die von den üntersuchungsärzten verfassten Wochenrapporte 
sind vor Absendung an die Polizei-Direction mit den ämtlichen Vor- 
merkungen iiber die Prostituierten stets zu vergleichen, Divergenzen 
sofort auszutragen und erst nach hergestellter Obereinstimmung 
mit der Fertigung des hiefür verantwortlichen Beamten versehen 
vorzulegen: im entgegengesetzten Falle ist vor der Vorlage mit 
dem Arzte das geeignete Einvernehmen wegen Richtigstellung zu 
pflegen. *) 

Die Wochenrapporte sind von Seite der Prostitutionsreferenten 
in ein Protokoll nach den Wochen einzutragen. Die üntersuchungs- 
ärzte haben zur schnellen Verfassung der Wochenrapporte ein 
eigenes Protokoll, in welchem nach Wochen die Veränderungen im 
Stande der Prostituierten nominativ eingetragen werden. 

Auch wird behufs Verfassung des Jahresberichtes ein Summarium 
über alle Wochenrapporte am Schlüsse jedes Jahres angelegt. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 21. December 1876, Z. 1794 nml 2U40 pras. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 23. Jämier 1885, Z. 4736, 12. Juui 18S2, Z. 34.951. 
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Schließlich ist es noch von Wichtigkeit, dass die Commissariate 
auch auf die Mortalität unter den Prostituierten ihr Augenmerk 
richten und jeden dort zur Kenntnis gelangenden Todesfall einer 
solchen Frauensperson unter gleichzeitiger Vorlage des (jesundheit&- 
buches und Vormerkblattes dem Administrationsbureau zur Anzeige 
bringen. ») 

Jede Woche hat der Prostitutionsreferent über die Yeränderungen 
der in Evidenz stehenden Prostituierten in BetreflF der Ertheilung, 
Wiedererlangung oder ZurQcklegung des Gesundheitsbuches, die 
Übersiedlung von oder nach einem Bezirke ein Verzeichnis in Form 
einer Consignation der Polizei-Direction vorzulegen. 

Formular, 



K. k. Polizei-BezirkB-Commissariat. 



Consignation 

über die im im Stande der Prostitaierten ergebende Veränderang. 



Name 



''S.« 



Gesond- 
ll heiU- 
bach 



Unterstand |i . 1 ■& 



Obersiedelt 



nach 






>< 



Bezirk, Gasse und 
Hans-Nummer 



An- 
merkung 



'I 



II 



I P 



Nach Ablauf eines jeden Jahres hat jeder Untersuchungsarzt 
einen Jahresbericht im Wege des betreffenden Commissariates 
an die k. k. Polizei-Direction einzusenden. Derselbe hat die stati- 
stischen Daten der sämmtlichen Wochenrapporte zu enthalten, wie 
alle WahmehmungeUj welche der Untersuchungsarzt in Betreff 
der Maßregeln der Prostitution, der Prostituierten und deren 
Überwachung gemacht hat, wie jene Vorschläge, welche ihm 
zweckdienlich erscheinen. 



«) Fol.-Dir.-Erlass vom 24. Deceraber 1877, Z. 3547. 
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Betreffend den statistischen Theil dieses Berichtes^) über die 
Wahrnehmungen bei der Untersuchung der Prostituierten ist an- 
zugeben: 

1. Die Zahl der am Schlüsse des Berichtjahres in der Evidenz 
dos Berichterstatters verbliebenen Prostituierten, Anzahl derselben 
nach Alteir und Stand (ledig, verheiratet, geschieden, verwitwet). 

2. Zahl, Alter und frühere Beschäftigung der neu mit Ge- 
sundheitsbuch Betheilten. 

3. Wieviele sind von allen im Berichtsjahre zugewiesen 
Gewesenen erkrankt, wieviele gesund geblieben? 

4. Namentliches Verzeichnis aller venerisch erkrankten Pro- 
stituierten, gesondert nach Blennorrhoe, Ulcus moUe und Syphilis 
und Dauer der Behandlung, wobei das genaue Datum des Ein- 
tritts- und Austrittstages und die Anzahl der im Spitale ver- 
brachten Tage anzuführen sind. 

5. Angabe des Sitzes der Geschwüre und Papeln an unge- 
wöhnlichen Stellen. 

6. Wie oft kam es zu Vereiterungen der Leistendrüsen infolge 
einer venerischen AflFection? 

7. Nominative Angabe der wiederholt an Syphilis Erkrankten, 
Zahl der Recidiven; insbesondere, wieviele nach dem Primäraflfecte, 
insoferne derselbe bekannt ist, und in welcher Zeitdauer? 

8. Wieviele von den Zugewiesenen wurden schwanger, wieviele 
abortierten und in welchem Monat der Schwangerschaft, wieviel^ 
gebaren ein lebendes, reifes Kind? Wie alt waren die Prostituierten? 

9. Von welchen anderweitigen Krankheiten wurden die Pro- 
stituierten befallen, insbesondere von solchen, die mit der Aus- 
übung der Prostitution im Zusammenhang stehen? 

10. Wieviele von den „wegen liederlichen Lebenswandels" 
arretierten, resp. beschuldigten Frauenspersonen waren geschlecht- 
lich erkrankt und an welchen Affectionen? 

11. Selbstverständlich steht es den Berichterstattern frei, 
auch noch andere Gesichtspunkte ins Auge zu fassen. 

Im Nachhange zu diesem Decrete haben die Amtsärzte, behufs 
der genauen Nachweisung des Standes aller im üntersuchungs- 
jahre bei ihnen in Evidenz gewesenen Prostituierten, alljährlich 
mit dem Berichte über ihre Wahrnehmungen bei der Untersuchung 
der Prostituierten auch für das Berichtsjahr das Verzeichnis aller 
ihnen zugewiesen Gewesenen auf alphabetisch geordneten Blättern 
(für jeden Buchstaben ein besonderes) vorzulegen, damit bei der 
k. k. Polizei-Direction in Wien die wirkliche Zahl aller im Be- 
richtsjahre in Evidenz gestandenen Prostituierten und das Verhältnis 
der venerisch Erkrankten zu den gesund Gebliebenen ermittelt 
werden kann. 



') Pol.-Dir.-Erlass vom 23. Febraar 1896, Z. 20.754/1., enthält Fol.-Dir.- 
Decret vom 6. October 1894, Z. 95.631/1. 
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Dieser Jahresbericht ist bis längstens 31. Jänner des dem 
Berichtsjahre folgenden Jahres an die Polizei-Direction einzusenden. 

Die Commissariate (Exposituren) verfassen über ihre Amts- 
gestion hinsichtlich der Prostituierten alljährlich eine Nachweisung, 
welche den Stand mit letztem December des verflossenen Jahrfs 
darstellt und haben selbe stets bis 10. Jänner des folgenden Jahres 
vorzulegen.*) (Siehe nebenstehende Tabelle.) 

Nach der Instruction*) für die Untersuchungsärzte § 14 
sollten die ad hoc periodisch einberufenen Versammlungen der 
Untersuchungsärzte die einschlägigen Berichte und Anträge eines 
bei der k. k. niederösterreichischen Statthalterei eig«ns zu 
bestellenden Comit*^s entgegennehmen und berathen. 

Dieses Comit^ trat bisher nicht ins Leben und dürfte nach 
Statth.-Erlass vom 16. September 1885, Z. 27.152, nun seitens 
der Polizei-Direction bestellt werden. 

Nach dem neuen Organisationsstatut für den polizeiärztlichen 
Dienst bei der Wiener Polizei-Direction, nach welchem in jedem 
Monate eine Sitzung der Amisärzte stattzufinden hat, finden die 
obenerwähnten Versammlungen nicht mehr statt, da sie durch 
die monatlichen Versammlungen der Polizeiärzte ersetzt werden. 
In diesen Versammlungen führt der Polizeichefarzt den Vorsitz; 
der Gegenstand der Verhandlung sind auch die Prostitutions- 
vorschrifken, wie auch das Prostitutionswesen in sanitärer Hinsicht.') 

Nach der Instruction für die Untersuchungsärzte von 1877 
ist es eine weitere Verpflichtung der Untersuchungsärzte, bei den 
von der k. k. Polizei-Direction oder von der k. k. Statthalterei 
ad hoc oder periodisch einberufenen Versammlungen zu erscheinen, 
an den Berathungen über das Prostitutionswesen auf Grund der 
gesammelten Erfahrungen sich zu betheiligen, ihre Ansichten 
offen und rückhaltlos zu entwickeln und im Interesse der Sache 
gelegene Anträge zu stellen.*) 

Diese Verpflichtung wird den Untersuchungsärzten auch durch 
die Instruction für die Amtsärzte der k. k. Polizei-Direction von 
1892 auferlegt. 

Nach dem Pol.-Erlass vom 6. Februar 1873 obliegt es den 
Commissariaten, von Zeit zu Zeit in die Gesundheitsbücher der 
Prostituierten Einsicht zu nehmen, auch können sie, wenn sie 
dies für nothwendig finden, die controlierende Untersuchung einer 
solchen Prostituierten durch einen anderen Beschauarzt ver- 
anlassen; es ist aber sich hiebei strengstens vor Augen zu halten, 
dass weder die eine noch die andere Maßnahme ohne Grund ge- 
troffen werde und dass solche niemals in ungerechtfertigte Nergelei 



Pol.-Dir.-Erlass vom 8. April 1890, Z. 618 praes. 

») Statth.-Erlass vom 30 Juni 1877, Z. 36.771. 

') Instruction für die Amtsärzte der k. k. Pol.-Dir. in Wien. 1892. 

*) Pol.-Dir -Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771. 
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ausarten oder in einer Weise vorgenommen werden darf, durch 
welche die davon Betroffene unnützerweise compromittiert wird. 

Nach der Organisierung des polizeiärztlichen Dienstes im 
Jahre 1892 nimmt der Polizeichefarzt in Ausübung der Controle 
über die ärztliche Überwachung der Lustdirnen aus eigener 
Initiative oder über ämtliche Aufforderung Superrevisionen zur 
Constatierung des Gesundheitszustandes einzelner derselben vor 
und hält bei festgesetzten Untersuchungsterminen unvermuthcte 
Nachschau. 

Über diese Untersuchungen führt er besondere Untersuchungs- 
protokolle.^) 

Wenn über Anordnung eines k. k. Polizei-Cemmissariates der 
k. k. Polizei-Direction oder der k. k. Statthalterei eine Überprüfung 
einzelner Untersuchungsbefunde stattfindet, so haben die zur Vor- 
nahme einer solchen Revision bestimmten Arzte dieselbe in Gegen- 
wart des betreffenden Untersuchungsarztes vorzunehmen und ist 
über diese Amtshandlung ein von den intervenierenden Organen 
zu unterfertigendes Protokoll zu verfassen.*) 

Wegen nicht genauer Durchführung der Untersuchung von 
Seite einiger Untersuchungsärzte wurden im Jahre 1885 die 
Gesundheitsbücher vieler Prostituierten von Seite der k. k. Polizei- 
Direction einer Revision unterzogen. 

Die Visitation der Pro.stituierten ist eine entgeltliche Leistung, 
welche man den amtsärztlichen Functionären im Hinblick auf ihre 
Stellung übertragen, zu welcher man dieselben aber — eben insoweit 
die Leistung entgeltlich ist — nicht geradezu verpflichten will, 
was übrigens nach der Dienstes-Instruction zulässig wäre. 

Es versteht sich nun von selbst, dass für die Mittel zur Aus- 
übung einer lucrativen Thätigkeit jener selbst tu sorgen hat, 
welchem der Vortheil hievon zugute kommt.') 

Diese Auffassung wurde durch die Organisation des polizei- 
ärztlichen Dienstes im Jahre 1892 nicht geändert. 

Den zur Untersuchung Prostituierter autorisierten 
Ärzten ist die stricte Beachtung der bezüglichen Vorschriften auf- 
getragen. 

Im Falle eines Übelstandes wird sogleich entweder im eigenen 
Wirkungskreise oder durch hierämtliche Intervention Abhilfe zu 
treffen sein, um auch allen gehässigen Denunciationen gegen die 
Institution dieser Beschauärzte möglichst vorzubeugen. 

Untersuchungsärzte, welche die Bestimmungen über die regel- 
mäßige ärztUche Untersuchung Prostituierter (Instruction für die 
mit der regelmäßigen Untersuchung der Prostituierten betrauten 
Ärzte vom 16. Juni 1877) oder anderer in Hinkunft behördlich 

*) Instruction für die Amtsärzte der k. k. Pol.-Dir. in Wien. 1892. 
*) Instruction für die üntersuchungsärzte. Pol.-Dir.-Erlass v. 30. Juni 1877, 
Z. 36 761. 

') Pol.-Dir.-Erlass vom 5. März 1873, Z. 208. 
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diesbezüglich erlassenen Vorschriften nicht genau befolgen, werden, 
abgesehen von einer eventuellen strafgerichtlichen Verfolgung, von 
der Polizei-Direction sofort ihrer Function als Untersuchungsärzte 
enthoben. Sind dieselben angestellte öffentliche Sanitätsbeamte, so 
werden sie überdies nach den Disciplinar-Vorschriften behandelt, i) 



b) Die geheimen Prostituierten. 

Die administrative Thätigkeit der Polizei in Betreff der ge- 
heimen Prostitution erstreckt sich auf die Eruierung der geheimen 
Prostituierten, deren Evidenzhaltung und deren polizeiliche Be- 
handlung, sowie in der Sammlung statistischer Daten, die Ad- 
ministration betreffend. 

Zur Eruierung der geheimen Prostituierten werden von der 
k. k. Polizei-Direction*) specielle Anordnungen getroffen: 

Wöchentlich mehrere Streifungen (Razias) nach liederlichen 
Dirnen zur Zeit der Abenddämmerung und dann zur Nachtzeit 
(zwischen 10 — 12 Uhr). Über die den Commissariaten zukommenden 
Anzeigen der Militärcommanden über durch Lustdirnen inficierte 
Militärpersonen sind Erhebungen behufs Eruierung der betreffenden 
Frauenspersonen zu veranlassen. 

Auch sind Erhebungen zu pflegen über Personen, die durch 
anonyme und nichtanonyme Anzeigen der Ausübung der geheimen 
Prostitution beschuldigt werden. 

Jene Schanklocale (Tschecherln), die im Verdachte 
stehen, dass daselbst Prostitution betrieben wird, sind zu überwachen. 

Dem Treiben der vacierenden weiblichen Dienstboten ist seitens 
der Commissariate die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. ') 

In der Mitte der Siebziger-Jahre wurde durch einige Zeit bei 
allen Perlustrierungen der um Gesundheitsbücher ansuchenden 
Personen der dienenden Classe mit der größten Eindringlichkeit 
und im Sinne des Polizei-Directions-Erlasses vom 30. JuU 1876, 
Z. 40.830, vorgegangen und hiebei auch auf deren schon aus den 
Dienstbotenbüchern ersichtlichen häufigen Dienstwechsel, insbesondere 
aber auf den Umstand Gewicht zu legen, ob, wann und wie oft 
dieselben aus solchen Anlässen einer polizeilichen Verwarnung oder 
Ahndung unterzogen worden sind. 

Im Central-Meldungsarote wurden über Amtshandlungen letzterer 
Art genaue Vormerkungen geführt, und können die nöthigen Aus- 
künfte (Prioren) daher von dort aus im kurzen Wege, allenfalls 
telegraphisch eingeholt werden.*) 



») Pol-Dir.-Erlass vom 30. September 1878, Z. 55.262. 

«j Fol.-Dir.-Decret vom 2. März 1896, Z. 16.754/1. 

Pol.-Dir.-Erlass vom 21. September 1874, Z. 2281. 

Pol.-Dir.-Erlass vom 12. December 1877, Z. 74.999. 
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Die in Evidenz geführten, der Ausübung der geheimen Pro- 
stitution verdächtigen Frauenspersonen sind stets im Auge zu 
behalten. 

Zur Verhaftung von Personen, welche der Prostitution 
verdächtig sind, dürfen Streifungen durch uniformierte Wachen 
nicht vorgenommen werden. 

Streifungen wider die des Gassenstriches verdächtigen 
Frauenspersonen sind von Wachorganen allein, ohne 
Leitung eines Polizeibeamten, nicht vorzunehmen. Um zu 
verhindern, dass eine unbescholtene Frauensperson unter dem Ver- 
dachte des liederlichen Wandels, die von einem Sicherheitswachmann 
beanständet und sodann, ohne von dem Permanenz-Beamten ver- 
nommen worden zu sein, mit mehreren Prostituierten nächtlicher- 
weile im Commissariat-Arreste angehalten und am folgenden 
Morgen der ärztlichen Untersuchung unterzogen wird, sind alle 
zum Amte bei Tag oder Nacht gestellte Arrestanten sogleich von 
dem Permanenz-Beamten zu vernehmen und sofort der vorschrifts- 
mäßigen Behandlung zu unterziehen. ') 

Die der Beaufsichtigung sich entziehenden Prostituierten sind 
in sanitärpolizeilicher Beziehung weitaus gefährlicher als die mit 
Gesundheitsbüchern betheilten Prostituierten; es ist daher zunächst 
die Aufgabe der Polizeibehörde, dafür zu sorgen, dass in geeignet-er 
zulässiger Weise die Einführung der Gesundheitsbücher und die 
damit verbundene periodische ärztliche Untersuchung auf die 
der Prostitution sich thatsächlich ergebenden Personen 
ausgedehnt werde.*) 

Durch einen Polizei-Directions-Erlass wird den Bezirksleitern 
der Polizei-Commissariate empfohlen, der Eruierung der geheimen 
Prostituierten ihr besonderes Augenmerk zuzuwenden, damit im 
Interesse der öffentlichen Sanitätspflege die Zahl der unter Controle 
stehenden Prostituierten mit den thatsächlichen Verhältnissen in 
Einklang gebracht werde. s) 

Es ist, dass ein Commissariat möglichst wenig Prostituierte 
aufweist, keineswegs ein erfreuliches Zeichen seiner Thätigkeit, 
sondern vielmehr dann, wenn möglichst viele der in dem be- 
treffenden Bezirke wohnenden Prostituierten in Evidenz gestellt 
werden. 

Da sich im Jahre 1888 die Zahl der eingeschriebenen Pro- 
stituierten vermindert, die Fälle von syphilitischen Erkrankungen 
Prostituierter sich nicht vermindert hatten, so wurde den Bezirks- 
leitern in Erinnerung gebracht, diesem Zweige der Amtsthätigkeit 
im öffentlichen Interesse eine erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 28. Jänner 1879, Z. 3879 praes. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 6. Juni 1885, Z. 33.417/1. A.-B. — Statth.-Erlass 
vom 25. März 1882, Z. 49.912, mitgetheilt mit Pol.-Dir.-Erlass vom 16. Mai 1882, 
Z 1715 prses 

^ Pol.-Dir.-Erlass vom 6. Juni 1885, Z. 33.417/1 A.-B. 
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und die betreffenden Beamten anzuweisen, soviele Dirnen als 
möglich in Evidenz zu stellen.^) 

Zur Evidenzhaltung der geheimen Prostituierten dienen die 
Vormerkblätter. Bis zum Jahre 1895 existierten keine Vor- 
merkblätter über die geheimen Prostituierten. Vor dieser Zeit 
wurden die im Administrationsbureau einlangenden strafgericht- 
lichen Auskunftstabellen über Abstrafungen der erwähnten Art 
rücksichtlich der der geheimen Prostitution ergebenen Frauens- 
personen dem Evidenzbureau übermittelt, von wo die Aufnahme 
derselben in das Evidenzblatt veranlasst wurde. 

Die fliegenden Blätter (Vormerkblätter), die vom Jahre 
1869«) bis zur Einführung der Gesundheitsbücher (1873) für 
jede Prostituierte im Bureau für administrative Polizei und bei 
jedem Commissariat für alle im Bezirke wohnenden Prostituierten 
angefertigt und in lexikographischer Ordnung hinterlegt wurden, 
waren keine Evidenzhaltung der geheimen Prostituierten, da diese 
Prostituierten nicht als solchts angesehen werden konnten, da sie 
der Polizei bekannt waren und die Polizei nur dann einschritt, 
wenn ihr Treiben ärgerniserregend wurde. 3) 

Die mit fliegendem Blatt in Evidenz gestandenen Prostituierten 
wurden nach dem Inslebentreten des Pol.-Dir.-Erlasses vom 6. Fe- 
bruar 1873 mit Gesundheitsbuch betheilt. 

Von der Ansicht ausgehend, die aufgegriffenen geheimen Pro- 
stituierten nach Abbüßung ihrer Strafe unter die eingeschriebenen 
zu rangieren, hielt man die Vormerkblätter für die geheimen 
Prostituierten nach dem 6. Februar 1873 nicht mehr für noth- 
wendig. 

Vom 1. Mai 1895 werden Vormerkblätter auch über die 
nicht mit Gesundheitsbuch betheilten, der geheimen Prosti- 
tution ergebenen oder derselben verdächtig erscheinenden 
Frauenspersonen geführt. 

Diese Vormerkblätter, dieselbe Drucksorte wie für die mit 
Gesundheitsbuch betheilten Prostituierten, sind in der oberen 
rechten Ecke mit den Buchstaben „o. G.-B.** (ohne Gesundheitsbuch) 
mittelst Rothstift besonders zu bezeichnen. Dieselben sind ohne 
Photographie. Auch ist im Vormerkblatte ersichtlich zu machen, 
warum der betreffenden Frauensperson ein Gesundheitsbuch nicht 
ausgefolgt worden ist. 

Wird einer solchen Prostituierten in späterer Zeit ein Ge- 
sundheitsbuch ausgefolgt, so ist dies selbstverständlich im Vor- 
merkblatte unter Angabe des Datums ersichtlich zu machen und 
gleichzeitig die Bezeichnung „o. G.-B." mit Rothstift durchzu- 
streichen. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 9. Juni 1889, Z. 25.196 A.-B. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 14. .Tanner 1869, Z. 170 praes. 
') Siehe Verordnung der elioraaligen Wiener Stadtliauptmannschaft vom 
G. Mai 1852. 
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In diese Vormerkblätter werden die polizeilichen und die 
gerichtlichen Abstrafungen wegen Übertretungen der Prostitutions- 
vorschrifken im Sinne des § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
R-G.-Bl. Nr. 89, eingetragen. i) 

Zur Evidenzhaltung dienen auch die bei allen Commissariaten 
vorhandenen Avisozettel, welche 

1. aus dem Polizei-Anzeiger, 

2. aus dem Central-Polizeiblatt, 

3. aus dem Evidenzblatte hinsichtlich der Abgeschafften aus- 
gezogen und in die Meldezettel gelegt.*) 

Seit der Zuschrift der k. k. Polizei-Direction vom 23. Mai 1882, 
Z. 2325, an den Vorstand des Central- Meldungsamtes werden 
nach b dieser Zuschrift gänzlich ausgeschieden und weiters nicht 
eingelegt: 

d) die Schubzettel, 

h) die Haftzettel und 

c) die Einlagzettel von Prostitirterten: nachdem die vom Ge- 
fangenhauscommando geführten Consignationen der Schüblinge, 
sowie die Vormerkungen der General-Evidenz im Evidenzbureau, 
und die vom Agenten-Institute lexikographisch eingelegten Haft- 
zettel und endlich die im Administrationsbureau aufliegenden 
Bögen die vollständige Evidenz der betreffenden Individuen ge- 
währen. 

Im Jahre 1896 ') wurden die Oommissariate verhalten, in 
den Monatsberichten, mit welchen die polizeilichen Strafregister 
über die Prostituierten vorgelegt werden, stets folgende statistische 
Fragen zu beantworten: 

1. Wieviele Erhebungen, beziehungsweise Amtshandlungen 
wegen Ausübung der geheimen Prostitution wurden in dem be- 
treffenden Monate vom Commissariate gepflogen und welches war 
das Resultat derselben? 

2. Wieviele der Ausübung der geheimen Prostitution über- 
wiesenen oder verdächtigen Frauenspersonen wurden im Laufe 
des Monates polizeiärztlich untersucht, wieviele davon wurden 
krank befunden? 

3. Wieviele Streifungen nach liederlichen Frauenspersonen 
wurden in dem betreffenden Monate vorgenommen und mit 
welchem Erfolge? 

Für diese Monatsberichte wurde behufs einheitlichen Vor- 
gehens noch im selben Jahre nachstehendes Formular*) zur Be- 
dienung an die Commissariate hinausgegeben, wodurch die Be- 
antwortung der drei oberwähnten Fragen entfällt. 

') Pol.-Dir.-Act vom 21. October 1895, Z. 38.726/1. ex 1894. (Circalar- 
Erlass vom 22. April 1894.) 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 17. Jänner 1876, Z. 2960. 
") Pol.-Dir.-Decret vom 2. März 1896, Z. 16.754/1. 
♦) Pol.-Dir.-Decret vom 22. Juli 1896, Z. 77.883/1. 
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K. k. Bezirks-Polizei-Ck)mmis8ariat. 



Monat 18.. 



Ausweis 



über die Thätigkeit hinsichtlich der Hintanhaltung der geheimen 

Prostitution. 



A. Amtshandlangen 
wegen Ausübung der 
geheimen Prostitution 


Zahl 


B. Streifungen nach der 

geheimen Prostitution 

ergebenen Frauenspersonen 


Zahl 


a) Wieviele Anzeigen wur- 
den an das Straf- 
gericht erstattet 


1 


n) Wieviele solche Strei- , 
fungen wurden abge- ; 
halten ' 


a) bei gleichzeitiger 
Einlieferung der An- 
gezeigten . . . 




zusammen . 




h) Wieviele polizeiliche 
Strafamtshandlungen 
wurden durchgeführt . 




h) Wieviele der geheimen 
Prostitution ergebene 
Frauenspersonen wur- 
den hiebei angehalten 

c) Wieviele Frauensper- 
sonen wurden bei der 
ärztlich. Untersuchung 
geschlechtlich krank 
befunden und der Spi- 
talsbehandlung über- 
geben 


e) Wieviele sonstige po- 
lizeiliche Verfügungen 
wurden getroffen 
a) Abschiebungen . 


^ ! 


ß) Anträge auf Ab- 
schaffung . . . 

f) Antrüge auf Zwangs- 
arbeitsanstalt . . 
zusammen . 







K. k. Polizei-Bezirks-Commissariat 

Wien, am. 



.18. 



Es kamen Fälle vor, dass für in Polizeihaft befindliche ge- 
heime Prostituierte, da sie wegen einer venerischen Krankheit 
in das Krankenhaus überstellt werden mussten. durch überflässige 
Bemerkungen des Journalbeamten am Commissariat der Sicherheiis- 
fond die Verpflegskosten zahlen musste. 

Es sind daher bei Ausfertigung von Spitals-Aufnahms- 
documenten, da es für die Spitalsbehandlung gleichgiltig ist, ob 
die Kranken wegen irgend einer Gesetzesübertretung zur Straf- 
amtshandlung angezeigt wurden oder nicht, zu vermeiden derartige 
Mittheilungen gelegentlich der Übergabe eines Kranken in die 
Spitalspflege, die denselben als einen Häftling zu qualificieren 
geeignet sind, wie auch jede derartige überflüssige Bemerkung, 
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wie ^Ist nach erfolgter Heilung behufs Obergabe an 
das k. k. Bezirksgericht anher rückzustellen*, woraus 
ein Ersatzanspruch der Verpflegskosten an den Sicherheitsfond 
hergeleitet werden könnte, zu vermeiden. Im vorkommenden Falle 
würde der schuldtragende Beamte zum Ersatz der Verpflegs- 
kosten herangezogen werden.^) 

Laut Erlasses vom 7. August 1867, Z. 3730/111, hat das 
Ministerraths-Präsidium die Verfügung des Polizei-Ministeriums 
vom 27. Juni 18G5, Z. 4297, in Betreff der Ablieferung der 
syphilitischen und kranken Häftlinge in das hiesige landesgericht- 
liche Inquisitenspital dahin modificiert, dass nur jene kranken 
Polizeihäftlinge und namentlich syphilitische, der Übertretung des 
§ 509 des Strafgesetzes beschuldigte Weibspersonen an das Straf- 
gericht und in Ausnahmsfällen auch unmittelbar an das Inquisiten- 
spital abgegeben werden sollen, für deren Untersuchungshaft ge- 
setzliche Gründe vorhanden sind. 

In den übrigen Fällen sind dergleichen Arrestanten von den 
Comraissariaten nach erfolgter Anzeige an die Strafbehörde un- 
mittelbar an die öffentlichen Krankenanstalten, und zwar in das 
Wiedner Spital oder die k. k. Krankenanstalt „Rudolfstiftung'*, 
ohne Vorbehalt der Rückübernahme zur Heilung zu übergeben 
und die Direetionen dieser Anstalten zu ersuchen, die erfolgte 
Genesung des Arrestanten rechtzeitig bekanntzugeben.^) 

Überhaupt sind Angesteckte vor jeder anderweitigen Verfügung 
(Abschiebung u. s. w.) einer öffentlichen Krankenanstalt zur 
Heilung zu übergeben. (Hofdecret vom 11. December 1792; Ver- 
ordnung vom 31. Jänner 1793, 14. November 1807 und 18. Oc- 
tober 1839.) 

Zu den Ausbeutern der Prostituierten sind auch jene Personen 
männlichen Geschlechtes zu zählen, welche aus der professions- 
mäßigen Unzucht von Frauenspersonen, als deren Begleiter (Strizzi, 
Louis) und Beschützer dieselben erscheinen, ihren Unterhalt 
ziehen. 

Auf die Ausforschung solcher Individuen, die sich zur Abgabe 
in eine Zwangsarbeitsanstalt eignen, wird von der Wiener Polizei 
eine besondere Aufmerksamkeit zugewendet. 3) 

Nach dem statistischen Bureau der Stadt Wien war in der 
Mitte des Jahres 189ö die Einwohnerzahl Wiens 1,526.623. Die 
Zahl der eingeschriebenen Prostituierten, welche in den letzteren 
Jahren in Evidenz standen, belief sich per Jahr auf ungefähr 2400, 
die Zahl der geheimen Prostituierten dürfte mehr als das lOfache 
der Gontrolierten betragen.*) 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 14. August 1880, Z. 44.594. 
>) Statth.-Erlass vom 14. August 1867, Z. 25.778. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 2. März 1898, Z. 26.676/A.-B. 
*) Siehe Jahresberichte über die Thatigkeit des polizeiärzflichcn Dienstes 
vom Chefarzte der Wiener Polizei-Direction. 
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IL Sanitärer Vorgang. 

a) Bei den mit Gesund heitsbnch betheilten Prostltnierten. 

Die Grundsätze hiefür schreibt die Instruction, welche 
infolge Statthalterei-Erlasses vom 30. Juni 1876, Z. 21.120,») für 
die mit der regelmäßigen Untersuchung der mit Gesundheits- 
büchern betheilten Prostituierten betrauten Ärzte hinausgegeben 
wurde und die im Jahre 1877 ^) einer Abänderung unterzogen 
wurde, vot. 

Die Instruction wurde durch spätere Erlässe wesentlich modi- 
ficiert. 

Die regelmäßige Untersuchung der Prostituierten hat den 
Zweck: 

Die mit entschieden oder auch nur zweifelhaft venerischen 
Leiden der Geschlechtstheile behafteten Prostituierten so früh als 
möglich an dem geschlechtlichen Umgange mit Männern zu ver- 
hindern, die Übertragung solcher Leiden dadurch möglichst zu 
beschränken und die Erkrankten so bald und so rasch als möglich 
ihrer Heilung zuzuführen. 

Auch jene Prostituierten, welche mit gewissen Frauenkrank- 
heiten, wie insbesondere mit vermehrter Secretion aus der Gebär- 
mutter oder Scheide, mit Excoriationen an den Sexualorganen etc. 
behaftet sind, welche zwar nicht als übertragbar anerkannt werden, 
die Geschlechtstheile jedoch als krankhaft verändert erweisen, sind 
einer ärztlichen Beobachtung zuzuführen. 

Der Untersuchungsarzt ist in der Regel verpflichtet, jede ihm 
zugewiesene Prostituierte zweimal in der Woche nach einem Inter- 
valle von zwei, bzgsw. drei Tagen zu untersuchen. 

In den im § 7, lit. c, der Instruction •) bezeichneten besonderen 
Fällen hat eine tägliche Untersuchung zu geschehen. 

Im § 7, lit c heißt es: 

„c) In allen jenen Fällen, in denen der Arzt bei der Unter- 
suchung der Prostituierten pathologische Veränderungen wahr- 

>) Pol.-Dir.-Decret vom 5. October 1876, Z. 1794 pra>8. 
>) Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771. 
») Fol.-Dir.-Erlass vom 30. Juni 1877, Z. 36.771. 

Schrank, Die Prostitution in Wien. 4 
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genommen hat, die zwar keine genügenden Anhaltspunkte bieten, 
am ein venerisches fibertragbares Leiden als vorhanden zn diagno- 
sticieren. die jedoch die Annahme zulassen, dass ein solches in der 
Entwickeliing b<*griffen sei, hat der untersuchende Arzt das Recht, 
sofern die Prostituierte es nicht selbst vorzieht, sich zur Beob- 
achtung in ein k. k. Krankenhaus zu begeben, eine Beobachtung 
von längstens 3 bis 5 Tagen, jedoch nur unter der Voraussetzung 
vorzunehmen, dass der Arzt Grund zur Annahme hat, es werde 
die Prostituierte seiner Weisung gemäß während dieser Zeit sich 
jedes fleischlichen Umganges enthalten. 

In diesem Falle hat der Arzt die Prostituierte täglich, und 
zwar unentgeltlich zu untersuchen und zu behandeln. 

Ist innerhalb dieses 3- bis 5tägigen Termines nicht jeder 
Zweifel Ober die Frage der Cbertragbarkeit des Leidens gänzlich 
beseitigt, oder aber glaubt der Arzt der Prostituierten in Betreff 
der Nichtannahme von Besuchen während dieses 3- bis 5tägigen 
Termines kein Vertrauen schenken zu können, so ist, wie im Falle b, 
die Beobachtung ihres Zustandes in einer k. k. Krankenanstalt zu 
veranlassen und hierüber die betreffende Vormerkung zu pflegen.'^ 

Es kann auch ein Untersuch ungsarzt, der darüber im Zweifel 
ist, ob sich ein Erkrankungsfall einer Prostituierten zur Abgabe in 
ein Spital eigne, sich mit einem anderen Untersuchungsarzte hierüber 
consultieren. Es steht ihm übrigens auch frei, sich mit einem anderen 
bewährten Specialarzte hierüber zu berathen, es haftet aber für 
den auf Grund einer Consultation letzterer Art gefällten Ausspruch 
unter allen Verhältnissen der betreffende üntersuchungsarzt allein. 
Die häusliche ärztliche Behandlung syphilitisch erkrankter pro- 
stituierter Frauenspersonen, sowohl von den Untersuchungsärzten, 
als von anderen Ärzten, wird absolut nicht gestattet. 

Bei allen nicht venerischen Krankheiten der weiblichen Sexual- 
organe, welche eine Ansteckungsgefahr nicht bedingen, ist den 
betreffenden Prostituierten die Wahl frei zu lassen, ob sie sich zur 
Behandlung ihres Leidens in ein k. k. Krankenhaus begeben oder 
sich zu Hause wollen behandeln lassen. In dem Gesundheitsbuche 
ist der Name des bezüglichen Leidens mit dem ausdrücklichen 
Beisatze „unwohl" einzutragen. Ebenso sind diese Fälle in dem 
Krunkenbeschauprotokolle des Untersuchungsarztes ein- und nach 
erfolgter Heilung auszutragen. 

Die ärztliche Untersuchung hat sich auf alle Theile 
des Körpers, auf denen venerische und syphilitische Formen vor- 
zukommen pflegen, zu erstrecken und mit Zuhilfenahme aller durch 
die Wissenschaft vorgezeichneten. Behelfe, insbesondere des 
M u 1 1 e r 8 p i e g e 1 s. in der genauesten und gewissenhaftesten Weise 
zu geschehen. 

Die Untersuchung hat sich nicht auf die jedesmal mit 
dem Mutterspiegel zu untersuchenden Geschlechts- 
theile zu beschränken, sondern auf den ganzen Körper 
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zu erstrecken, da die sichtbaren Schleimhäute, die Haut, die 
Drüsen, Merkmale einer syphilitischen, bzgsw. venerischen Affection 
bieten können und auch andere infectiöse Krankheiten, z. B. Erätze 
u. dgl, entdeckt werden sollen. *) 

Infolge des im Jahre 1894 vom Polizeiarzt Dr. Josef Schrank 
auf dem VIII. internationalen Congresse fär Hygiene und Demo- 
graphie in Budapest gehaltenen Vortrages über die Bedeutung und 
Ausführung desNachweises der Gonokokken im Urogenital- 
secrete der Prostituierten, welcher in der Fachzeitschrift „Ärzt^ 
lieber Central-Anzeiger" *) erschien, wurde am 19. Jänner 1895 
bei der Wiener Polizei-Direction eine Versammlung der Polizeiärzte 
unter dem Vorsitze des Polizeichefarztes abgehalten, mit der Tages- 
ordnung, ob bei den unter Controle stehenden Prostituierten eine 
periodische bacteriologische Untersuchung auf das Vor- 
handensein von Gonokokken im Urogenitalsecrete eingeführt 
werden sollte oder nicht. Diese Untersuchung wurde in dem er- 
wähnten Vortrage als eine unerlässliche Forderung bei der 
ärztlichen Untersuchung der unter CJontrole stehenden Prostituierten 
hingestellt. 

Am 31. Jänner 1895 wurden durch eine Verordnung 
der Polizei-Direction ^) die Amtsärzte aufgefordert, in allen jenen 
Fällen, in welchen die stattgefundene Tripper-Infection durch 
den Coitus mit einer Prostituierten behauptet, dieselbe aber bei 
den früheren Untersuchungen sowohl als bei einer neuerlichen ohne 
Symptome einer gonorrhoischen Erkrankung gefunden wurde, ent- 
weder selbst, insofeme sie hiezu in der Lage sind oder im Vereine 
mit einem in derlei Untersuchungen gewandten CoUegen, wenn'ein 
Secret vorhanden ist, dasselbe auf Gonokokken zu untersuchen, und 
wenn solche gefunden werden, die Prostituierte unter Mittheilung 
von der behaupteten Infection und dem Gonokokkenbefunde in das 
Spital zu schicken. 

Bei einer Anzeige,*) wodurch behauptet wird, dass jemand 
von einer in Evidenz stehenden Prostituierten inficiert wurde, ist 
dieselbe noch am selben Tage einer speciellen genauen Unter- 
suchung durch den betrefifenden Untersuchungsarzt oder durch 
den diensthabenden Amtsarzt zu unterziehen und im letzteren 
Falle der betreffende Untersuchungsarzt hievon sofort zu verständigen. 

Über die Untersuchung ist ein Parere auszustellen und dem 
Acte anzuschließen. 

Sollte die klinische Untersuchung ein negative? Resultat 
geben, so ist das Urogenitalsecret der betreffenden Prostituierten auf 
das Vorhandensein von Gonokokken zu untersuchen. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 5. Juni 1893, Z. 44.110. 
*) Nr. 30 vom 20. October, Nr. 31 vom 1. November 1894. 
'J Verordnung der k. k. Polizei-Direction in Wien ddto. 31. Jänner 1895, 
Z. 12.114/1. Ch.-A. 

♦) Fol.-Dir.-Decret vom 25. März 1896, Z. 34.106/1. 

4* 
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Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 
21. April 1893, Z. 9825, hat die Statthalterei mit Erlass vom 
2. Mai 1895, Z. 40.397, die Vorlagen der Polizei-Direction über 
die anlässlich der in Angelegenheit der Tripperconstatierung durch 
die Untersuchung auf Gonokokken gepflogenen Verhandlungen 
zurückgemittelt und die Anerkennung der Zweckmäßigkeit der 
von der Polizei-Direction angeordneten Ergänzung der klinischen 
Untersuchung durch die bacteriologische in zweifelhafter Fällung 
ausgesprochen, und zugleich die Weisung gegeben, dass die von 
den Polizeiärzten diesbezüglich gemachten weiteren praktischen 
Erfahrungen unter Wiedervorlage aller Bezugsacten zu berichten 
und in Erwägung zu ziehen seien, ob nicht in Fällen sich wider- 
streitender klinischer und bacteriologischer Untersuchungsbefunde 
eine Überprüfung der letzteren durch anerkannte Autoritäten des 
bacteriologischen Faches vorzuschreiben wären, um auf wissen- 
schaffclich feststehender Grundlage die weiteren sanitätspolizei- 
lichen Maßnahmen begründen zu können. 

In Befolgung der eben citierten Erlässe wurden die Polizeiärzte 
verhalten, am Schlüsse des Monates Mai 1895 in einem ab- 
gesonderten, dem Monatsberichte beizuschließenden Berichte sich 
über ihre bei der bezüglichen bacteriologischen Untersuchung 
gemachten Erfahrungen auszusprechen und auch bezüglich der 
eventuellen Vorschreibung einer Überprüfung bacteriologischer, 
mit den klinischen im Widerspruch stehender Untersuchungs- 
befunde durch anerkannte Autoritäten des bacteriologischen Faches 
unter Namhaftmachung derselben Anträge zu stellen.*) 

Im Jahre 1895, im Juni, wurden die Wiener Polizeiärzte 
angewiesen, ihre weiteren Erfahrungen über die Gonokokken- 
Untersuchungen in den jeweiligen monatlichen Berichten 
niederzulegen und abgesondert ersichtlich zu machen im Sinne 
des Pol.-Dir.-Decretes vom 6. Mai 1895, Z. 45.759/362 Ch.-A.«) 

Nach Neisser ist bei der Gonokokken-Üntersuchung bei den 
Prostituierten jedesmal die Schleimhaut der Urethra, der 
Ausführungsgänge der Bartholinisch en Drüsen, die 
Schleimhaut des Rectums und des C ervicalcanals der 
bacteriologisch- mikroskopischen Untersuchung zu unterziehen. 

Im Jahre 1890 wurden die Directionen der Spitäler be- 
auftragt, wenn den Syphilis-Abtheilungen Prostituierte mit vor- 
geschrittenen Syphilisformen zugewiesen werden, deren Gesundheits- 
büclici hiA kurz vor der Abgabe an das betreffende Krankenhaus 
den Galcal „gesund" enthalten, solche Fälle der Polizei-Direction 
mit [genauer Angabe aller maßgebenden Daten in Bezug auf die 
Kiankbeitserscheinungen, sowie des Namens und Wohnortes der 



') Pol-Dir.-Decret vom 6. Mai 1895, Z. 45.759/362 Ch.-A. 
«) Pd.-Dir.-Erlass vom 17. Juni 1895, Z. 59.820. 
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Prostituierten und des Arztes, welcher im Gesundheits buche den 
Befund eingetragen hat, zur Anzeige zu bringen. i) 

Jede Prostituierte hat am Tage, an welchem sie ihr Gesund- 
heitsbuch zurücklegt oder, ohne dies zu thun, eine Reise anzutreten 
erklärt, den Nachweis der am nämlichen Tage geschehenen 
ärztlichen Untersuchung und des im Gesundheitsbuche 
eingetragenen Befundes „gesund** zu erbringen.') 

Der Arzt wird die Endziele der Institution wesentlich fördern, 
wenn er mit der Untersuchung eine Belehrung über den Zweck 
derselben, über die ersten Zeichen der ansteckenden Krankheit, 
sowie über die Verhütung der Gefahr der Ansteckung durch Be- 
obachtung hygienischer Maßregeln verbindet. 

h) Bei geheimen PrOstitnlerten. 

Das Recht, verdächtige Frauenspersonen in genitalibus ärztlich 
untersuchen zu lassen, wurde den Polizeibehörden durch Hofdecret 
vom 29. Mai 1827, Z. 18.068, bereits eingeräumt. 

Prostituierte überhaupt zeitweise der ärztlichen Untersuchung 
zu unterziehen, besagt die Regierungsverordnung vom 31. Jänner 1793. 

Es heißt darin: 

„Freudenmädchen sind öfters einzufangen, über ihren Ge- 
sundheitszustand genau zu untersuchen, und wenn sie dann an- 
gesteckt befunden werden, in dem allgemeinen Krankenhause zu 
heilen, auch nicht eher aus demselben zu entlassen, bis sie voll- 
kommen hergestellt sind." 

Wird eine nicht in Evidenz stehende Prostituierte angezeigt, 
dass sie geschlechtlich krank sei, so wird dieselbe der ärztlichen 
Untersuchung zugeführt, und wenn diese resultatlos ist, eine Unter- 
suchung auf Gonokokken vorgenommen.') 

Alle Häftlinge auf den Commissariaten sind vor ihrer 
Abgabe nicht bloß bezüglich ihres allgemeinen Gesundheitszustandes, 
sondern insbesondere auch in Bezug auf Geschlechtskrank- 
heiten amtsärztlich zu untersuchen.*) 

Über die venerisch krank befundenen Arrestantinnen ist ein 
Verzeichnis zu führen, wie über die Art der Erkrankung. 

Nach einer Entscheidung des Obersten Gerichts- und Cassations- 
hofes vom 28. September 1869, Z. 11.036, begründet die vor 
mehreren Leuten erfolgte Mittheilung, dass eine Frauensperson 
der ärztlichen Untersuchung zur Feststellung ihrer venerischen 
Erkrankung unterzogen worden sei, den Thatbestand der Über- 
tretung der Ehrenbeleidigung (§ 488 St.-G.) 

>) Statth.-Erlass vom 2. Juli 1890, Z. 39.737, an die Directionen der 
Wiener Krankenhäuser. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 1. Juni 1879, Z. 1867. 

») Pol.-Dir.-Decret vom 25. März 1896, Z. 34.106/1. 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 29. April 1894, Z. 34.685/1. 
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III. Strafgeriehtlieher Vorgang. 



A. Polizeiliehe Bestrafang. 

a) Im allgemeinen. 

Der Wiener Polizei-Direction obliegt die Überwachung der mit 
Gesundheitsbücbern versehenen Prostituierten in sittlicher und 
sanitärer Hinsicht, wie die Ausforschung, Verfolgung und Bestrafung 
der geheimen Prostituierten. 

In dem Organisationsstatute der Polizeibehörde vom 10. De- 
cember 1850, L.-G.-B. Nr. 39, wird in den §§ 16, 22 und 23 vor 
allem vor Augen gehalten, dass ein öflFentliches Ärgernis unter allen 
Umständen verhindert werden muss. 

Auch im Circulär über die Einführung der Polizeiverfassung 
vom 1. November 1791, in welcher die Stadt in 4, die Vorstädte 
in 8 Bezirke getheilt wurden und jedem Bezirke ein Bezirksdirector 
mit dem Titel eines kaiserlichen Rathes und ein Amtsschreiber, 
wo nöthig noch ein Commissär zugewiesen wurde, wird neben 
anderen Hauptgegenständen der Polizei auch die Handhabung der 
öffentlichen Anständigkeit, daher die Aufsicht der Straßenmägde, 
der Tanzsäle, die Aufsicht, dass die Jugend beiderlei Geschlechtes 
nicht verführt werde etc., erwähnt. 

Durch das Gesetz vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89 
(Vagabundengesetz, 1) wurde der Polizeibehörde eine gewisse 
Ingerenz und ein etwas erweiterter Spielraum gewahrt 

Durch die Bestimmungen des § 5, Absatz H, Punkt 1 und 2, 
wird im Zusammenhange mit jenen des § 7, Absatz H, der Sicher- 
heitsbehörde ein wesentliches Mittel geboten, dem Treiben jener 
Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, insbesonders im Hinblicke auf die Möglichkeit ihrer An- 
haltung in einer Zwangsarbeitsanstalt, in wirksamerer Weise ent- 



') Siehe Seite 60. 
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gegentreten zu können, als dies nach dem Stande der bisherigen 
Gesetzgebung der Fall war. 

Als Ersatz für den 1. Satz des durch dieses Gesetz aufgehobenen 
§ 509 des Strafgesetzes ist der § 5, 1. Absatz des Gesetzes vom 
24 Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89, anzusehen. Es heißt darin, dass 
die Verfolgung und Bestrafung der Prostituierten in der Regel nur 
über Antrag der Sicherheiisbehörde erfolgen kann. 

Die Bestrafung von unter sittenpolizeilicher Controle stehenden 
Prostituierten erfolgt nach § 5, 1. 2 des obencitierten Gesetzes, falls 
sie den polizeilichen Anordnungen nicht nachkommen. Diese poli- 
zeilichen Anordnungen bezwecken nur die Vermeidung des öffentlichen 
Ärgernisses und die Sicherstellung der sanitären Controle. 

Die Polizeibehörde in Wien straft die in Evidenz stehenden 
Prostituierten wegen (berschreitungen der Prostitutionsvorschriften, 
wie die der geheimen Prostitution überwiesenen Frauenspersonen 
nach den bestehenden Gesetzen und Verordnungen. 

Nachdem fär die Fälle Ziffer 1 und 2 des § 5 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, Nr. 89, das Strafausmaß im Falle der gerichtlichen 
Bestrafung mit 8 Tagen bis zu 3 Monaten bestimmt ist, so folgt daraus, 
dass gegen Frauenspersonen wegen Betriebes des unzüchtigen Ge- 
werbes bei der polizeilichen Bestrafung gemäß der Bestimmungen der 
Ministerial- Verordnung vom 30. September 1857 über das geringste 
gerichtliche Strafausmaß von 8 Tagen nicht hinausgegangen werden 
darf. Gleichzeitig wird jedoch behufs Hintanhaltung eines ungleich- 
artigen Vorganges als Norm hinsichtlich des bei der polizeilichen 
Bestrafung in Verwendung kommenden Strafausmaßes festgestellt, 
dass unter die geringste Strafe von 24 Stunden nicht zu gehen ist, 
und bei einer Wiederholung der polizeilichen Bestrafung nie eine 
unter das Ausmaß der vorhergegangenen Bestrafung gehende Strafe 
verhängt werden darf. 

Für die Fälle 1 und 2 des § 5 des Vagabundengesetzes von 1885 
ist, wie schon erwähnt, das Strafausmaß im Falle der gerichtlichen 
Bestrafung mit 8 Tagen bis zu 3 Monaten bestimmt. 

Behufs Ermöglichung eines raschen Abschlusses der zur An- 
zeige gelangenden Straffälle ist es unbedingt nothwendig, dass die 
Anzeigen in einem den vollen Thatbestand der betreffenden Über- 
tretung klar und deutlich nach allen Erfordernissen des Gresetzes 
verfasst und gleichzeitig mit dem fertigen und bezüglich seiner 
Richtigkeit genau erhobenen Beweismateriale dem staatsanwalt- 
schaftlichen Functionär zum Zwecke des Strafantrages zur Ver- 
fügung gestellt werden. Wenn solchen Anzeigen, Meldungen der 
Sicherheitswache oder der Polizeiagenten zugrunde liegen, ist 
darauf zu achten, dass die Meldungen derartig abgefasst sind, dass 
nachträgliche Erhebungen, Zeugenvernehmungen, nur in sehr seltenen 
Fällen zur Feststellung des Thatbestandes und zur Herstellung des 
Schuldbeweises nothwendig werden. Nur durch eine richtig abgefasste 
Meldung werden directe Vernehmungen von Wachorganen entbehrlich, 
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welche, wenn sie bei dem gesteigerten, zur gerichtlichen Judicatur 
gelangenden Strafmateriale sich häufig als nothwendig ergeben 
würden, wegen des Abziehens der Wachorgane oft auch in größerer 
Anzahl von ihrem eigentlichen Dienste sich in einer Benachtheiligung 
des eigentlichen Aufsicht sdienstes bald f&hlbar machen würden. 

Die den Prostituierten gegebenen Aufträge, insoferne sie nicht 
in Gesetzen oder Erlässen enthalten sind, werden bei Nichtbefolgung 
durch die kaiserliche Verordnung vom 20. April 1854, R-G.-B. 
Nr. 96, geahndet 

Diese Verordnung ist eine Vorschrift für die Vollstreckung der 
Verfügungen und Erkenntnisse der landesfürstlichen, politischen und 
polizeilichen Behörden. 

Kraft dieser Verordnung können behördliche Aufträge, Ver- 
fügungen, Anordnungen u. s. w., wenn sie nicht befolgt werden, 
gestraft werden. In dieser Verordnung heißt es: 

§ 1. Alle Anordnungen, Verf&gungen und Erkenntnisse, welche 
die landesfürstlichen, politischen und polizeilichen Behörden im 
Bereiche ihrer Amtswirksamkeit unmittelbar oder im Auftrage der 
vorgesetzten Behörde erlassen, werden von denselben durch die 
ihnen gesetzlich zustehenden Mittel zum Vollzuge gebracht. Diese 
Verordnung tritt in Kraft bei Nichterfüllung von den poli- 
tischen Behörden gegebenen Verboten. 

Die Strafe, die durch diese Verordnung verhängt werden 
kann, darf nie höher als der kleinste Grad jener Strafe bemessen 
sein, welche nach dem allgemeinen Strafgesetze hätte verhängt 
werden müssen, wenn die in Frage stehende Handlung die Eigen- 
schaft eines Vergehens oder einer Übertretung im Sinne dieses 
Strafgesetzbuches gehabt hätte. 

Der Prostitutionsreferent des Commissariates verhängt in der 
Regel die Polizeistrafen über die beanständeten Prostituierten. 

Wenn sich Prostituierte (eingeschriebene oder geheime) gegen 
einen polizeilichen Beamten in Ausübung gesetzlicher Amts- 
handlungen ungestüm und beleidigend benehmen und pngeachtet 
vorausgegangener Ermahnung in einem den ämtlichen Charakter 
verletzenden Betragen beharren, so werden dieselben nach der 
kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854. Nr. 96 R-G.-B., 
§ 12 a, gestraft. 

Es kommt vor, dass von Prostituierten anderen Personen 
gegenüber ohne Grund behauptet wird, dass sie mit den Beamten 
oder Ärzten ihres Domicil-Commissariates in geschlechtlichem 
Verkehr gestanden seien. 

Über eine derartige Beschuldigung liegt eine Entscheidung 
vom 11. Juli 1871 des Obersten Gerichts- und Cassationshofes 
vor. Es heißt darin: 

„Die öffentlich ausgesprochene Berühmung, mit Jemand 
außerehelichen Beischlaf gepflogen zu haben, ist, wenn die Wahr- 
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heit der Behauptung nicht erwiesen wird, eine Ehrenbeleidigung." 
(§ 488 Si-G.) 

Durch den k. k. niederösterreichischen Statthalterei-Erlass *) 
vom 30. Juni 1876, Z. 21.120, ist dem Polizeipräsidenten die 
Ermächtigung zutheil geworden, an die in der Ausforschung der 
in den Bezirken der Prostitution gewerbsmäßig ergebenen, jedoch 
nicht in Evidenz befindlichen Frauenspersonen besonders thätigen 
Amtsorgane, Remunerationen verabfolgen zu können. 

Die Bezirksleiter stellen bei sich ergebenden vorzugsweise 
verdienstlichen Leistungen sowohl der zugetheilten Beamten, 
speciell des Prostitutionsreferenten, als auch der Wachmannschaft, 
die bezüglichen Anträge an das Polizeipräsidium. 

Bei der Beurtheilung der Würdigkeit zur Erlangung einer 
derartigen Geldbelohnung, sowie auch des Ausmaßes derselben 
ist übrigens, wie auch im Pol.-Dir.-Erlasse vom 5. October 1876, 
Z. 1794 prses., angedeutet wurde, im Sinne des obbezogenen 
Statthalterei-Erlasses nicht die Behandlung der Prostitutions- 
agenden überhaupt, sondern lediglich nur die Eruierung von 
Prostituierten ohne Gesundheitsbuch, demnach hauptsächlich nur 
der Umstand als maßgebend anzusehen, ob und inwieweit die bei 
dem Gommissariate aufliegenden Evidenzlisten dem factischen 
Stande der im betreffenden Bezirke wohnhaften Prostituierten 
entsprechen. 

Der Dienst der Sittenpolizei wird nicht, wie in vielen anderen 
Städten, Paris, Berlin, Marseille etc.. durch ein eigenes, nur für 
diesen Zweck bestimmtes Personale versehen, sondern die Polizei- 
beamten und Detectivs sind neben ihren anderen Agenden auch 
mit dieser Dienstleistung betraut. 

Bei der k. k. Polizei-Direction ist das Referat über das Pro- 
stitutionswesen in Wien der I. Section, dessen Chef der Regierungs- 
rath Ritter von Feyerfeil ist, zugewiesen. 

Auf jedem Polizei-Commissariat fungiert ein vollkommen 
verlässlicher älterer Conceptsbeamter aus dem Personalstatus des 
Commissariates als Referent des Prostitutionswesens, welcher bei 
größerer Mühewaltung Anspruch auf eine Remuneration hat. Dem- 
selben sind ein oder zwei Detectivs zur Verwendung in dieser 
Agende überlassen. Auch letztere werden nicht ausschließlich zu 
diesem Zwecke benützt. 

Nach Bedürfnis wäre demselben ein Hilfsbeamter zur Be- 
sorgung der mit den Agenden verbundenen Manipulationsgeschäfte 
zuzutheilen, für deren Amtierung er verantwortlich ist. 

Der Name des betreffenden Conceptsbeamten ist dem Admini- 
strationsbureau anzuzeigen.*) 

«) Pol-Dir.-Erlass vom 19. März 1877, Z. 730 praes. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 9. December 1879, Z. 63.053. 
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h) Bei den mit Gesnndheitsbneh bethellten Prostituierten. 

Die in polizeilicher Evidenz befindlichen Prostituierten werden 
nicht nur wegen ärgerniserregenden Benehmens, sondern auch 
wegen Überschreitung der Prostitutions Vorschriften bestraft. Letztere 
beziehen sich besonders auf Evidenz-Entziehung und Nichterscheinen 
bei der ärztlichen Visite. 

Solange als die Polizei-Direction die polizeilichen Strafen für 
hinreichend hält, straft sie die mit Gesundheitsbüchern betheilten 
Prostituierten im Falle der Tbertretung der Prostitutionsvorschriften 
nach dem Polizei-Decret vom 28. Jänner und 6. Februar 1873, 
Nr. 208, in Verbindung mit der Ministerialverordnung vom 30. Sep- 
tember 1857. Vor kurzem noch strafte die Polizeibehörde nur 
zweimal, das drittemal erfolgte die Anzeige an das Gericht, 
nach 55 5, Punkt 2, des (lesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-ßl. 89. 

Vergehen ^egeh die öffentliche Sittlichkeit kommen bei den 
Prostituierten häufiger vor, als Überschreitungen der Prostitutions- 
vorschriften betreffs Hintanhaltung der Verbreitung venerischer 
oder syphilitischer Erkrankungen. 

Es bedarf wohl keiner Erörterung, dass Anzeigen der Pro- 
stituierten im Sinne des § 5, Absatz 2, Punkt 3, 4 und 5 (wissent- 
lich venerisch krank, öffentliches auffallendes Ärgernis, Verführung 
jugendlicher Personen), durch welche die Bestimmungen des § 509 
des Strafgesetzes aufgehoben werden — ohne unterschied, ob 
dieselben der ärztlichen Controle unterstehen oder nicht, stets 
der strafgerichtlichen Judicatur zu unterziehen sind. 

Hinsichtlich der Bestimmung des Thatbestandes ist eine 
Änderung nicht eingetreten, sondern nur das Strafausmaß für die 
unter Ziffer 3, 4 und 5 aufgezählten Fälle, wegen der in denselben 
liegenden größeren (Jefahr für die öffentliche Sittlichkeit, von drei 
auf sechs Monate erhöht worden. 

Die Beaufsichtigung der in polizeilicher Evidenz stehenden 
I Prostituierten, wie die Hinanhaltung des ärgerniserregenden Be- 
nehmens von frechen Dirnen überhaupt, wie besonders des Heraus- 
liegens aus dem Fenster, des Stehens an den Hausthüren, des 
Anlockens von Mannspersonen, des beschäftigungslosen Herum- 
ziehens in den Straßen, namentlich während der Abendstunden, 
(lus l^eherbergens irgend jemandes für unsittliche Zwecke zur 
Naclitzeit. des Nichtverschließens der Fenster ihrer Wohnung mit 
dicken Vorhängen, das übermäßige Erleuchten ihrer Zimmer zur 
Nadit^eit, die Störung der häuslichen Ruhe durch störende Ge- 
sänge, Trinkgelage, schallendes Gelächter, wird, mit Ausnahme der 
inneren Stadt, zum größten Theile von Seite der uniformierten 
Si chorh ei ts wache durchgeführt. 

Das Sitzen einer Prostituierten beim Fenster, wenn es auch 
AüfsohoTi erregt, begründet allein keineswegs den Thatbestand 
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einer strafbaren Handlung, es mnss das Moment des auffallenden 
Benehmens, um Männer anzulocken, hinzutreten. 

Das Erkenntnis des Commissariates N. vom 2. Juni 1884, 
womit (der Prostituierten) A. wegen Sitzens an ihrem Fenster 
eine Verwarnung ertheilt wurde, wurde sowohl hinsichtlich der 
Verwarnung als auch des Verbotes bezüglich des Sitzens beim 
Fenster als gesetzlich unbegründet aufgehoben.^) 

Gegen Prostituierte, welche sich auf der Straße oder in 
öffentlichen Localitäten ein freches, unanständiges Benehmen zu 
Schulden kommen lassen oder welche aus den Fenstern ihrer 
Wohnungen in auffalliger Weise Männer anzulocken suchen, ist 
strafweise vorzugehen. 

Bei Fälschungen der Gesundheitsbücher oder bei sonstigem 
Missbrauche mit denselben ist gesetzlich amtzuhandeln. 

Im übrigen bleiben die bestehenden Gesetze und Ver- 
ordnungen in Wirksamkeit, und wird insbesondere gegen unter- 
standslose Prostituierte deren strengste Handhabung empfohlen. 

Die aus dem Spitale geheilten Prostituierten mit Gesundheits- 
büchern sind, bis sie wieder in Evidenz treten oder sich einem 
anständigen Erwerbe gewidmet haben, polizeilich zu überwachen.*) 

Die Prostituierten mit Gesundheitsbuch, welche häufig am 
Gassenstriche bemerkt werden, und jene, welche sich auffällig be- 
nehmen, in den Gassen herumstehen oder Männer ansprechen, 
sind auf das Commissariat vorzurufen und protokollarisch zu 
verwarnen. 

Im Falle der Nichtachtung ist gegen solche Prostituierte mit 
aller gesetzlich zulässigen Strenge vorzugehen. 8) 

Bei den mit Gesundheitsbuch versehenen Prostituierten ist 
der Gassenstrich und die Evidenz-Entziehung nach den Erlässen 
vom 28. Jänner und 6. Februar 1873, Z. 208, und der Ministerial- 
verordnung vom 30. September 1857, Nr. 198 R-G.-B., zu strafen. 

Durch die k. k. Ministerialverordnung vom 30. September 1857, 
R-G.-B. 198, wird den landesfürstlichen, politischen und polizei- 
lichen Behörden llberschreitungen gegen politische oder polizei- 
liche Erlässe oder Verordnungen zu bestrafen ermöglicht. Es heißt 
in diesem Gesetze: „womit eine allgemeine Vorschrift für die 
Bestrafung jener geringeren Gesetzes-Übertretungen bekannt ge- 
macht wird, für welche weder in dem allgemeinen Strafgesetze 
noch in besonderen Verordnungen die Strafe bemessen ist." 

Über die entstandene Frage, wie die (Übertretung solcher aus 
öffentlichen Rücksichten erlassenen gesetzlichen Vorschriften oder 
Anordnungen der Behörde zu behandeln seien, welche keine aus- 



>) Statth.-Erlass vom 30. August 1884, Z. 39.125 (Pol -Dir.- Zahl 53.125). 
Die Normen für die Wiener Polizei-Verwaltung von Dr. Victor Kroph. Wien 
1893, Seite 64, Jahrg. 1884. 

«) Pol.-Dir.-Erlass vom 6. Febniar 1873, Z. 208. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 2. März 1888. Z. 16.465/1. 
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drücklichen Strafbestimmungen enthalten, haben Seine k. k. Apostol. 
Majestät mit Allerhöchster Entschließung vom 16. September 1857 
anzuordnen geruht: 

„Alle Handlungen oder Unterlassungen, welche durch die 
bestehenden Gesetze oder von den Behörden innerhalb ihres 
Wirkungskreises erlassenen Verordnungen zwar im allgemeinen 
als strafbar oder doch aus polizeilichen oder anderen öffentlichen 
Rücksichten als gesetzwidrig erklärt sind, ohne dass in den 
darüber erlassenen Vorschriften eine bestimmte Strafe dagegen 
verhängt erscheint, sind, insoferne das allgemeine Strafgesetzbuch 
auf dieselben keine Anwendung leidet, mit Geldstrafen von 
1 — 100 Gulden oder mit Arrest von 6 Stunden bis zu 14 Tagen 
zu ahnden. 

Anstatt der Arreststrafe oder zur Verschärfung derselben kann 
körperliche Züchtigung, welche dieses Gesetz verhängt, infolge 
der §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 15. November 1867, Nr. 131 
R.-G.-B., nicht in Anwendung kommen. 

Bei Bestimmung der Strafe hat jedoch zur Richtschnur zu 
dienen, dass nie eine höhere Strafe verhängt werden darf, als 
diejenige, welche die niedrigste sein würde, wenn die That die 
Eigenschaft eines Vergehens oder einer Übertretung ähnlicher Art 
im Sinne des allgemeinen Strafgesetzes erlangt hätte. 

Das Nichtbegeben in das Spital ist nach Pol.-Dir.-Decret vom 
U.December 1893, Z. 110.807, und 24. October 1894, Z. 102.036, 
und § 7 der kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, R-G.-B. 96, 
zu bestrafen." *) 

Die mit Gesundheitsbuch betheilten Prostituierten sind nicht 
strenger zu behandeln als jene, welche sich der durch das Ge- 
sundheitsbuch bedingten sanitären Controle nicht unterwerfen 
wollen und der geheimen Prostitution ergeben sind.*) 

Bei Beanständigungen von Frauenspersonen wegen der Über- 
tretung des § 5. Absatz 2, Punkt 1 und 2, ist stets die Anfrage 
an das Polizei-Gefangenhauscommando betreffs der Prioren (Vor- 
strafen) zu richten. 

In dem Gesetze vom 24. Mai 1885, Nr. 89 (dem sogenannten 
Vagabundengesetze), womit strafrechtliche Bestimmungen in Betreff 
der Zulässigkeit der Anhaltung in Zwangsarbeits- oder Besserungs- 
anstalten getroffen werden, tangieren die §§ 5 und 7 besonders 
das Prostitutionswesen. 

§ 5. Die Bestrafung der Frauenspersonen, welche mit ihrem 
Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, ist der Sicherheitsbehörde 
überlassen. Wenn solche Frauenspersonen 

1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizeilichen Be- 
strafung fortsetzen, oder 

*) Pol.-Dir.-Decret vom 26. October 1896, Z. 69.117/1. 
«) Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Juli 1885, Z. 41.242. 
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2. insofeme polizeiliche Anordnungen bestehen, hiebei den- 
selben zuwiderhandeln, oder 

3. ihr unzüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl sie wussten, 
dass sie mit einer venerischen Krankheit behaftet sind, oder 

4. durch die Öffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veran- 
lassen, oder 

5. jugendliche Personen verführen, so sind sie mit strengem 
Arreste, und zwar in den unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten 
Fällen in der Dauer von acht Tagen bis zu drei Monaten, in den 
unter Ziffer 3, 4 und 5 angeführten Fällen aber in der Dauer 
von einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

Personen beiderlei Geschlechtes, welche außer den Fällen 
des § 512 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 aus der gewerbs- 
mäßigen Unzucht anderer ihren Unterhalt suchen, sind mit strengem 
Arreste von acht Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

In den Fällen Ziffer 1 und 2 tritt die strafgerichtliche Ver- 
folgung auf Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 

§ 7. Die Untersuchung und Bestrafung der in den §§ 1 bis 6 
dieses Gesetzes bezeichneten Übertretungen, sowie die Untersuchung 
und Bestrafung der Übertretung des § 3 des Gesetzes vom 
10. Mai 1873, R.-G.-B. Nr. 108, findet durch die Gerichte statt. 

Das Gericht kann im Falle der Verurtheilung im Urtheile 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt aus- 
sprechen. 

Bezüglich des Ausspruches auf Zulässigkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt kann die Bei'ufung zu Gunsten des 
Angeklagten ergriffen werden, wenn auf die Zulässigkeit der An- 
haltung erkannt wurde, und zum Nachtheile des Angeklagten, 
wenn auf dieselbe nicht erkannt wurde. 

Durch das Gesetz vom 24. Mai 1885 traten abermals einige 
Veränderungen in Betreff der Bestrafung der Prostituierten ein, 
da letztere auch diesem neuen Vagabundengesetze unterstehen. 

Seit Einführung der Gesundheitsbücher ist dies das erste 
Gesetz, welches Rücksicht nimmt auf polizeiliche Anordnungen, 
die bei dem Unzuchtsgewerbe bestehen. 

Durch dieses Gesetz wurden die Paragraphe des Strafgesetz- 
buches vom 27. Mai 1852 509, 510 und 511, sowie die §§ 1, 2, 
10, 12, 13 und 18 des Gesetzes vom 10. Mai 1873 aufgehoben. 

Der außer Kraft gesetzte § 509 des österreichischen Straf- 
gesetzes, wie des Gesetzes vom 24. Mai 1885, Nr. 89. § 5, 3, 
enthält in seiner Stilisierung den Ausdruck „venerische Krank- 
heit". 

Es sind darunter alle ansteckenden Krankheiten, welche 
durch den Coitus übertragen werden, wie Tripperausfluss, Schanker- 
eiter (weicher und harter), der Eiter eines inficierenden Bubo, das 
Blut syphilitischer, das Secret syphilitischer Papeln, Pusteln u. s. w., 
zu zählen. 
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Die Krätze, das Behafketsein mit Filzläusen (pediculi pubis), 
die verschiedenen nicht infectiösen Ausflüsse aus der Scheide 
(fluor insous), Excoriationen an den Genitalien, spitze Kondy- 
lome u. s. w. sind hieven ausgeschlossen. 

Da spitze Kondylome, wie Bartholinische Drüsenabscesse meist 
neben den Trippererkrankungen einhergehen, so werden sie häufig 
zu den venerischen Krankheiten subsummiert. 

Der § 5, Absatz 2, Punkt 2 V.-G.: „insoferne polizeiliche 
Anordnungen bestehen, hiebei denselben zuwiderhandelt^ bezieht 
sich auf mit Gesundheitsbuch betheilte Prostituierte, 
welche den speciell auf die Prostitution bezughabenden polizei- 
lichen Anordnungen zuwiderhandeln. 

Die strafgerichtliche Verfolgung dieser Prostituierten tritt 
aber im Sinne des Schlusssatzes des § 5 in beiden Fällen auf 
Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 

Nach vorausgegangener zweimaliger Bestrafung inner- 
halb eines Jahres, bei abermaliger Beanständigung kann die 
Polizei das Begehren auf strafgerichtliche Verfolgung 
stellen sowohl bei den eingeschriebenen wie geheimen Prosti- 
tuierten. 

Die eingeschriebenen Prostituierten können nach einem 
Polizei-Erlasse *) vom Jahre 1896 nach gerichtlichen Abstrafungen 
im Sinne des § 5, Absatz 2, Punkt 2, wegen neuerlichen Zuwider- 
handelns gegen die bestehenden Prostitutionsvorschriften polizei- 
lich gestraft werden, wodurch die Dienstes-Instruction über das 
Gesetz vom 24. Mai 1885, Nr. 89, alteriert erscheint, nach welcher 
nicht bloß jede polizeiliche Bestrafung der Prostituierten mit Ge- 
sundheitsbüchern überhaupt, sondern auch jener ohne Gesundheits- 
bücher zu unterbleiben hat, sobald bei letzteren eine bereits 
zweimalige polizeiliche Abstrafung innerhalb eines Jahres er- 
folgt ist. 2) 

Nur wenn die neuerliche Ausschreitung mit Rücksicht auf 
die polizeilichen oder gerichtlichen Vorstrafen eine consequente 
Missachtung der polizeilichen Anordnungen erkennen lässt und 
sonach eine strengere Bestrafung, als sie polizeilicherseits verhängt 
werden kann, oder die Abgabe der Prostituierten in eine Zwangs- 
arbeitsanstalt wünschenswert erscheinen lässt, oder im Verlaufe 
eines weiteren Jahres nach erfolgter gerichtlicher Bestrafung 
bereits zwei polizeiliche Abstrafungen erfolglos geblieben 
sind, wäre der Antrag auf Bestrafung nach § 5, Absatz 2, Punkt 2 
V.-G., eventuell auch auf den Ausspruch der Zulässigkeit der 
Abgabe der Prostituierten in eine Zwangsarbeitsanstalt beim 
Strafgerichte, beziehungsweise bei dem öffentlichen Ankläger zu 
stellen und der Antrag entsprechend zu begründen. 

') Pol.-Dir.-Decret vom 26. October 1896, Z. 69.117/1. 
*} Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Juli 1885, Z. 41.242. 
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Die polizeilichen Strafen gegen Prostituierte sind, um 
wirksam zu sein, möglichst bald nach geschehener Ausschreitung 
zu verhängen und in Vollzug zu setzen. 

In den Strafregistern über Prostituierte ist bei „Prosti- 
tuierte mit Gesundheitsbüchern" die Statthalterei-Verordnung vom 
6. Februar 1873, Z. 208, welche mit Statthalterei-Erlass vom 
20. Juni 1875, Z. 17.262, theilweise abgeändert wurde, und die 
Ministerial-Verordnung vom 30. September 1857 zu citieren. 

Die Strafen, die die Prostituierten in Wien zu ge- 
wärtigen haben, sind: 

a) Strafen, welche die Polizei verhängt: 

a) Arrest (Absitzung im Polizei-Gefangenhaus). 

In Wien straft die Polizeibehörde die Prostituierten wegen 
Überschreitung der bestehenden Prostitutionsvorschriften von 
12 Stunden bis höchstens zu 14 Tagen Arrest. 

In Betreff der Art der Bestrafung der Prostituierten, welche 
strafbare Ausschreitungen sich erlauben, ist zu bemerken, dass 
körperliche Züchtigung und Geldstrafen nicht mehr zulässig sind. 
Erstere wurden durch das Gesetz vom 15. November 1867, 
letztere durch den Pol.-Dir.-Erlass vom 6. October 1879, Z. 3496, 
abgeschafft. Die Polizei-Direction gibt sich der Ansicht hin, dass 
die Geldstrafe die Prostituierte selbstverständlich von dem Schand- 
lohne bezahle, daher genöthigt wäre, um diesen Entgang zu 
decken, mehr sich der Prostitution hinzugeben. 

p) Abschiebung (Schub) und Abschaffung. 

b) Strafen, die vom Gerichte verhängt werden: 
a) Freiheitsstrafen (Absitzung im Bezirksgerichte): 
p) Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt. 

Durch die Bestimmungen des § 5, über die strafgerichtliche 
Verfolgung der Prostituierten, wird das der Sicherheitsbehörde 
zustehende Recht der weiteren polizeilichen Verfügung im Sinne 
des Gesetzes vom 27. Juli 1871, R.-G.-B. 88 (Abschaffung), in 
keiner Weise alteriert, vielmehr werden sich die nach § 1, 6, 
c und d des obcitierten Gesetzes wider Prostituierte verhängten 
Abschiebungs- und Abschaffiings-Erkenntnisse nicht bloß auf 
sicherheitspolizeiliche Gründe, sondern auf die durch gerichtliche 
Urtheile nachgewiesene Gefährdung öffentlicher Interessen stützen 
können. 

Damit auch hinsichtlich der mit den gerichtlich abgestraften 
Prostituierten, sowie mit allen nach § 5, Absatz 3, bestraften 
Personen beiderlei Geschlechtes, welche im Wiener Polizeirayon 
nicht heimatberechtigt sind, nach erfolgter Abstrafung zu treffenden 
weiteren polizeilichen Verfügung einheitlich vorgegangen werde, 
sind dieselben nach ihrer Rückstellung aus der Strafe mit der 
Auskunftstabelle (Strafkarte) und der Äußerung, ob die Hier- 
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belasBung zulässig erscheint oder nicht, dem Gefangenhaus- 
Commando zu überstellen.') 

Seit 1. Jänner 1898 sind an Stelle der bisherigen Auskunfts- 
tabellen mit Verordnung des k. k. Justizministeriums vom 8. De- 
cember 1897, Z. 27.904, die Strafkarten eingeführt worden. 

Die Abschaffung kann geschehen aus sämmtlichen im 
Reichsrathe vertretenen Ländern, aus Nieder- Österreich (ganz oder 
zum Theile) und aus dem Polizeirayon Wiens. 

Die Abschaffung kann ausgesprochen werden auf eine be- 
stimmte Dauer oder für beständig. 

Die Abschiebung, d. i. die zwangsweise Entfernung aus 
dem Polizeirayon, kann auch mit bindender Marschroute erfolgen. 

Gegenwärtig ist das (besetz vom 27. Juli 1871, R.-G.-B. Nr. 88, 
in Betreff der Regelung der polizeilichen Abschaffung und 
des Schubwesens maßgebend. Die Abschiebung aus einem 
bestimmten Orte oder Gebiete mit der Verweisung an die Zu- 
ständigkeitsgemeinde, oder bei Personen, welche dem Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes nicht angehören, über die Grenzen dieses Gebietes, 
kann aus polizeilichen Rücksichten gegen öffentliche Dirnen, 
welche dem behördlichen Auftrage zur Abreise keine Folge leisten, 
erfolgen. Bei wiederholter Rückkehr kann das Verbot der Rück- 
kehr ausgesprochen werden. 

Die polizeiliche Abschaffung aus einem oder mehreren 
Orten mit dem Verbote, dahin jemals oder binnen einer bestimmten 
Zeit zurückzukehren, darf nur gegen die im § 1 des Gesetzes vom 
27. Juli 1871, R.-G.-B. 88, bezeichneten Personen, worunter auch 
die öffentlichen Dirnen gehören, nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes stattfinden. 

Die Abschiebung erfolgt entweder: 

a) durch Verzeichnung des von dem Abgeschobenen in bestimmten 
Fristen und Stationen zurückzulegenden Weges mittelst 
Zwangspasses (gebundene Marschroute), oder 

b) durch zwangsweise Beförderung unter Begleitung 
von Wachorganen mittelst Schubes (Zwangstransport). 

Die Anwendung des Schubes ist so lange zu vermeiden, als 
der Zweck desselben durch die Ertheilung eines Zwangspasses 
erreicht werden kann. 

Die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses oder 
Schubes, sowie die polizeiliche Abschaffung darf nur auf Grund 
eines rechtskräftigen Erkenntnisses der competenten Behörde er- 
folgen. 

Bei der Wegweisung (Zwangspass) ist genau derselbe acten- 
mäßige Vorgang einzuhalten wie bei dem Zwangstransporte (Schub).*) 

Es muss im Wegweisungs-Acte wie bei den Schubconstituten 
der Zuständigkeitsort genau angeführt, das betrefifende Document, 

') Pol.-Dir.-Eilass vom 10. Juli 1885. Z. 41.242. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 7. Mai 1883, Z. 23.297. 
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wodurch die Zuständigkeit im Sinne des § 4 des Gesetzes vom 
27. Juli 1871, R-G.-B. Nr. 88, sichergestellt erscheint, dessen 
Ausstellungsbehörde, Zahl und Datum, speciell bei von Gremeinde- 
ämtern ausgestellten Arbeits- und Dienstbüchern auch das letzte 
Reisevisum der politischen Behörde aufgenommen werden. Nach 
erfolgter Wegweisung ist der Wegweisungs-Act an das Polizei- 
Gefangenhaus einzusenden, welches denselben wie jeden anderen 
Schubact behandelt 

Wird einer öflFentlichen Dirne der Auftrag zur Abreise ertheilt 
(§ 1, Absatz c des Gesetzes vom 27. Juli 1871, R-G.-B. Nr. 88), 
so findet dies in Form eines Constitutes statt und dieses Constitut 
ist nach geschehener Abreise dem Polizei-Gefangenhauscommando 
behufs Vormerkung zur Einsicht und Vorlage an das Administrations- 
bureau einzuschicken. 1) 

§ 4 des Gesetzes vom 27. Juli 1871, R.-G.-B. Nr. 88, lautet: 

„Die Abschiebung einer Person mittelst Zwangspasses oder 
mittelst Schubes, sowie die polizeiliche Abschaffung darf nur auf 
Grund eines rechtskräftigen Erkenntnisses der competenten Behörde 
erfolgen. 

Jedem solchen Erkenntnisse hat die Feststellung der Zu- 
ständigkeit und des gesetzlichen Grundes zur Abschiebung oder 
Abschaffung vorauszugehen und ist hievon dem Landesausschusse 
des Heimatlandes die Anzeige zu machen." 

§ 1, Absatz c desselben Gesetzes sagt: 

c) gegen öffentliche Dirnen, welche dem behördlichen Auftrage 
zur Abreise keine Folge leisten: die Abschaffung hat zur Folge, 
dass sich der Abgeschaffte durch die verbotene Rückkehr einer 
Übertretung schuldig macht. (§ 323 und 324 des Strafgesetzes.) 

§ 323 des öst. Str.-G.: „Wenn jemand, der aus sämmtlichen 
Kronländern des österr. Kaiserstaates wegen eines Verbrechens 
verwiesen oder wegen eines Vergehens oder einer Übertretung durch 
das Strafgericht (§ 249) oder aus polizeilichen Rücksichten durch 
die Sicherheitsbehörden abgeschafft worden ist, unter was immer 
für einem Vorwande in eines derselben zurückkehrt, so begeht er 
durch diese Rückkehr eine Übertretung und soll das erstemal mit 
Arrest von einem bis zu drei Monaten, bei Wiederholung mit strengem 
Arrest von drei bis sechs Monaten bestraft werden." 

§ 324: „Derjenige, welcher aus einem Kronlande oder aus 
einem bestimmten Orte von dem Strafgerichte (§ 249) oder aus 
was immer für Gründen durch die Staats- oder Gemeindebehörden 
auf beständig oder auf eine gewisse Zeit abgeschafft worden, begeht, 
wenn er im ersten Falle jemals, im zweiten Falle vor Verlauf der 
gesetzten Frist wiederkehrt, eine Übertretung und ist mit Arrest 
von einem bis zu drei Monaten, bei wiederholter Betretung mit 
ebenso langem strengen Arreste zu bestrafen." 

») PoL-Dir.-ErlasB vom 7. Mai 1883. Z. 23 297. 
Schrank, Die Prostitotion in Wien. 5 
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Zur Fällung der Erkenntnisse auf Abschiebung oder Ab- 
schaffung sind als Schubbebörden berufen: a) die Polizei-Direction, 
b) diejenigen landesfürstlichen oder Communalbehörden, welchen 
diie Führung der politischen Amtsgeschäfte erster Instanz über- 
tragen ist 

Die gerichtlich verhängte Abschaffung ist ein integrierender 
Bestandtheil des ürtheils. ist daher als Strafe anzusehen. 

Nach einer Entscheidung des Obersten Gerichts- und Cassations- 
hofes ist eine nach § 512 St.-G. bereits abgestrafte Person bei 
wiederholter Abstraf ung abzuschaffen (§ 514 St.-G.) und es ist 
die ausnahmsweise Strafumwandlung des § 260 Si-G. darauf nicht 
anwendbar, weil dieselbe auf die dort ausdrücklich aufgeführten 
Strafarten beschränkt ist. 

Die Abschaffung einer wegen Kuppelei rückfalligen Person 
aus ihrem bisherigen Aufenthaltsorte nach voUstreckter Strafe stellt 
sich mit Rücksicht auf die §§ 513 und 514 St-G. als eine selbständige 
Strafe dar, deren Yerhängung gemäß Ministerial-Verordnung vom 
19. Mai 1858, R.-G.-B. 79, bloß dann zu unterbleiben hat, wenn 
die verurtheilte Person an ihrem Aufenthaltsorte zugleich auch 
zuständig ist, in jedem anderen Falle aber ausgesprochen werden 
muss, weil die Anordnung der {^ 259, 265, 266 St.-G. lediglich 
die Veränderung des Arrestes in einen gelinderen Grad, oder Herab- 
setzung der Strafe unter den geringsten Strafsatz zulässt und 
ausdrücklich bestimmt, dass wegen Milderungs- und Erschwerungs- 
gründen regelmäßig auf keine andere Straftirt zu erkennen ist, 
keineswegs aber gänzliche Nachsicht einer selbständigen Strafe 
gestatten. 

§ 92 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches ist ganz 
belanglos, weil für die richterliche Bestimmung der Strafe lediglich 
die strafgesetzlichen Anordnungen maßgebend sind. *) 

In der Verordnung des Justizministeriums vom 19. Mai 1858, 
R.-G.-B. 79, wird der § 249 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 
dahin erläutert, dass auf die Strafe der Abschaffung aus demjenigen 
Orte nicht erkannt werden kann, zu welchem der zu Verurtheilende 
gesetzlich zuständig ist. 

Das Concubinat allein für sich ist kein Grund der Ausweisung. 
Es liegt darüber eine Entscheidung *) des Verwaltungs-Gerichtshofes 
vor. Es heißt darin: 

„Eine politische Behörde ist nicht berechtigt, eine Frauens- 
person deshalb aus dem Gemeindegebiete auszuweisen, weil sie 
mit jematidem in einem unerlaubten unsittlichen Verhältnisse lebt, 
da man nicht annehmen kann, dass die (Gesetzgebung die Gemeinde 
zum Sittenrichter über das Privatleben der einzelnen machen wollte, 



*) Oberste Gerichts- und Cassationshof-Entscheidung v. 6. November 1879, 
Z. 6872. 

») Verwaltnngs-GerichtÄhof-Entscheidung vom 17. October 1879, Z. 2003. 
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sondern sie hat ihr nur die Wahrung der öffentlichen Interessen 
übertragen. 

Solange daher ein solches, wenn auch dem Sittengesetze nicht 
entsprechendes Verhältnis nicht durch öffentliches Ärgernis 
oder Gefahrdung der öffentlichen Sittlichkeit störend in das Ge- 
meindeleben eingreift und eine Angelegenheit des Privatlebens 
bleibt, entzieht sie sich der Competenz der Behörden. 

Von einem ,,bescholtenen^ Lebenswandel im Sinne des § 9 
der Gemeindeordnung kann nur dann gesprochen werden, wenn 
die betreffende Person ein öffentliches Ärgernis hervorruft oder 
wegen gerichtlicher oder polizeilicher Bestrafung mit Rücksicht auf 
die Art der strafbaren Handlung den Charakter der ünbescholtenheit 
eingebüßt hat. Somit bedeutet „unbescholten" soviel als „frei von 
öffentlichem entehrenden Tadel*'. 

Alle Schubacte, Abschaffungs- und Stationierungs-Anträge sind 
an das Polizei-Gefangenhaus-Commando zu leiten, gehen via Ge- 
fangenhaus. ^) 

Über Personen, die für den Schub zu behandeln sind, wird 
ein Schubact angenommen. 

J^ormulor. 

Protokoll 

ddto 18.. 

# , . , u 1 r» 1- • Direction II G. H. A. .. , , 

aafgenommen bei de., k. k. Polizei- f^ t- t^ -. ;-t- mit dem nach- 

*^ Bezirks-Commissanate 

benanoten Individanm, welches am 

wegen 

"T^TT^ — wurde, und nach gemachter Wahrheitserinner ang Folgendes angibt r 

1. Name, Geburtstag, Geburtsort, Be- 
schäftigung, letzter Aufenthaltsort : 

2. Ursache der Schubbehandlung: 

3. Erfolgte Abstrafung oder bereits er- 
folgte Abschiebung, Grund, Zeit und 
Ort derselben: 

4. Documente, wodurch Zuständigkeit 
sichergestellt : 

5. Im Falle der Ausweislosiekeit : Angabe 
jener Umstände, ans welchen die Zu- 
ständigkeit festgestellt werden kann: 

6. Nachweis über Effecten-Einbringnng : 

7. Sonstige Bemerkungen : 

in lidem 



*) Pol.-Dir.-Erlass vom 26. Mai 1879, Z. 1863. 
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Acten-Verzeichnis : 

Personsbeschreibong : 

Farere über Schabfabigkeit : 

Ausweise: Heimatschein, ansgestellt von 

ddto. Z. 

Arbeitsbucb, aasgestellt von 

ddto. Z. 

Dienstbuch, ausgestellt von 

ddto. Z. 

Sonstige : 

EvJdenxblatt Artikel: 

Auf Grund vorstehender Umstände erscheint die Hierbelassung unzulässig 
und bei dem Vorhandensein der im g 1, Punkt n, 6, c, d des Gesetzes vom 
i7. Juli 1871, H.-G.-B. Nr. 88, aufgezählten Momente erfolgt das 

Erkenntnis. 

„ ^ . . T^ ,. . Direction II G. H. A. 

Von de. . k. k. Polizei- . , ^ .^ 

Bezirks-Commissariate 

wird mit Vorbehalt des sogleich einzubringenden Recurses das Erkenntnis 

gemUt; 

I> . . . angehaltene 

. , ist wegen Ausweis-, Erwerbs-, Bestimmungs- und 

Unter^tandslosigkeit, dann wegen Betteins, Schubsrückkehr über erfolgte 

unter Fortdauer der , -, - . - nach erfolgter Ab- 

Liitule »Verweisung Landesverweisung ^ 

strafung wegen 

mit ... - in der Dauer von Jahren Monaten Tagen als 

eutlii^^sener Sträfling, Zwängling, Polizeihäftling (im Sinne des Gesetzes vom 
27. Juli 1871, R.-G.-B. Nr. 88), gemäß § 1, Punkt «, 6, r, d desselben mittelst 

, , in die Heimat nach zu befördern. 

Mareen route 



am 189 



Kundmachungs-Protokoll. 

Vorstehendes ^-^ . Erkenntnis wurde mir kundgemacht, und ich 

Wegweisungs- 

erkläre, dass ich dagegen nicht recurriereu will (den Recurs, an die hohe 
k. k. 11. -ö. St atth alterei anmelde), und bestätige unter einem, dass mir an- 
gedroht wurde, dass ich bei einer neuerlichen Beanständigung aus dem Wiener 
Polizeir.iyon (aus sämmtlichen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
fiändern) abgeschafft werde. 

Wien, den 189.. 

Kundgemacht durch (Unterschrifl des Beamten). 
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Als Bnbrum hat dieses Actenstück folgendes Formular: 

Schubact 

vom 189. . 

,_ ,_ T^ ,- . Direction II G. H. A. 

de. . k. k. Polizei- iT . t ^ -. ^7 — 

Bezirks-CommissAnates 



beim Bezirksgerichte 
im Krankenhaase 



im Gefangenhause befindliche 



betreffend. 

Die Abschiebung einer nicht nach Wien zuständigen Pro- 
stituierten ist eine polizeiliche Verfügung, aber keine Strafe. 

Die Abschiebung in ihrer heutigen Durchführung, bei welcher 
der Schübling auf bequeme und schnelle Art ohne jede Inanspruch- 
nahme einer Anstrengung bis an die äußersten Grenzen des Beiches 
gebracht wird, hat für die Vagantin nichts Abschreckendes, es 
kommt vielmehr vor, dass viele Personen die Abschiebung der 
beschwerlichen Reise zu Fuß vorziehen und behufs Erreichung der- 
selben sich selbst melden. 



b) Bei den geheimen Prostituierten. 

Jene Prostituierten, welche der Prostitution gewerbsmäßig 
ergeben sind, jedoch nicht in Evidenz stehen, sind zu eruieren, ein- 
gebendst zu behandeln und entweder vom hiesigen Platze zu ent- 
fernen oder unter die polizeiliche Evidenz zu stellen, d. h. mit Ge- 
sundheitsbüchern zu betheilen. 1) 

Die der Ausübung der geheimen Prostitution verdächtigen 
oder überwiesenen Frauenspersonen, die auskundschaftet oder auf- 
gegriffen werden, sind der ärztlichen Untersuchung zuzuführen.*) 

Die bei den Streifungen eingebrachten liederlichen Dirnen sind 
einer eingehenden Perlustrierung zu unterziehen, ärztlich unter- 
suchen zu lassen und ist mit ihnen sonach die entsprechende Ver- 
fügung zu treffen. 

Fremdzuständige sind außer der etwa sonst gegen sie 
einzuleitenden Amtshandlung für die Abschiebung zu be- 
handeln. 



») Pol.-Dir.-Erlass vom 19. März 1877. Z. 730 pries. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 4. Juni 1875, Z. 1223, und vom 30. Juli 1876, 
Z. 40.830. 
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Gegen unverbesserliche Dirnen sind die entsprechenden An- 
träge wegen ihrer Abgabe in die Zwangsarbeitsanstalten, 
bzgsw. Besserungsanstalten zu stellen.^) 

Die nicht in Evidenz befindlichen Prostituierten werden poli- 
zeilich bestraft, wenn man ihnen nachweisen kann, dass sie sich 
der Prostitution hingegeben, wenn sie auch dabei kein Ärgernis 
erregten. Werden dieselben syphilitisch krank befanden, so sind sie 
zuerst zur Heilung dem Spitale zu übergeben und nach deren 
Spitals-Entlassung dem Gerichte zu überstellen.') 

Bei ausweislosen Prostituierten, welche für die Abschaffung 
bestimmt sind, wird der Schubact bei der Abgabe an das Gericht 
mit einem ihre Zuständigkeitsverhältnisse darlegenden Constitute 
dem Polizei-Gefangenhauscommando eingesendet, das die zur Fest- 
stellung der Zuständigkeit nöthige Correspondenz noch während der 
Strafzeit einleitet. 

Gegen Prostituierte, die keine Gesundheitsbücher besitzen und 
die sich wiederholte Ausschreitungen zu Schulden kommen ließen 
oder den behördlichen Anordnungen keine Folge leisten, ist, insoferne 
sie nicht hieher zuständig sind, nach den bestehenden Vorschriften 
mit der Entfernung vom hiesigen Platze unnachsichtlich vorzu- 
gehen. «) 

Die ausnahmslose Entfernung aller jener, welche ohne Be- 
stimmung, Erwerb und Subsistenzmittel betreten werden und im 
Polizeirayon nicht heimatberechtigt sind, ist gegenüber der Ge- 
sammtbevölkerung eine unabweisbare Nothwendigkeit. *) 

Frauenspersonen, welche sich der Prostitution ergeben, ohne 
sich um Gesundheitsbücher zu bewerben, und Prostituierte, welche 
sich der regelmäßigen ärztlichen Untersuchung entziehen, sind 
zwangsweise untersuchen zu lassen, polizeilich abzustrafen, und 
wenn sie rückßlllig werden und fremdzuständig sind, zwangsweise 
von hier zu entfernen und abzuschaffen.») 

Sind derlei Frauenspersonen nicht unterstandslos, so sind sie 
nach der Abstrafung unter die polizeiliche Evidenz zu stellen, d. h. 
mit Gesundheitsbüchern zu betheilen. ^) 

Die geheimen Prostituierten können nach Abbüßung ihrer 
Strafe, wenn sie nicht ein Gesundheitsbuch nehmen, nach § 3 des 
Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89, verhalten werden, 
binnen einer bestimmten Frist einen erlaubten Erwerb auszuweisen. 

Der § 3 sagt: 

„Arbeitsfähige Personen, welche kein Einkommen und keinen 
erlaubten Erwerb haben, die Sicherheit der Person oder des Eigen- 



«) Pol.-Dir.-Decret vom 2. März 1896, Z. 16.754/1. 
«) Pol.-Dir.-Decret vom 30. Juli 1876, Z. 40.830. 
') Fol.-Dir.-Erlass vom 8. October 1874, Z. 2460. 
*) Pol.-Dir.-Erlaß8 vom 25. Juli 1876, Z. 1899. 
») PoL-Dir.-Erlass vom 6. Februar 1873, Z. 208. 
«) PoL-Dir.-Erlass vom 19. März 1877, Z. 730. 
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thams gefährden, können von der Sicherheitsbehörde angewiesen 
werden, innerhalb einer ihnen bestimmten Frist nachzuweisen, dass 
sie sich auf erlaubte Weise ernähren. Kommen sie diesem Auftrage 
aus Arbeitsscheu nicht nach, so sind sie mit stxengem Arreste von 
acht Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen; auch kann auf eine 
oder mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 
unter a bis e bezeichneten Verschärfungen der Strafe erkannt werden.^ 

Fotfntäar, 

Zn § 3 des Gesetzes vom 24. Mai 1886, R.-G.-B. Nr. 89. 

Protokoll 

des 
k. k. Bezirks-Polizei-Commissariates 



welcher laut ärztlichem Befand arbeitsfähig ist, kein Einkommen und keinen 
erlaubten Enterb hat und nach seinen, in der Beilage verzeichneten Vorstrafen 
die Sicherheit der Person, resp. des Eigenthams gefährdet, wird nach § 3 des 
Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. 89, angewiesen, innerhalb . . . Tagen 
nachzuweisen, dass er sich auf erlaubte Weise em&hre, und wird hiebei belehrt, 
dass er, falls er diesem Auftrage aus Arbeitsscheu nicht nachkomme, eine 
gerichtliche Bestrafung mit strengem Arrest von 8 Tagen bis zu 3 Monaten 
zu gewärtigen habe. 

Derselbe bestätigt den obigen Auftrag erhalten zu haben. 

(Unterschrift.) 

Amtserlnnernng« Der Genannte ist dem obigen Auftrage bis zum 

nicht nachgekommen, gegenwärtig unbekannten Aufenthaltes und 

wird im Polizei-Anzeiger beschrieben. 

Z. 



Dem HeriTi staatsanwaltschaftlichen 
Function&r des k. k. Bezirks-Gerichtes 



wird hierüber 

nach § 3 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
R.-G.-B. Nr. 89, angezeigt. 

K. k. Bezirks-Polizei-Commissariat 

Wien, am 
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Prostituierte, die erwerbslos, aber arbeitsfähig sind, nach Wien 
oder in einem zum Polizeirayon gehörigen Vororte das Heimats- 
recht besitzen oder bei denselben im Sinne des § 36 des Gesetzes 
vom 3. December 1863, R.-G.-B. Nr. 105, auf Grund des § 19, 
Absatz rV. dieses Gesetzes hinsichtlich der Feststellung ihrer Zu- 
ständigkeit in Verhandlung stehen und in provisorischer Obsorge 
sich befinden, sind nach Abschluss der polizeilichen oder gericht- 
lichen Amtshandlung in der, Regel, wenn sie aber zugleich obdachlos 
und außer Stande sind, sich einen ordentlichen Unterstand zu 
verschaffen, ausnahmslos, und zwar die nach Wien zuständigen in 
das stadtische Asyl- und Werkhaus, die übrigen aber ihrer Zu- 
ständigkeits- oder zugewiesenen Gemeinde unter Hinweisung auf 
die Bestimmungen des § 4 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 behufs 
Zuweisung einer entsprechenden Arbeit gegen Entlohnung oder 
Naturalverpflegung mit dem Beifügen zuzuführen, dass dieselben 
im Falle der Weigerung, die ihnen zugewiesene Arbeit zu leisten, 
mit einem den Thatbestand des § 4 sicherstellenden Constitute der 
Sicherheitsbehörde behufs Abgabe an das Gericht zurückgestellt 
werden mögen. 

Die Hinstellung der an das städtische Asyl- und Werk- 
haus Abzugebenden geschieht via Polizei- Gefangenhaus und von 
da an das Commissariat des X. Bezirkes, welches dieselben mittelst 
Zellwagen an das städtische Asyl- und Werkhaus überstellt. 

Die Rückstellung aus dem Werkhause im Falle Arbeitsver- 
weigerung an das Bezirksgericht erfolgt auch via Gefangenhaus. 
Der § 4 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89, lautet: 

„Jede Gemeinde, in deren Gebiete eine arbeitsfähige Person 
sich befindet oder betreten wird, welche weder die Mittel zu ihrem 
Unterhalte noch einen erlaubten Erwerb hat, ist berechtigt, derselben 
eine ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit gegen Entlohnung oder 
Naturalverpflegung zuzuweisen. Wenn diese Person sich weigert, 
die ihr zugewiesene Arbeit zu leisten, so ist sie mit strengem Arrest 
von acht Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen." 

Zu dem Zwecke der Arbeitszuweisung besitzt Wien das 
städtische Werkhaus im X. Bezirke, Simmeringstraße Nr. 2. 

Der § 36 des Gesetzes vom 3. December 1863, R-G.-B. Nr. 105, 
betreffend die Regelung der Heimatsverhältnisse, sagt: 

„Die Verhandlung und Entscheidung in Angelegenheiten, welche 
das Heimatsrecht betreffen, gehören, die in diesem Gesetze be- 
zeichneten Fälle ausgenommen, zur Competenz der politischen 
Behörden." 

Im § 19 desselben Gesetzes, Absatz IV., heißt es: 

„4. derjenigen Gemeinde, in welcher sie zur Zeit des zur 
Frage gekommenen Heimatrechtes angetroffen werden." 

Dieses Gesetz ist durch das Gesetz vom 5. December 1896 
dahin abgeändert worden, dass die §§ 8. 9 und 10 des Gresetzes 
vom 3. December 1863, R-G.-B. Nr. 105, hiemit aufgehoben wurden. 
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Das städtische Asyl- und Werkhaus ist eigentlich die einzige 
freiwillige Arbeitsanstalt, die wir in Wien besitzen. Es ist bestimmt 
für nach Wien Zuständige beiderlei Geschlechts. 

Das städtische Asyl- und Werkhaus trat am 11. Jänner 1883 
in Activität. 

Der Gemeinderath hat in seinen Plenarsitzungen vom 22. und 
28. December 1882 in Betreff der künftigen Behandlung der 
Obdachlosen nachfolgende Beschlüsse gefasst: 

^1. Es sind die nach Wien zuständigen armen Obdachlosen 
in das Asylhaus aufzunehmen. 

2. Bis ein eigenes Gebäude hergestellt, ist die bisherige städtische 
Beschäftigungsanstalt für freiwillige Arbeiter in ein provisorisches 
städtisches Asyl- und Werkhaus umzuwandeln. 

3. Die Hausordnungen für dasselbe werden genehmigt. Die 
Überwachung dieser Anstalt wird der fünften Section des Gemeinde- 
rathes übertragen." 

Obdachlose Personen, welche in der Lage sind, ihre Zuständigkeit 
nach Wien nachzuweisen oder deren Zuständigkeit nach Wien 
bereits bekannt ist, sind unter Anschluss des ärztlichen Gutachtens, 
worin die Arbeitsfähigkeit der Betreffenden bestätigt wird, direct 
an die Leitung des städtischen Asyl- und Werkhauses abzugeben 
und es ist in der betreffenden Stellungsnote stets anzuführen, ob 
die übergebene Person sich selbst obdachlos gemeldet hat oder 
als obdachlos aufgegriffen worden ist. Jene Personen, welche von 
der Polizeibehörde als obdachlos dem städtischen Asyl- und Werk- 
hause zugeführt werden, werden ohne vorhergehenden Aufenthalt 
im Asyl sofort in das Werkhaus abgegeben, und zwar werden sie 
unter Hervorhebung aller auf ihre persönlichen Verhältnisse be- 
kannten Umstände und Prioren der Leitung des städtischen Asyl- und 
Werkhauses auch wirklich überstellt und nicht mit der bloßen 
Weisung entlassen, sich selbst im Asyle zu melden. 

Es kommen Fälle vor, wo Prostituierte nach Abbüßung ihrer 
Strafe obdachlos und arbeitsfähig sind und daher dem Werkhause 
überstellt werden. 

Eine derartige Person wird mit Zuschrift dem städtischen 
Werkhaus überstellt 

Formular. 

G. Z. 

löblichen Bürgermeisteramte 



De . . 

städt. Werkhausleitung Wien 

wird 

ZQ im Jahre 18. . 

Prioren : geboren, nach 

zuständig, Religion Stand 
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BescbäfÜgong 

nach erfolgter Abstrafang wegen 

mit 

laut Parere •/• arbeitsfähig, als erwerbs-, 
snbsistenz-, obdachlos behufs Zuweisung 
einer entsprechenden Arbeit, eyentuell 
Verfügung nach § 4 des Gesetzes vom 
24. Mai 1885, Nr. 89, R.-G. XXVIll , zu- 
geführt. 

Direction 



K. k. Polizei- 



Bez.-Commissariat 
am 18.. 



Die Prioren, welche vom Polizei-Gefangenhaus abverlangt 
werdt*n können, enthalten nur die von der Betreffenden abgebüßten 
Polizei- Arrest strafen, ohne Anführung der über dieselben ver- 
biuigten Geldstrafen. 

Die gerichtlichen Abstrafungen enthält das Evidenz- 
blött. 

Im Evidenzblatt werden auf Grund der von den Gerichts- 
behurdcn einzusendenden Auskunftstabellen (Strafkarten) seit 
2. Jänner 1893 neben anderen Abstrafungen wegen Verbrechen und 
Vergehen auch die Abstrafungen wegen Übertretungen der Pro- 
etitutionsvorschrifken im Sinne des § 5, Punkt 1 bis inclusive 5 des 
Gesetases vom 24. Mai 1885, R-G.-B. Nr. 89, verlautbart i) und im 
Administrationsbureau diese Bestrafungen in Evidenz gehalten. 

Verweigert die Überstellte daselbst zu arbeiten, so wird mit 
derselben ein Protokoll aufgenommen. 

Fm*tnulm\ 

Protokoll 

ddto 18.. 

P k • j Bürgermeisteramte 

Leitung des städt. Werkhauses 

Nach erfolgter Zuweisung der Arbeit erklärt Vorbenannter: 

Ich verweigere die Leistung der mir gegen 

Entlohnung . . , .x 

•Tx — 1 — n zugewiesenen Arbeit. 

Naturalverpflegung ® 

Zur Bestätigung: 



1) Pol.-Dir.-Erlass vom 2. Jänner 1893, Z. 116, 
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Die Betreffende wird hierauf zur Einleitung der strafgerichtlichen 
Behandlung dem Polizei-Commissariate angezeigt 

Formular, 

Nr. 
Dem 

K. k. Bez.-Pol.-Commi88ariate 



wird 

auf Grund seiner Weigerung, die ihm zu- 
gewiesene Arbeit zu leisten, behufs Ein- 
leitung der strafgerichtlichen Behandlung 
im Sinne des § 4 des Gesetzes vom 
24. Mai 1885 überstellt, 

Bürgermeisteramt 

Leitung des stadt. Werkhauses 



18.. 



Das Polizei-Commissariat überstellt dieselbe zur Antragstellung 
dem staatsanwaltlichen Functionär. 

Farmular, 

G.-Z. 

Dem Herrn St.-A. Functionär des 
K. k. Bezirksgerichtes 



zur Antragstellung auf Grund der Be- 
stimmungen des § 4 des Gesetzes vom 
24. Mai 1885 gegen seinerzeitige Bück- 
stellung. 

K. k. Pol.-Dion. 



Bez.-Coat. 

, am 18 . . 



Mit 
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Der Staatsanwalt erledigt den Antrag. 

Formular. 

Pres. : 

Nr. E. 
St-A. 

Beantrage Bestrafoog nach § 4 des 
Gesetzes vom 24. Mai 1885, Nr. 89. 

, am 18.. 

St-A. Fnnctionär 



Die geheimen Prostituierten werden auf Grund des Erlasses 
der bestandenen Wiener Stadthauptmannschaft vom 
6. Mai 1852, Z. 8904, im Zusammenhange mit der Ministerial- 
Verordnung vom 30. September 1857, Nr. 198 R-G.-B., polizeilich 
gestraft. 

Vor diesem Erlasse wurden sie gestraft auf Grund des Hof- 
decretes vom 9. April 1786. kundgemacht mit niederösterreichischer 
Regierungs- Verordnung vom 19. April 1786, in welcher es heißt: 
„Die fleischlichen Vergehungen sollen nicht mit Geldstrafen, sondern 
mit Arrest und Fasten bei Wasser und Brot gestraft werden." 

Im Jahre 1850 hatte die Wiener Polizei-Direction *) bereits 
unter ihren Agenden auch die, die Unsittlichkeit zu verhüten, 
die Ijistdirnen in Evidenz zu halten und in Böcksicht auf ihren 
(te^undheitszustand zu überwachen. 

Im Jahre 1852 erschien die oben citierte Verordnung [der 
Witner Stadthauptmannschaft, die eine Instruction für die polizei- 
liche Behandlung der Freudenmädchen enthält 

Diese Instruction kann als ein Versuch einer Regelung des 
Prci^titutionswesens in Wien aufgefasst werden. Nach derselben 
verfallt die Lustdirne nur dann einer polizeilichen Ahndung, wenn 
ftie nach ^ 3 dieser Instruction verstößt. In diesem Erlasse greift 
daher eine Duldung der Prostitution, wenn sie gewisse Bedingungen 
erfüllt, platz, die wohl in allen Ländern in der zweiten Hälfte 
diesi^s Jahrhunderts sich bemerkbar machte. 

Der Erlass der k. k. Wiener Stadthauptmannschaft vom 
6. Mai 1852, Z. 8904/1083, enthält die Instruction für die polizei- 
liche Behandlung der Freudenmädchen. Es heißt darin: 

S 1. Unter der Benennung „Freudenmädchen" (Lust- oder 
Scbanddime) ist jede Weibsperson verstanden, die dadurch Erwerb 

1) Vorschriften über den Wirkungskreis der k. k. Polizeibehörden vom 
10. D€cember 1850. 
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sucht, dass sie ihren Körper zur Unzucht gegen Bezahlung 
preisgibt. 

§ 2. Unter welchen Umstanden die Freudenmädchen der 
Amtshandlung der Gerichte zuzuführen sind, und dass ihre Be- 
strafung in allen anderen Fällen der Polizeibehörde vorbehalten 
bleibe, bestimmt das Strafgesetz. 

§ 3. Der polizeilichen Ahndung verfallt die Lustdirne, wenn 
sie: 

a) auf dem sogenannnten Striche, d. i. auf dem insbe- 
sondere zur Anwerbung von Männern unternommenen Gange be- 
treten wird; 

b) im gleichen Zwecke noch nach der Hausthorsperre auf 
der Gasse oder an öffentlichen Orten sich herumtreibt; 

c) ihren Aufenthalt in einem Hause oder Stadttheile hat, in 
welchem sich derlei Weibspersonen auf eine dem Wesen eines 
Bordells ähnliche, der Nachbarschaft und Umgebung lästige Weise 
anhäufen; 

d) auf schamlose Weise aus dem Fenster oder von dem 
Hausthore Freier anlockt, oder sonst in irgend einer, noch nicht 
zu dem gerichtlichen Verfahren geeigneten Weise den öffentlichen 
Anstand verletzt. 

§ 4. Gegen jede, unter den vorerwähnten Umständen be- 
tretene Lustdirne ist mit der Verhaftung vorzugehen und dieselbe 
sofort unter gefänglicher Anhaltung 

a) der ärztlichen Untersuchung: 

b) der Erhebung ihrer Zuständigkeit, und 

c) Prioren.^) sowie 

d) der Erforschung ihrer Erwerbsverhältnisse und Verbindungen 
zu unterziehen. 

§ 5. Wird eine solche Weibsperson mit der Lustseuche be- 
haftet oder sonst krank befunden, so muss sie vor allem in das 
Krankenhaus oder nach Umständen in das Inquisiten-Spital, gegen 
Vorbehalt der Rückstellung, verschafft und nach erfolgter Heilung 
zur weiteren Verfügung übernommen werden. 

§ 6. Zeigt sich hiebei, dass die Arrestantin das Unzuchts- 
gewerbe auch dann noch fortgesetzt hat, als sie bereits an einem 
ihr bekannten venerischen Übel litt, wofür bei allen in einem 
solchen Krankheitszustande betretenen Freudenmädchen die Ver- 
muthung steht, so ist sie dem Gerichte zur Abstrafung zuzuführen, 
und sich die unten erwähnte polizeiliche Verfügung vorzubehalten. 

§ 7. Eine unter den oben (§ 3) erwähnten Umständen be- 
tretene, nicht nach Wien oder einer zum hiesigen Polizei-Bezirke 
einbezogenen Ortschaft zuständige Lustdirne, welche gesund erkannt, 
oder, im Falle einer unbedenklichen Krankheit, aus dem Kranken- 

M Vorstrafen. 
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hause wieder übernommen wurde, ist ohneweiters mit Schub zu 
entfernen. 

§ 8. Die gleiche Verfügung ist auch dann zu treffen, wenn 
eine Lustdirne aus dem im § 6 bezeichneten oder aus irgend einem 
anderen das Unzuchtsgewerbe nach dem Strafgesetze zu einem 
Vergehen qualificierenden Anlasse dem Gerichte eingeliefert, von 
demselben wieder übernommen würde, sie mag dort selbst eine 
Strafe bestanden haben oder straflos entlassen worden sein. 

§ 9. Ergibt sich, dass die Lustdirne bereits früher schon 
aus gleichem Anlasse von hier abgeschoben wurde, mithin als 
Revertentin erscheint, so ist sie, insoferne solches nicht schon 
von Seite des Gerichtes geschehen wäre, aus dem ganzen Umfange 
des Polizeirayons abzuschaffen und dann erst ihre Abschiebung 
einzuleiten. 

§ 10. Wenn die Zuständigkeit einer unter den im § 3 be- 
zeichneten Umständen betretenen, oder aus dem Krankenhause, 
oder von dem Gerichte zurückgenommenen Arrestantin nach 
Wien oder dem Wiener Polizeirayon erhoben wird, oder wenn 
durchaus nicht eruiert werden kann, wohin dieselbe durch Geburt 
oder Aufenthalt zuständig erscheint, ist sie für die Zwangs- 
Arbeitsanstalt zu untersuchen, da man bei derlei Weibspersonen 
wohl immer auch die physische Arbeitsfähigkeit, wenigstens für 
leichtere Beschäftigungsarten, vorfinden wird, und es ist sich 
hierbei nicht irreführen zu lassen durch die häufig vorgeschützten 
ordentlichen Beschäftigungen und fingierten erlaubten Erwerbs- 
zweige, sondern als Grandsatz festzuhalten, dass eine Schanddime 
gewöhnlich die Arbeit scheut und entweder in die Kategorie der 
aus eigener Schuld vacierenden Dienstboten oder gar zu jenen 
Leuten gehört, die einen ehrlichen Erwerb gar nicht anzugeben 
wissen oder ihn bloß vorspiegeln, daher die eine wie die andere 
durch § 26 lit. c und d und § 29 der Directiv-Regeln vom 
Jahre 1811 zur Abgabe in das Zwangs- und Arbeitshaus geeignet 
erklärt werden. 

§ 11. Nur dann, wenn es sich in einem solchen Falle um 
eine minderjährige Person handelt und die Einwilligung der Eltern 
oder des Vormundes zu der beabsichtigten Maßregel nicht ertheilt 
werden sollte, oder wenn ein hieher zuständiges Freudenmädchen 
bei dem Gerichte in Strafe verfallen und soeben aus derselben 
übernommen worden ist, kann directivmäßig die unmittelbare 
Behandlung für das Zwangsarbeitshaus nicht platzgreifen. Es wird 
aber, insoferne unter der ersten Voraussetzung Vernachlässigung 
der Erziehung oder wohl gar Unterstützung der Liederlichkeit von 
Seite der Angehörigen vorläge, mit der obervormundschaftlichen 
Behörde wegen der allenfalls nöthigen Verfügung einzuverstehen, 
nach Umständen selbst das strafgerichtliche Verfahren gegen die 
Angehörigen hervorzurufen oder, wenn auch der obervormund- 
schaftliche Consens zur Stationierung nicht erzielt würde, gegen 
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die Lustdirne eine angemessene Polizeistrafe zu verhängen sein. 
Im zweiten Falle muss die Arrestantin einstweilen auf freien 
Fuß gesetzt oder in die freiwillige Beschäftigungsanstalt gewiesen, 
stets aber in Evidenz gehalten und bei fortgesetzter Liederlichkeit 
in kürzester Frist der gedachten Behandlung unterzogen werden. 

§ 12. So wie die polizeiliche Behandlung der Freudenmädchen 
immer auch in der Richtung zu führen und zu benützen ist, um 
Kupplerwirtschaften auf die Spur zu kommen, so sind vorzugs- 
weise ihre allfalligen Beziehungen zu Straßenkupplern (sogenannte 
Kappel- oder Hackerbuben) scharf ins Auge zu fassen und ein- 
dringlich zu verfolgen, da unter dieser Classe nicht selten Diebe 
und Diebsgenossen sich befinden, und die Verbindungen der Lust- 
dirnen überhaupt nicht nur im Interesse der Eigenthums- Sicherheit, 
sondern auch aus anderen Polizeirücksichten besondere Aufmerk- 
samkeit verdienen. 

Nach diesem Erlasse kann eine Frauensperson wegen Aus- 
übung der geheimen Prostitution nur dann polizeilich gestraft 
werden, wenn sie, wie bereits erwähnt, gegen § 3 des Erlasses 
handelt. 

Die polizeiliche Bestrafung einer geheimen Prostituierten 
ohne Dawiderhandeln gegen den eben erwähnten § 3 war zur 
Zeit der Rechtskraft des JJ 509 St.-6. der Ortspolizei überlassen. 

Nach Einführung der Gesundheitsbücher (1873) wird jede 
der geheimen Prostitution überwiesene Frauensperson polizeilich 
gestraft. 

Dieser strafrechtliche Standpunkt wurde durch das Vagabunden- 
gesetz (1885) nicht geändert, da der § 5 dieses Gesetzes die Be- 
strafung der Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges 
Gewerbe treiben, auch der Sicherheitsbehörde überlässt. 

Die polizeiliche Bestrafung wegen Ausübung der geheimen 
Prostitution, wenn auch keine Überschreitung des § 3 statthatte, 
wird stets, in letzterem Falle usuell, auf Grund des Erlasses 
der Stadthauptmannschaft vom 6. Mai 1852 verhängt. 

Kann der geheimen Prostituierten nicht nachgewiesen werden, 
dass sie eine der lit. a bis d des § 3 übertreten hat, so ist es 
angezeigt, dieselbe nach dem Hofdecrete vom 9. April 1786 zu 
strafen. 

Wird eine in Polizeihaft befindliche Prostituierte auf ein 
anderes Commissariat wegen übicierung, Einbringung ihrer 
Effecten u. s. w. überstellt, so geschieht dieses mit einer 
Stellungsnote. (Siehe Formular Seite 80.) 

Das Commissariat hat dem Unwesen der Lustdirnen und 
ihrer Begleiter auf den Straßen und in den öffentlichen Localitäten 
entgegenzutreten, zu diesem Ende in den von den Prostituierten 
zur Nachtzeit am meisten frequentierten Straßen öftere Streifungen 
zu veranlassen, ebenso Revisionen jener Schanklocalitäten 
zu verfügen, welche den Prostituierten und ihren Zuhältern 
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Foiftiular. 



Dem löblichen k. k. Bezirks-Polizei-CJommissariate 

wird hiermit bekanntgegeben, dass heute mit dem Nachbenannten 
die nebenstehende Verfügung getroffen wurde. 



Name and Charakter 



Wohnort 



Ursache des 
Einschreitens 



Verf&gnng 



I 



Vom k. k. Bezirks-Polizei-Ck>inmi&sariate 
am 18. 



als Schlupfwinkel dienen und bei wahrgenommenen Ausschreitungen 
strenge amtzuhandeln. 

Was insbesondere jene Kaffeehäuser anbelangt, in welchen 
die Lustdirnen über die Zeit der eigentlichen Sperrstunde offc bis 
gegen Morgen sich aufhalten, wird als ein wirksames Mittel sich 
empfehlen, den Besitzern solcher Localitäten die Entziehung 
der ihnen etwa verliehenen Bewilligung zum längeren Offen- 
halten in Aussicht zu stellen, eventuell die ertheilte Bewilligung 
wirklich zurückzunehmen.^) 

Bezüglich der im Interesse der öffentlichen Gresundheitspflege 
vorgenommenen Perlustrierung der Kaffeeschenken sind von den 
Polizei-Commissariaten Perlustrierungen derselben öfters und in 
umfassender Weise vornehmen zu lassen und die bei derlei Amts- 
handlungen als mit syphilitischen Krankheiten behaftet 
befundenen Lustdirnen sofort der Strafamtshandlung zu 
unterziehen. *) 

Dem frechen Treiben und Auftreten der Prostituierten auf 
der Gasse und den öffentlichen Orten ist mit großer Strenge von 
Seite der Polizei-Commissariate entgegenzutreten. 3) 

Im Jahre 1898^) wurden die Commissariate beauftragt, ihr 
Augenmerk zu richten auf die thunlichste Einschränkung so- 



>) Fol.-Dir.-Erlass vom 10. September 1873, Z. 61.885. 
») Statth.-Erlass vom 8. September 1874, Z. 26.494. 
8) Pol.-Dir.-Erlass vom 16. April 1882, Z. 21.234/A.-B. 
*) Pol.-Dir.-Erlass vom 18. März 1898, Z. 29.421. 



Digitized by 



Google 



- 81 - 

genannter Tschecherln, auf die Hintanhaltung des Gassenstriches 
der Prostituierten mit oder ohne Gesundheitsbuch, wie auf die 
Überwachung des weiblichen Dienstpersonales in den unter dem 
Namen „Tschecherln" bekannten Schanklocalitäten. Ferners 
dem zuständigen magistratischen Bezirksamte behufs Amtshandlung 
nach § 138 der Gewerbeordnung Mittheilung zu machen, wenn 
in einem dieser Locale eine maßlose Ausbeutung der Gäste 
durch sogenannte Animiermädchen vorkommt. 

Die geheimen Prostituierten werden das erstemal, 
auch eventuell das zweitemal polizeilich gestraft nach der 
Verordnung vom 6. Mai 1852, Zahl 8904, und nach der Mini- 
sterial-Verordnung vom 30. September 1857,R-G.-B. Nr. 198, 
welche Verordnungen in dem Strafregister zu citieren sind. ^^ 

In Betreff der Bestrafung einer Weibsperson wegen liederlichen 
Wandels entschied die Statthalterei (9. August 1867, Z. 24.446) 
in Erledigung eines dahin vorgelegten Recurses gegen das Erkenntnis 
eines Commissariates, in welchem eine Weibsperson wegen obigen 
Delictes mit Beziehung auf die kaiserliche Verordnung vom 
20. April 1854 zu Arrest verurtheilt wurde, dass die Bestrafung 
nur auf Grund des Hofdecretes vom 9. April 1786 oder des Erlasses 
der bestandenen Wiener Stadthauptmannschaft vom 6. Mai 1852, 
Z. 8904, im Zusammenhange mit der Ministerial- Verordnung vom 
30. September 1857 erfolgen kann. *) 

Bei Abstrafungen Prostituierter ist nicht zulässig die Bezeichnung 
des Delictes „wegen liederlichen Wandels ohne Gesundheitsbuch" 
oder „wegen Ausübung der Prostitution ohne Gesundheitsbuch".') 

Die geheimen Prostituierten, welche nach § 5, Absatz 2, 
Punkt 1 V.-G., bereits gerichtlich abgestraft worden sind, werden 
bei Beanständigung nicht polizeilich gestraft, sondern dem Ge- 
richte angezeigt*) 

Sollten aber dessenungeachtet wieder bereits strafgerichtlich 
behandelte Frauenspersonen polizeiliche Straferkenntnisse dem 
Grefangenhaus-Commando zum Vollzuge zukommen, ist von dem- 
selben die Strafe nicht zu vollziehen, vielmehr die betreffende 
Person dem Commissariate zurückzustellen und darüber anher zu 
berichten. *) 

Es wird sich empfehlen, dass jede Frauensperson, welche wegen 
unzüchtigen Gewerbes zum zweitenmale polizeilich bestraft wird, 
bei Kundmachung des Erkenntnisses von der erfolgenden straf- 
gerichtlichen Verfolgung im Sinne des § 5, Absatz 2, Punkt 1, im 
Falle der nächsten Beanständigung verständigt, dass diese Ver- 

>) Pol.Dir.-Erlass yom 10. Juli 1885, Z. 41.242. (Directive zur Hand- 
habung des Gesetzes yom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89.) 
») Pol.-Dir.-Erlass yom 21. August 1867, Z. 28.426. 
») Pol.-Dir.-Erlass vom 30. Juli 1876, Z. 40.830. 
*) Pol.-Dir.-Decret yom 26. October 1896, Z. 69.117/1. 
*) Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Juli 1885, Z. 41.242. 

Schrank, Die ProHÜtution in Wien. 6 
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ständigung im Strafregister bestätigt, sowie im Anhaltezettel be- 
merkt werde. 

Der amtierende Beamte hat bei der protokollarischen 
Vernehmung der als Zeugen berufenen Prostituierten 
stets auch einen Schriftführer zu verwenden, um die Herstellung 
eines vollgiltigen Beweises zu ermöglichen. 

Es kommen Fälle vor, wo die Glaubwürdigkeit der bei einem 
Commissariate zur Sicherstellung des Thatbestandes der Kuppelei 
mit den Zeugen von dem betreffenden Beamten allein aufge- 
nommenen Protokolle insoferne angegriffen worden ist, als diese 
Zeugen bei ihrer gerichtlichen Vernehmung in Abrede stellten, ihre 
Aussagen in dem ihnen vorgehaltenen Sinne bei der Polizei-Behörde 
deponiert zu haben, i) 

Des Überblickes halber sei der polizeiliche Vorgang 
der Behandlung einer der geheimen Prostitution ver- 
dächtigen Frauensperson in Kürze und übersichtlich dar- 
gestellt. 

Die der geheimen Prostitution verdächtige Frauensperson wird, 
nehmen wir an, von dem Wachmanne auf der Straße aufgegriffen. 

Der Wachmann stellt dieselbe auf das Polizei-Commissariat, 
dort wird sie sofort dem joumalhabenden Polizei-Commissär vor- 
geführt welcher ihr das Nationale abnimmt, sie in das Arrestanten- 
protokoll einträgt, vom Wachmann die schriftliche Meldung 
entgegennimmt, vom Polizei -Gefangenhaus die Vorstrafen 
(Prioren), welche über dieselbe bereits verhängt worden sind, 
einholt, und sie, wenn sich Anhaltspunkte ergeben, durch den 
Polizeiarzt ärztlich untersuchen lässt, welcher zu constatieren hat, ob 
und mit welcher venerischen Krankheit dieselbe behaftet sei, und 
im Bejahungsfalle, ob dieselbe von ihrer Erkrankung wusste. 
ferner, wenn sie gesund befunden wird, ob sie bereits defloriert sei. 

Der Arzt stellt über das Ergebnis seiner ärztlichen Unter- 
suchung einen ärztlichen Befund aus. 

Gibt dieselbe nicht zu, der geheimen Prostitution sich hin- 
gegeben zu haben, und wird sie auch dessen nicht überwiesen, so 
geht sie frei aus, wird aber über sie ein Vormerkblatt angelegt 
wie auch in allen späteren Fällen. Gesteht sie zu oder wird sie 
überwiesen, der geheimen Prostitution ergeben zu sein 
und ist dieselbe ohne Vorstrafen und nicht venerisch 
krank befunden, so wird dieselbe polizeilich gestraft Es wird in 
jedem solchen Falle ein Strafregister aufgenommen*) und 
mit Anhaltezettel mittelst Zellwagen dem Polizei- Gefangenhaus 
überstellt, welches dieselbe nach Abbüßung der Arreststrafe dem 
Polizei-Commissariat zur weiteren Amtshandlung rückstellt 

Ist die der geheimen Prostitution überwiesene Frauens- 
person ohne Vorstrafen, aber venerisch krank, von 

«) Pol.-Dir.-Erlass vom 12. Jänner 1876, Z. 1924. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 21. August 1875, Z. 2084 prt«?». 
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welcher Erkrankung laut ärztlichem Befundschein sie keine 
Kenntnis hatte, so wird dieselbe auf das Polizei-Commissariat 
Aisergrund gestellt, welches dieselbe ohne Belastung des Sicherheits- 
fondes in das Spital schafft, daselbst überwacht und nach ihrer 
Spitalsentlassung sofort an das ersterc Commissariat zur weiteren 
Amtshandlung zurückstellt, welches Commissariat das Strafregister 
aufnimmt. 

Hat die der geheimen Prostitution überwiesene 
Frauensperson Vorstrafen und ist sie nicht venerisch krank, 
so wird sie nach dem Gesetze vom 24. Mai 1885, R-G.-B. Nr. 89, 
dem Gerichte angezeigt, mittelst einer Note an die Staats- 
anwaltschaft mit Beilegung der Meldung des Sicherheitswach- 
mannes. Da die Beanständete nicht auf freien Fuß gestellt wird, so 
muss in der Note bemerkt werden, dass dieselbe gleichzeitig mit 
der Note überstellt wird. Auch die vom Gerichte gestraften geheimen 
Prostituierten werden nach Verbüßung der Strafen dem Polizei- 
Commissariat rückgestellt. 

Hat die der geheimen Prostitution überwiesene Frauens- 
person keine Vorstrafen, wurde sie aber in wissentlichem 
Zustand venerisch krank befunden, so ist dieselbe dem 
Gerichte anzuzeigen und der Vorgang hiebei derselbe wie schon 
erwähnt. Langt bei dem Polizei-Commissariate eine Anzeige ein, 
wenn auch anonym oder pseudonym, dass eine Frauensperson der 
geheimen Prostitution sich hingebe, so sind durch Polizeiagenten 
in dem Hause, wo dieselbe wohnt, Recherchen einzuholen. Wenn 
aus diesen sich Verdachtsgründe für die Beschuldigung ergeben, ist 
dieselbe zum Polizei-Commissariate vorzuladen. Prioren einzuholen, 
dieselbe bei gravierenden Verdachtsgründen der ärztlichen Unter- 
suchung vom Polizeiarzte unterziehen zu lassen. In diesem Falle 
vertreten die anonymen Anzeigen und die polizeilich eingeholten 
Recherchen die Meldung des Wachmannes. 

Jede geheime Prostituierte oder der geheimen Pro- 
stitution verdächtige Frauensperson ist zu perlustrieren. Derlei 
Personen müssen bei ihrer polizeilichen Beanständigung, wenn 
dieselbe nicht in ihrem Domicil-Commissariat erfolgte, behufs 
Dbicierung dahin gegen Rückstellung mittelst Anhaltezettel über- 
stellt werden. 

Die geheimen Prostituierten werden nach Abbüßung 
ihrer Strafen, wenn sie unterstandslosundnicht nach Wien 
heimatsberechtigt sind, abgeschoben, die nach Wien zu- 
ständigen dem städtischen Asyl- und Werkhause übermittelt. 

Geheime Prostituierte werden fast immer nach Aufnahme des 
Strafregisters dem Polizei-Gefangenhauso mit Anhaltezettel mittelst 
Benützung des Zellwagens, selten zu Fuß in Begleitung eines Wach- 
mannes, überstellt. 
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Formular eines AnltaltezetteU. 



Gegenwärtiger 

Charakter , Jahre alt, ist im Gefangen- 

haose wegen 

bis auf weitere Verfagung in einem be- 
sonderen Zimmer, durch Tag Standen im einfachen 

strengen 

Arreste anzuhalten. 

Wien, den 18.. 

Von de. . k. k. Polizei- 



Nach eingetretener Recht8kraft des Erkenntnisses kann vom 
erkennenden Amte der verurtheilten Prostituierten, wie jedem 
za einer Polizeistrafe Verurtheilten eine Anweisung zum frei- 
willigen Strafantritt (Stellungsvorladung) in einer von Fall zu Fall 
bestimmenden Frist ausgefolgt werden.*) 

Die Stellungsvorladung hat die Personsbeschreibung und die 
Unterschrift (Handzeichen) der verurtheilten Prostituierten zu ent- 
halten, mit dieser Vorladung meldet sie sich direct beim Gre- 
fangenhaus-Commando zum Strafvollzuge. 

In den anderen Fällen wird die verurtheilte Prostituierte 
mittelst Zell wagen oder Escorte in die Strafe gestellt 

Freiheitsstrafen dürfen auch in den Abendstunden angetreten 
und solche von 6 — 12 Standen auch während der Nacht voll- 
streckt werden. 

Den verurtheilten geheimen Prostituierten wird keine Stellunga- 
vorladung ausgefolgt. 



e) Polizeiliche Bestimmangen gegen die fiffentliehe 
ünsittliclikeit. 

Noch wäre der wichtigsten von der k. k. Statthalterei, wie 
von der k. k. Polizei-Direction hinausgegebenen Erlässe, Ver- 
ordnungen und Decrete Erwähnung zu thun. wodurch Hand- 
lungen, die den Thatbestand der Kuppelei involvieren oder den 
Zuwachs zur geheimen Prostitution befördern, überhaupt die 
öffentliche Sittlichkeit verletzen, der polizeigerichtlichen Behandlung 
unterzogen und eventuell in Verbindung mit der k. k. Ministerial- 
Verordnung vom 30. September 1857, R.-G.-B. 198, polizeilich 
gestraft werden. 



^) Pol.-Dir.-Erlass vom 6. J&nner 1883, Z. 66.603. (Anweisung zum 
freiwilligen Strafantritt.) 
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Betreffs der Kuppelei: 

Von jenen Kaffeehäusern, in welchen die Lustdirnen über 
die Zeit der eigentlichen Sperrstunde, oft bis gegen Morgen, sich 
aufhalten, ist den Besitzern die Entziehung der ihnen verliehenen 
Licenz zum längeren Offenhalten in Aussicht zu stellen oder 
eventuell die ertheilte Bewilligung wirklich zurückzunehmen. (Pol.- 
Dir.-Erlass vom 10. September 1873, Z. 61.885.) 

Nach § 512 St.-G. ist den Inhabern von Kaffeehäusern und 
Schenken nicht gestattet, die Verwendung von weiblichen Be- 
diensteten, welche sich der körperlichen Gewerbetreibung hin- 
geben. 

Die Polizei strebt mit allen gesetzlichen Mitteln die Prosti- 
tution aus den Kaffeeschanklocalen auszurotten und der Kuppel- 
wirtschaft daselbst entgegenzutreten. (Pol.-Dir.-Erlass vom 30. April 
1878, Z. 59.161.) 

Auch wurde den Commissariaten aufgetragen, in derlei Localen 
öfter Perlustrierungen in umfassender Weise vorzunehmen und 
die bei derlei Amtshandlungen als mit syphilitischen Krankheiten 
behaftet befundenen Lustdirnen sofort der Strafamtshandlung zu 
unterziehen. (Pol.-Dir.-Erlass vom 8. October 1874, Z. 2460.) 

Betreffs der geheimen Prostitution: 

Zur Hintanhaltung der Prostitution und im Interesse der 
öffentlichen Sittlichkeit wird die Verwendung von Kellnerinnen 
in den Bierhäusern nur ausnahmsweise gestattet (Statth.-Erlass 
vom -28. Mai 1874, Z. 18.302) und die costümierte weibliche Be- 
dienung in Kaffee- und Schankhäusern gänzlich verboten. (Pol.-Dir.- 
Erlass vom 10. October 1885, Z. 4968 prses.) 

Um dem ärgerniserregenden Benehmen der weiblichen Be- 
dienung in zahlreichen öffentlichen Gast-, Kaffee- und Vergnügungs- 
localen, welche nach der Qualität ihres weiblichen Servier- 
personales vielfach geradezu als Brutstätten der geheimen Prosti- 
tntion zu bezeichnen sind, Einhalt zu thun, sollen die Commis- 
sariate den Zuständen in den erwähnten öffentlichen Localen mit 
Mädchenbedienung ein sorgfältiges Augenmerk zuwenden. i) 

Um die Kaffeeschenken auf das den Localverhältnissen und 
den Rücksichten der polizeilichen Überwachung entsprechende 
Maß zu reducieren (§ 18 der Gewerbe-Ordnung), wurde der 
Magistrat aufgefordert, bei Verleihung neuer Concessionen zu 
derlei Schenken nicht allein in Bezug auf Verlässlichkeit und 
ünbescholtenheit des Unternehmers, sondern auch in Hinsicht 
auf die Beschaffenheit des gewählten Betriebslocales im Einver- 



*) Pol.-Dir.-Erlass vom 10. October 1885, Z. 4968 praes., 27. Juni 1890, 
Z. 45.705/1., 8. Anglist 1892, Z. 65.668/1., 2. März 1896, Z. 1675/1., 14. Augast 
1896, Z. 85.764/1.. 28. April 1897, 45.586/A.-B. 
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nehmen mit der Polizei-Direction mit aller Strenge vorzugehen 
und von dem im § 60 der Gewerbe-Ordnung gegebenen Befugnisse 
der Entziehung nicht betriebener Gewerbe, sowie in Straffällen, 
wenn die Bedingung des § 138 vorhanden ist, von der Gewerbs- 
entziehung einen entsprechenden Gebrauch zu machen.^) 

§ 18 des Gesetzes vom 20. December 1859, Nr. 227 (Ge- 
werbe-Ordnung) lautet: 

„Zur Erlangung eines concessionierten Gewerbes werden 
nebst den allgemeinen Bedingungen zum selbständigen Betriebe 
eines Gewerbes (§§ 4 bis 12) Verlässlich keit und Unbescholtenheit 
und bei mehreren derselben die in nachstehenden Paragraphen 
vorgeschriebene besondere Befähigung gefordert. 

Bei der Verleihung der im § 16 zu 1, 2, 4, 7 bis einschließ- 
lich 14 erwähnten Gewerbe sind überdies die Localverhältnisse 
und die Rücksichten der polizeilichen Überwachung ins Auge zu 
fassen." 

Im § 16 sind bei Zahl 14 die Gast- und Schankgewerbe 
angeführt. 

„Wenn bei einem Gewerbetreibenden der ursprüngliche und 
noch fortdauernde Mangel eines der gesetzlichen Erfordernisse des 
selbständigen Gewerbebetriebes nachträglich zum Vorschein kommt, 
kann jederzeit der Fortbetrieb des Gewerbes untersagt, beziehungs- 
weise der Gewerbsschein oder die Concession zurückgenommen 
werden, u. s. w." 

§ 138: 

„Die Entziehung der Gewerbeberechtigung hat platzzugreifen: 

In Vollziehung der Straferkenntnisse, wit welchen dieselbe 
wegen einer durch die allgemeinen Straf- oder Steuergesetze 
verpönten Handlung von der betreffenden Behörde ausgesprochen 
wurde. 

Sie ist aber auch selbständig von der Gewerbebehörde für 
eine bestimmte Zeit oder auf immer zu verfügen: 

a) wenn der Gewerbetreibende wegen einer der im § 7 er- 
wähnten Handlungen verurtheilt worden ist und unter den ge- 
gebenen umständen von dem Fortbetriebe des Gewerbes Missbrauch 
zu besorgen wäre; 

h) wenn vorausgegangene wiederholte Bestrafungen wegen 
Nichtbeachtung der auf die Ausübung seines Gewerbes bezüglichen 
Vorschriften sich als fruchtlos erwiesen haben; 

c) bei concessionierten Gewerben insbesondere, wenn der 
Gewerbetreibende nach wiederholter schriftlicher Warnung sich 
Handlungen zu Schulden kommen lässt, durch welche das gesetz- 
liche Erfordernis der Verlässlichkeit beeinträchtigt erscheint, u. s.w." 

*) Pol.-Dir.-Erlass vom 30. April 1881, Z. 25.413. (Statth.-Erlass vom 
19. April 1881, Z. 2765.) 
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§7: • 

„Personen, welche wegen eines \erbrechens überhaupt, wegen 
eines Vergehens oder einer Übertretung aus Gewinnsucht oder 
gegen die öffentliche Sittlichkeit, wegen Schleichhandels, wegen 
schwerer Gefallsübertretung oder wegen schuldbaren Concurses 
verurtheilt wurden, sind vom Antritte eines Gewerbes dann aus- 
zuschließen, wenn nach der Eigenthümlichkeit des letzteren und 
nach der Persönlichkeit des Unternehmers Missbrauch zu besorgen 
wäre, in welch letzterem Falle dem Antritte des Gewerbes auch 
während der Dauer der Untersuchung nicht stattzugeben ist." 

Die Commissariate sollen eine Aufmerksamkeit zuwenden dem 
kleinen Anzeiger der Tagesjournale, in welchem die gewerbsmäßige 
Ausübung der Massage von Frauenspersonen angepriesen wird, welche 
zumeist als Deckmantel für die Ausübung der geheimen Prostitution 
benützt wird. Diese Annoncen geben häufig durch den Gebrauch 
zweideutiger Epitheta vielfachen Anlass zum öffentlichen Ärgernis. 

Diese Personen sind zu perlustrieren, ob sie vom sicherheits- 
polizeilichen Standpunkte vorwurfsfrei erscheinen, ob sie den Nach- 
weis der Befähigung zur Ausübung der Massage, sowie den gewerb- 
lichen Licenzschein hiefür besitzen. 

Die im Bezirke wohnenden Masseusen stehen in polizeilicher 
Evidenz. 

Gegen solche Personen, welche ein bemakeltes Vorleben haben, 
der Sicherheit der Person wie des Eigenthums gerährlich erscheinen, 
ausweislos sind oder die Massage nur zur Bemäntelung der factischen 
Ausübung der geheimen Prostitution benützen, ist, wenn nicht 
außerdem ein Anlass zu einer polizeilichen oder gerichtlichen Straf- 
amtshandlung gegeben ist, im Sinne des Gesetzes vom 27. Juli 1871, 
R-G.-B. Nr. 89, bei besonders gravierenden Umständen nöthigenfalls 
mit der Abschaffung vorzugehen.^) 

Die in den Singspielhallen und anderen größeren Vergnügungs- 
Etablissements verkehrenden Blumenmädchen sind von Seite der 
Commissariate strenge zu überwachen, und gegebenen Falles die 
eingehendste Perlustrierung, bzgsw. die polizeiärztliche Untersuchung 
derselben zu veranlassen, eventuell wegen geheimer Prostitution 
zu strafen. 2) 

Von einigen Weibspersonen wird das Herumziehen mit Dreh- 
orgeln benützt, um unsittliches Leben zu führen. Es wird die 
Sicherheitswache daher verhalten, diesen Unfug abzustellen. (Polizei- 
Directions-Erlass vom 5. August 1878, Z. 43.670.) Diese Art, Pro- 
stitution auszuüben, kommt in Wien selten vor. Wohl aber jene 
Art, die dieser ähnlich ist, nämlich dass junge Mädchen von 12 bis 
15 Jahren, in Hinsicht ihrer Kleidung und ihrer Erziehung äußerst 

M Pol.-Dir.-Erlass vom 9. Februar 1894, Z. 13.339, 6. April 1895, 
Z. 29.324, 10. Mai 1895, Z. 46.475, 7. August 1895, Z. 77.290/A.-B., 4. Fe- 
bruar 1897, Z. 7389, 13. April 1897, Z. 28.938. 

») Pol -Dir.-Erlass vom 26. März 1898, Z 62.881/A.-B. 
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verwahrlost, als Anknüpfungspunkte directes Betteln oder Hausieren 
mit Gegenständen von geringem Werte: Sträußchen. Zündhölzchen, 
Zettelchen mit Nummern, die in der nächsten Ziehung des kleinen 
Lotto kommen sollen. Zettelchen mit Glücksplaneten u. s. w., zur 
Ausübung der Prostitution benützen. 

In Betreff des Proxetenismus: 

Die Commissariate wurden angewiesen, den Unfug, dass Kinder 
im zartesten Alter unter dem Deckmantel des Hausierens mit 
Blumen etc. in der zudringlichsten Weise dem Bettel nachgehen, 
abzustellen und gegen die Angehörigen unnachsichtlich das ent- 
sprechende Amt zu handeln. ') 

Mit Rücksicht auf den nachtheiligen Einfluss, welchen die 
Schaustellungen von obscönen Figuren und Bildern 
in den Auslagen auf die Jugend ausüben, werden die früheren 
Aufträge hierüber behufs Instruierung der Rayonsposten der 
Sicherheitswache erneuert. *) 

Bei den Productionen der Singspielhallen dürfen Rinder im 
unmündigen Alter nicht verwendet werden. 3) Ebenso die Ver- 
wendung der Kinder im zartesten Alter zu anstößigen Gesangs- 
vorträgen. (Pol.-Dir.-Erlass vom 25. November 1878, Z. 66.576.) 

Gleichfalls ist abzustellen der Unfug, dass Musikanten mit 
Kindern im Alter von 6—10 Jahren umherwandern und letztere 
verhalten werden, die unfläthigsten Lieder und anrüchigsten Couplets 
zu singen. (Pol.-Dir.-Erlass vom 11. Juli 1881, Z. 40.014.) 

Auch wurde angeordnet, dass der Schuljugend nicht das Laster 
auf dem Schulwege oder sonst auf öffentlicher Straße vor Augen 
tritt; angeordnet, dass die Ansiedlung der Prostituierten in der 
Nähe der Schulanstalten und anderen Orten, wodurch ein öffentliches 
Ärgernis irgendwie leicht erregt werden könnte, unter keiner Be- 
dingung zu gestatten sei. (Pol.-Dir.-Erlass vom 18. Mai 1881, 
Z. 11.241). 

In Betreff der Unsi ttlichkeit in gewissen 
öffentlichen Localen: 

Ihm Anstand und Sitte gröblich verletzende Treiben auf den 
Mai=ikonbällt*n ist von Seite der Commissariate nicht zu dulden.*) 

K a f f (M- 1 c a 1 e n. in welchen zum Anlocken der Gäste Frauens- 
personen ictir Bedienung der Gäste verwendet oder als Hausiererinnen 
tntt Blnmen oder Erfrischungen geduldet worden, oder in welchen 
df'Ti Pro.stituierten der regelmäßige Aufenthalt zum Zwecke, 
sich den männlichen Gästen anzubieten, gestattet wird, oder in 

»I Pol-Dir-Erlass vom 12. Mai 1S74, Z 1080 pr«s. 

3) Pol-Dir-Erlass vom 7. Jänner 1876, Z. 175. 

^k Pol-DiivErlass vom 25. October 1878, Z. 60.171/1. 

*f Pul.-Oir-Erlass vom 25. Februar 1878, Z. 11 835 praes. 
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welchen nächtliche Musikproductionenstattfindenj ist eine Bewillignng 
zum längeren Aufenthalte oder zum früheren Eröffnen über- 
haupt, ddber auch für einzelne Tage nicht zu ertheilen. i) 

Das Musicieren ist aus öffentlichen, namentlich Sittlichkeits- 
rücksichten in den Kaffeeschenken verboten. 

Notorisch Prostituierte überhaupt und insbesondere mit Ge- 
sundheitsbüchern versehene Frauenspersonen sind zur Bedienung der 
Gäste oder wohl gar als Aftermietparteien in den Kaffeeschenken 
nicht zuzulassen.') 

Auch wurden die Polizei- Commissariate aufgefordert, außer 
der Faschingszeit Licenzen zu öffentlichen Tanzunterhaltungen, ohne 
Rücksicht, ob dieselben gegen Eintrittsgeld, Tanzgebür oder Ab- 
sammeln stattfinden, für Localitäten unteren Ranges nicht mehr 
zu ertheilen. (Pol.-Dir.-Erlass vom 31. März 1886, 20.425.) 

Die Polizeiorgane wollen sich gegenwärtig halten, dass es 
niemals und nirgends in ihrer Aufgabe liegt, öffentliche Belustigungen 
und Zusammenkünfte durch ängstliches Überwachen in unnöthiger 
Weise zu stören oder zu belästigen, dass es aber eine ihrer vor- 
züglichsten Pflichten ist, bei solchen Gelegenheiten jede Verletzung 
dcQ Gefühles für öffentlichen Anstand und Sittlichkeit hintanzuhalten 
und darauf zu achten, dass nicht in öffentlichen, auch der un- 
erfahrenen Jugend zugänglichen Localen unter dem Deckmantel 
künstlerischer Productionen und Schaustellungen ein schamloses 
Gewerbe seine Stätte finde, und somit unter den Augen der Be- 
hörde jener Entsittlichung und Entnervung Vorschub geleistet 
werde, in welcher das größte Hemmnis des wahren Fortschrittes der 
Cultur und Volkswohlfahrt gelegen ist.^) 

In Betreff der Productionen in den Singspielhallen und bei 
den Volkssängergesellschaften wurde angeordnet, dass dieselben 
weder durch ihren Text, noch durch das damit verbundene Mienen- 
und Geberdenspiel den Anstand, noch die Sittlichkeit verletzen 
dürfen. (Polizei-Erlässe vom 4. April 1869, Z. 12.801, 10. Juli 1870, 
Z. 29.385, und 25. Juni 1873, Z. 36.302, 5. März 1874. Z. 13.551, 
und 15. April 1877, Z. 22.816.) 

Zur Behebung dieser Unzukömmlichkeiten werden die Com- 
missariate aufgefordert, von dem Programm und den darin angeführten 
Liedern und anderen Vorträgen der im Bezirke stattfindenden 
Volkssänger -Productionen bezüglich des hierortigen Censur- 
befundes jederzeit genau Einsicht zu nehmen, die entsprechende 
strenge Überwachung einzuleiten, und im Falle, als verbotene Texte 
oder gestrichene Stellen vorgetragen werden, gegen die Übertreter 
im Sinne des § 10 der Statthalterei-Verordnung vom 29. De- 
cember 1851, Z. 30.225, mit unnachsichtiger Ahndung, sowie nach 

») Erlass der Statth. vom 6. Juli 1888, Z. 23.795. Den Commissariaten 
mitgetheilt durch Pol -Dir.-Erlass vom 15. Juli 1888, Z. 49.345. 
*) Pol -Dir.-Erlass vom 10. April 1881. Z. 2765. 
*) Statth.-Erlass vom 8. Jfinner 1873, Z 102 pnrs. 
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Umständen gegen den Gesellschaftsleiter mit Entziehung der Licenz 
vorzugehen. 

Bei allen die Sittlichkeit und Schamhaftigkeit gröblich ver- 
letzenden Ausschreitungen der Volkssänger ist die Strafamtshandlung 
nach § 516 des St.-G. oder nach § 10 und 15 der Statthalterei- 
Verordnung vom 29. December 1851. Z. 30.225, einzuleiten. (Polizei- 
Directions-Erlass vom 4. April 1869, Z. 12.800.) 

Nach einer Entscheidung des Obersten Gerichts- und Cassations- 
hofes macht sich eine Volkssängerin, die bei dem öffentUchen Ab- 
singen eines Liedes ein von der polizeilichen Censur wegen ün- 
züchtigkeit gestrichenes Wort gebraucht und dadurch zu öffent- 
lichem Ärgernis Anlass gibt, der Übertretung des § 516 St-G. 
schuldig. (Oberste Gerichts- und Cassationshof-Entscheidung vom 
14. April 1869, Z. 4146.) 

Betreffs obscöner Schaustellungen: 

Wenn durch die Schaustellung solcher Bilder der Thatbestand 
einer strafbaren Handlung im Sinne des § 516 St-G. begründet 
erscheint, ist der allenfalls im Verkaufslocale vorfindige Vorrath 
mit Beschlag zu belegen und hierüber an die Staatsanwaltschaft 
die Anzeige zu erstatten. 

Wenn aber auch der oberwähnte Thatbestand nicht begründet, 
die Schaustellung aber dessenungeachtet anstößig erscheint, ist 
so viel als möglich durch Appellation an den Schicklichkeitssinn der 
Geschäftsinhaber mindestens auf Beseitigung von derlei Bildern aus 
den Auslagen hinzuwirken. (Pol.-Dir.-Erlass vom 4. Februar 1871, 
Z. 3276 praBs.) 

Im Nachhange zu der am 4. Februar 1871 erflossenen Weisung 
(Z. 3276 prsßs.) ist dem Commissariate mitgetheilt worden, dass die 
Statthalterei mit Erlass vom 7. Februar 1871, Z. 520 praes., an- 
geordnet hat, dass nicht nur bei im Sinne des Strafgesetzes anstößigen 
Schaustellungen mit Confiscation vorzugehen, sondern dass in Ge- 
mäßheit der Verordnung über den Wirkungskreis der Polizeibehörden 
(L.-G.-B. 1851, Nr. 39) bei allen anstößigen Ausstellungen überhaupt 
direct einzuschreiten sei, indem § 23 verfügt, dass die Polizei- 
behörden alles zu beseitigen haben, was die öflFentliche Sittlichkeit 
verletzt (Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Februar 187L Z. 379 praes.) 

Es ist die Wahrnehmung gemacht worden, dass in den Aus- 
lagen hiesiger Kunst- und Photographiehandlungen, vorzüglich 
iuiclnn sn;/uuannten lO-kr.-GewölbenBilderund Photographien 
aii^gr stellt werden, welche die Sittlichkeit und Schamhaftigkeit oder 
du« religiöse Gefühl in arger Weise verletzen. 

»Selbstverständlich ist gegen derlei im Verkehr» befindliche 
Photographien und Presserzeugnisse, welche nicht mit den im 
i: 9 W'G.. Absatz 1, vorgeschriebenen Angaben versehen sind, sowie 
jrogeii jene, welche wider die Bestimmung des § 23 P.-G. in Ver- 
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trieb gesetzt werden, im Sinne des § 487 St.-P.-0. vorzugehen. 
(Pol.-Dir.-Erlass vom 20. Februar 1874, Z. 10.986.) 

Auch wird die Ausstellung obscöner photographischer Bilder 
in den Schaufenstern der Verkaufslocale verboten (Polizei-Erlässe 
vom 21. März und 19. Juü 1870, Z. 696 u. 30.569, 4. Februar 1871, 
Z. 3276, 27. März 1872, Z. 819, 20. Februar 1874, Z. 10.986, 
7. Jänner 1876, Z. 175, und 27. Jänner 1886, Z. 2674) und die 
CJommissariate aufgefordert, das Treiben der Hausierer in den 
Bierhallen, welche mit unsittlichen Photographien handeln, zu über- 
wachen (Polizei-Erlass vom 17. November 1874, Z. 67.287) und 
das Herumtragen indecenter Gipsfiguren in Gast- und Kaffeehäusern 
zum Zwecke des Verkaufes hintanzuhalten. (Pol.-Erlass vom 
30. Mai 1851, Z. 17.002.) 

Über Erlass der Statthalterei vom 25. März 1872, Z. 1351 praes., 
und unter Bezugnahme auf die hierämtlichen Weisungen vom 
4. Februar 1871, Z. 3276 prses., vom 10. Februar 1871, Z. 379 praes., 
und vom 17. September 1871, Z. 2478 praes., ist für die Beseitigung 
solcher Gegenstände Sorge zu tragen, eventuell gegen die Schuldigen 
die Strafamtshandlung einzuleiten und das Resultat zur hierortigen 
Kenntnis zu bringen.^) 

Die Sicherheitswache hat in Ausübung ihres Dienstes 
einschlägige Beobachtungen zu machen und sachdienliche Anzeige 
zu erstatten. (Pol.-Dir.-Erlass vom 21. März 1870, Z. 696 praes.). 

Die Commissariate haben auf die im öffentlichen Verkehre 
vorkommenden Industrieartikel mit obscönen Photographien 
zu invigilieren und im vorkommenden Falle im Sinne des § 516 
St.-G. gesetzlich vorzugehen. (I^ol.-Dir.-Erlass vom 19. Juli 1870, 
Z. 30.569.) 

Das Commissariat wird aufgefordert, das Treiben der Hausierer 
in den Bierhallen, welche mit unsittlichen Photographien 
handeln, zu überwachen, eventuell amtzuhandeln. (PoL-Dir.-Erlass 
vom 17. November 1874, Z. 67.287.) 

In Betreff der öffentlichen Unsittlichkeit: 

Nur Männern ist der Zutritt zu den öffentlichen unentgeltlichen 
Bädern zu gestatten und hat sich jedermann einer Schwimmhose zu 
bedienen und den Anforderungen der Sittlichkeit nachzukommen. 
(Kundmachung des Wiener Magistrates vom 7. Mai 1850.) 

Das Zusammenbaden von Personen verschiedenen Geschlechtes 
in einem Zimmer ist verboten, und droht für den Badeinhaber, der 
dies gestattet, eine Strafe von 10—50 Gulden. (Niederösterr. 
Regierungsverordnung vom 12. October 1822.) 

Am 11. August 1852 wurde der Statthalter von N.-ö. vom 
Polizei-Ministerium beauftragt, dem sittenwidrigen Benehmen 

') Pol.-Dir.-Erlass vom 27. März 1872, Z. 819 pries. 
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der Bäckergesellen, mit entblößtem Leibe auf öfiPentlichen 
OrUm sich zu zeigen. Einhalt za than und jeden Contravenienzfiall 
^strengstens za ahnden. (Registratur des k. Ministeriums des Innern.) 

Das Commissariat hat die Sicherheitswache zu instruieren. 
iin^^ Personen im Masken- Anzüge auf der Straße, wenn sie weder 
diiiclt ihr Benehmen, noch durch ihre Costume Anstoß erregen, 
naiiivntlich wenn der Masken-Anzug durch ein gewöhnliches 
(Hiirkleid bedeckt und von keiner Larve Gebrauch gemacht wird 
nit'iit zu beanständen sind. (Pol.-Dir.-Erlass vom 21. Jänner 1874. 
Z, 4504, Tagesbefehl 938.) 

Kr wurde Beschwerde geführt, dass in den Abendstunden häufig 
Miinner mit Verletzung des Anstandes ihre Nothdurft auf der 
Stral^e verrichten, wodurch das Schamgefühl der Passanten ver- 
li't/t wird. 

Die Sicherheitswache ist zur Abstellung dieses Unfuges 
zu instruieren und ist gegen die Schuldigen amtzuhandeln. (Pol.- 
Dir -Krlass vom 15. März 1879, Z. 12.721, Tagesbefehl 1567.) 



B. tieriehtliehe Bestrafong. 

a) Im allgemeinen. 

Die Wiener Polizei-Direction hatmit derNotevom 19. Jänner 1879, 
/. ÜH.840, der k. k. Staatsanwaltschaft des Gerichtssprengeis in 
Wii n den Charakter, den Zweck und die Bedeutung der Gesundheits- 
l>iuher mitgetheiit. Die darin zum Ausdruck gebrachten Ansichten 
>Hi(l durch das Gesetz vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89, zum 
TIküo modificiert worden. 

Die Polizei-Direction gibt zur Hintanhaltung der Syphilis, somit 
(in /ig und allein nur im Interesse der Gesundheitspflege, allerdings 
( ii H u n d h e i t s b ü c h e r behufs Evidenzhaltung des Gesundheits- 
s^iHtaiides der Inhaberin hinaus, dieselben haben aber nicht den 
(1i:irakter eines Licenzbuches. 

Die Erfolgung eines solchen Gesundheitsbuches verpflichtet 
lidpjflich die Inhaberin zu einer periodischen ärztlichen Untersuchung, 
gibt derselben aber weder allgemeine noch speciellc Befugnisse und 
^ud somit auch in keinem Falle die Anerkennung des Schand- 
pt*\\erbes als ein erlaubtes oder concessioniertes hiermit verbunden.^) 

Ebensowenig können dritte Personen, wie z. B. ünterstandsgeber, 
nii- «lieser rein sanitären Maßregel gewisse Befugnisse oder sogar 
AM-nnhmen von den für jedermann bindenden strafgesetzlichen Be- 
-fiiiunungen für sich ableiten. 

^) Pol.-Dir.-Erlass vom 20. Janner 1879, Z. 66.840, und vom 30. April 1878, 
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Von diesem Gesichtspunkte aus bedurften die Commissariate 
nach Einführung der Gesundheitsbücher keines Auftrages, dass sie 
in ihren Anzeigen wegen Übertretungen nach § 512 St.-G. von 
amtswegen das Vorhandensein von Gesundheitsbüchern, bzgsw. den 
Zeitpunkt der Ertheilung derselben constatieren mögen, weil man 
nach vorerwähnter Ansicht das Gesundheitsbuch sowohl seiner 
Einrichtung als auch seiner Bestimmung nach als für die Gerichte 
ganz irrelevant hält, der Besitz oder Nichtbesitz eines solclien 
Buches bei Beurtheilung einer Schuldfragc nach dem Strafgesetze 
überhaupt, insbesondere aber dritten Personen gegenüber ganz 
außer Betracht zu lassen ist. 

Strafen gegen Überschreitungen der Prostitutionsvorschriften, 
wenn sie von Gerichten au verhängen «ind, fallen den Bezirks- 
gerichten zu. 

Diese Gerichte verhängen Arreststrafen und Erkenntnisse 
zur Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt (Neudorf in 
N iederösterreich). 

Der § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, Nr. 89, ») lehnt sich 
an die im Wiener Polizeirayon seit den mit Polizei-Directions- 
Erlass vom 6. Februar 1873, Z. 208 prses., getroffenen Anordnungen 
hinsichtlich der Prostituierten und der geübten Praxis an, welche 
unterscheidet zwischen: 

1. Frauenspersonen, welche das unzüchtige Gewerbe betreiben, 
ohne sich einer regelmäßigen ärztlichen Untersuchung oder sonst 
einer polizeilichen Evidenzhaltung zu unterziehen; 

2. Frauenspersonen, welche zwar auch das unzüchtige Gewerbe 
betreiben, sich zu diesem Behufe aber aus sanitären Gründen gegen 
Empfangnahme eines sogenannten Gesundheitsbuches einer regel- 
mäßigen Untersuchung unterziehen und sich verpflichten, speciellen 
polizeilichen Anordnungen entsprechend sich zu benehmen. 

Die Bestrafung der bezeichneten Frauenspersonen wegen der 
Betreibung des unzüchtigen Gewerbes bleibt auch fernerhin der 
Sicherheitsbehörde überlassen. 

Die Sicherheitsbehörde kann aber das Begehren auf straf- 
gerichtliche Verfolgung dieser Frauenspersonen stellen, 
sobald dieselben das unzüchtige Gewerbe ungeachtet der 
polizeilichen Bestrafung fortsetzen. — Die Stellung dieses 
Begehrens auf strafgerichtliche Verfolgung wegen Fortsetzung des 
unzüchtigen Gewerbes bei solchen, welche nicht unter ärztlicher 
Controle stehen, kann somit nur dann erfolgen, wenn die betreffende 
Frauensperson bereits polizeilich dieserwegen bestraft worden ist. 

Lässt sie sich jedoch ein Gesundheitsbuch ausfertigen, so kann 
eine Bestrafung oder eine Anzeige an das Gericht wegen der Be- 

») PoL-Dir.-Erlass vom 16. Juli 1885, Z. 41.242. 
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treibung des unzüchtigen Gewerbes an und für sich nicht eintreten, 
sondern nur dann, wenn sie die für diese Frauenspersonen be- 
stehenden Vorschriften verletzt. 

Es muss unter allen Umständen der Grundsatz festgehalten 
werden, dass die mit einem G^sundheitsbuch betheilten Personen 
nicht strenger behandelt werden als jene, welche sich der durch 
das Gesundheitsbuch bedingten sanitären Coqtrole nicht unter- 
werfen wollen. 

Es ist im Interesse der Sicherheitspflege gelegen, dass bezüglich 
der Handhabungen der Bestimmungen des § 5, Absatz 2, Punkt 1 
und 2, bei allen Commissariaten nach gleichen Principien vor- 
gegangen werde. 

Sowie es unzulässig ist und im öffentlichen wie im dienstlichen 
Interesse sehr zu bedauern wäre, dass einerseits infolge einer sehr 
nachsichtigen, wenn nicht schon laxen Auffassung der Aufgabe der 
Sicherheitsbehörde bezüglich der Handhabung der Sittlichkeits- 
polizei von dem Rechte der Antragstellung auf strafgerichtliche 
Verfolgung einer wegen fortgesetzten unzüchtigen Gewerbes bereits 
abgestraften Frauensperson oder einer unter ärztlicher Controle 
stehenden Prostituierten wegen Nichtbeachtung der Prostitutions- 
vorschriften entweder niemals oder erst nach vielfachen polizeilichen 
Bestrafungen Gebrauch gemacht würde, so soll andererseits wieder 
nicht eine allzu scharfe Handhabung der Prostitutionsvorschriften 
die Rücksichten illusorisch machen, welche bei den hiesigen Local- 
verhältnissen zu dem Erlasse des Polizei-Directions-Decretes vom 
6. Februar 1873, Z. 208 prses., und zu dem mit Pol.-Dir.-Erlasse 
vom 6. Juni 1885, Z. 33.417, republicierten Statthalterei-Decrete 
vom 25. März 1882, Z. 49.912, Anlass geboten haben. 

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, wird demnach an- 
geordnet, dass sowohl wider Frauenspersonen, welche das unzüchtige 
Gewerbe ohne ärztliche Controle und ohne unter polizeiliche Evidenz 
gestellt zu sein, betreiben, ebenso wider Prostituierte mit Ge- 
sundheitsbüchern im Falle einer Beanständigung wegen Nicht- 
befolgung der mit Polizei-Directions-Erlass vom 6. März 1873, 
Z. 208 praes., gegebenen polizeilichen Anordnungen und deren 
Ncichtragsbestimmungen in der Regel erst nach vorausgegangener 
zweimaliger Bestrafung innerhalb eines Jahres, bei abermaliger 
Beanständigung das Begehren auf strafgerichtliche Verfolgung zu 
stellen ist. 

Diese Prostituierten werden mit folgender Note dem Gerichte 
angezeigt oder überstellt: 
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Formular. . . ' : 

K. k. Polizei-Bezirks-Commissariat. 

RZ^^ . Wien, am... 18.. 

Note. 

An den 
Herrn st. a. Functionär beim k. k. städt.-deleg. Bezirks-Gerichte 



D ; \\ Jahre alt, 

geboren '. 

zuständig ' 

Confession Stand 

Charakter (Beschaftigangl .... 

wohnhaft 

wird wegen Obertretune. nach ^. . . St,-G. zur weiteren Amtshandlang 

angezeigt. 

überstellt. Thatbestand. 

Unreine Prostituierte, mit Läusen behaftet, wie man solche 
unter den geheimen Prostituierten, die auf der Straße aufgegriffen 
werden, häufig findet, sind vor ihrer Abgabe an die Gerichte behufs 
ihrer Reinigung in das Polizei-Gefangenhaus zu schaffen.') 

h) Bei den mit Gesundheitsbuch betheilten Prostitnierten. 

Die in Evidenz befindlichen Prostituierten sind bei Ertheilung 
des Gesundheitsbuches vom § 5, Absatz 2, Punkt 2,*) des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. Nr. 89^, in Kenntnis zu setzen. 

Die strafgerichtliche (bezirksgerichtliche) Verfolgung tritt bei 
den Prostituierten auf Begehren der Sicherheitsbehörde ein. 

Nach der Amtsinstruction ^) hinsichtlich der Handhabung des 
Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.*B. Nr. 89, tritt diese Verfolgung, 
wie schon erwähnt, nach vorausgegangener zweimaliger Bestrafung 
innerhalb eines Jahres ein. Der Polizei-Directions-Erlass vom 
26. October 1896, Z. 69.117, lässt eine mehr als zweimalige 
polizeiliche Bestrafung zu, bevor die strafgerichtliche Verfolgung 
einzuleiten ist. Bei mehrmaligen Bestrafungen kann die Polizei- 
behörde auch den Antrag auf Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt 
stellen. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 28. Mai 1878, Z. 12 770. 

*) Wird auf den meisten Coraraissariaten abgekürzt 85/2V. geschrieben. 

») Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Juli 1885, Z. 41.242. 

iSchrank, Die Prostitution in Wien. 7 
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Durch die Ausgabe *) von Gesundlieitsbüchern wird der §512 
des Strafgesetzes nicht tangiert. Die Übertretung dieses § und 
insbesondere der lit A dieses § betreflFend, so geht die Polizei- 
Direction mit Räcksicht auf den Wortlaut des Gesetzes von der 
Ansicht aus, dass der ^Schanddirnen gegebene Aufenthalt^ allein 
den Thatbestand der Übertretung der Kuppelei nicht begründe, 
dass sich aber nach dem Wortlaute des Gesetzes dieser Über- 
tretung diejenigen schuldig machen, „welche Schanddimen zur 
Betreibung ihres unerlaubten Gewerbes bei sich einen 
ordentlichen Aufenthalt oder sonst ünterschleif geben*^, was sie 
jederzeit zweifellos nachgewiesen erachtet, wenn solche Personen 
daraus irgendwie, z. B. durch Abnahme eines unverhältnismäßigen 
Wohnungszinses, durch Participierung an dem Schandlohne und dgl^ 
Gewinn oder Vortheil ziehen. 

Derlei Personen werden von der Sicherheitsbehörde ohne 
Röcksicht darauf, ob die Schanddirnen mit Gesundheitsbüchern 
versehen sind oder nicht, den Strafgerichten im Sinne des Gesetzes 
angezeigt oder übergeben. 

32um Zwecke einer definitiven Einigung in der Rechts- 
sprechung der Appellgerichts-Senate hat in der Sitzung vom 
22. October 1882 der Appellsenat des Landesgerichtes in Straf- 
sachen in Wien den Beschluss gefasst: 

Es habe der im § 512 a St.-G. normierte Begriff der 
Kuppelei als der strafbaren Förderung des bis dahin unerlaubten 
Gewerbes der Schanddirnen durch die seitens der administrativen 
Behörden erfolgten Einführung der sogenannten Gesundheitsbücher 
und die Handhabung der damit verbundenen Maßregeln, durch 
welche jenes Gewerbe theilweise gesetzlich geregelt und innerhalb 
der so gezogenen Grenzen mindestens toleriert wurde, insofcrno 
eine wesentliche Änderung erfahren, dass hiernach jenes Gewerbe 
als ein „unerlaubtes" nicht mehr angesehen werden kann, wenn 
und insolange es unter genauer Beobachtung der für 
seine Gestattung gegebenen Vorschriften nur in dem, 
in dem bezüglichen Gesundheitsbuche bezeichneten 
Unterstandsorte betrieben wird; demgemäß sei daher 
auch unter den gleichen einschränkenden Voraussetzungen die 
bloße Gewährung des Unterstandes an solche mit der- 
artigen Büchern versehene Prostituierte fernerhin nicht mehr 
strafbar anzusehen, und habe im Falle des Vorliegens dieses auf 
die einfachsten Verhältnisse zurückführenden Thatbestandes die 
Freisprechung der der Kuppelei beschuldigten Personen ein- 
zutreten. 

Von diesem Beschlüsse des Plenarsenates des Wiener Appell- 
gerichtshofes wurden die staatsanwaltschaftlichen Functionäre in 
Kenntnis gesetzt, und beigefügt, dass eine strafgerichtliche Ver- 



«) Pol.-Dir.-Erlass vom 10. Februar 1880, Z. 50.778. 
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folgung wegen Übertretung der Kuppelei nach § 512 a St.-G. 
(I. Fall) nur in jenen Fällen nicht weiter platzgreifen kann, bei 
welchen gegen eine beschuldigte Person nichts anderes vor- 
liegt, als dass dieselbe einer mit einem Gesundhoits- 
buche versehenen Prostituierten bei sich einen 
ordentlichen Aufenthalt gibt 

Bei den übrigen im § 512 St.-G. vorgesehenen Fällen der 
Übertretung der Kuppelei (Geben von Unterschlupf § 512 a II. Fall, 
Zuführen von Schanddirnen § 5126, sonstige Vermittlung von 
Dnzuchtsacten, rücksichtlich Betrieb des ünzuchtsgewerbes, § 512 c 
St-G.) übt es jedoch keinen Einfluss, ob die betreflFende Prosti- 
tuierte mit einem Gesundheitsbuche versehen ist oder nicht. 

Insbesondere wird in dieser Richtung nach der Ansicht des 
Appellsenates die Bestrafung 1. solcher Personen, welche Prosti- 
tuierte, wenn dieselben auch mit einem Gesundheitsbuche ver- 
sehen sind, von Fall zu Fall, ohne dass dieselben bei ihnen 
wohnen, nur zum temporären Empfange von Männerbesuchen und 
Ausübung des Unzuchtsactes Wohnräume zur Verfügung stellen: 
2. solcher Personen, welche als Besitzer von Schankwirtschaften 
(KaflFee-, Brantwein- und Wirtsschenken) Prostituierte, wenn auch 
mit Gesundheitsbuch versehen, in ihre Dienste nehmen und den- 
selben hiebei die Betreibung des Unzuchtsactes mit den Gästen 
gestatten, wegen Übertretung der Kuppelei eintreten.^) 

Es wird nicht mehr der Umstand, dass die das Schand- 
gewerbe treibende Person verheiratet ist, als erschwerend ange- 
sehen und ist die Einwilligung des Mannes zu dem Schandgewerbe 
des Weibes nicht mehr strafbar, seitdem die sj§ 510 und 511 
des St.-G. aufgehoben sind. 

Hat sich die Ehegattin verpflichtet, sich der ärztlichen 
Controle zu unterziehen und sucht der Gatte aus ihrem unzüch- 
tigen Gewerbe seinen Unterhalt, so ist die strafgerichtliche Ver- 
folgung nach § 5, Absatz 3, gegen den Gatten einzuleiten. 

Im I. Bezirke Wiens hatte, wie zur Anzeige der Behörde 
kam, im Jahre 1897 eine Unterstandsgeberin die von ihr be- 
herbergten Prostituierten, zuletzt 16 an der Zahl, in maßloser 
Weise ausgebeutet und außer hohen Beträgen für Zins und Ver- 
pflegung auch noch die Hälfte des von ihnen verdienten Schand- 
lohnes eingehoben. 

Die meisten Prostituierten sind bei ihrer Unterstandsgeberin 
auf den Theil, sie müssen derselben außer für Zins und Ver- 
pflegung noch die Hälfte des Schandlohnes abführen. 

Die Wiener Polizei hat die Commissariate angewiesen, gegen 
solche Unterstandsgeberinnen mit aller Strenge vorzugehen.*) 



*) Decret der Wiener Staatsanwaltschaft vom 5. November 1882, 
14..^1n, an die staatsanwaltschaftlichen Functionäre. 
») Pol.-Dir.. Decret vom 27. Mai 18J7, Z. 59.1 H3/V. 
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Sehr wichtig und von entschiedenster Bedeutung für die 
Sicherheitsbehörde ist die durch den vorletzten Absatz des § 5 
den Gesetzes vom 24. Mai 1885 enthaltene neue Bestimmung, 
vermöge welcher Personen beiderlei Geschlechtes wegen that- 
sächlicher Vorkommnisse, die infolge der Einführung der Gtesund- 
heitsbticher bei der in Wien sich gebildeten Rechtsanschauung 
nicht immer nach § 512 a St-G. geahndet werden können, dennoch 
aber wegen ihrer moralischen Verworfenheit und wegen ihrer Ge- 
fährlichkeit fär die Sicherheit anderer nicht ungeahndet bleiben 
sollen (Motiven-Bericht, Seite 4, Absatz 6, zum Gesetze vom 
24. Mai 1885), wieder der strafgerichtlichen Verfolgung zugeführt 
werden können. 

Sobald nun anlässlich der polizeilichen Erhebungen be- 
kannt werden wird, dass eine Person aus der gewerbsmäßigen 
Unzucht anderer ihren Unterhalt sucht, sei es durch Abnahme 
eines mit den in demselben Hause oder Gasse bestehenden üblichen 
Mietspreisen außer allem Verhältnisse stehenden Mietzinses, oder 
durch directe oder indirecte Inanspruchnahme eines Theiles des 
Schandlohnes u. dgl., so ist dieselbe der strafgerichtlichen Ver- 
folgung nach § 5. Absatz 3, des Gesetzes vom 24. Mai 1885 zu- 
zuführen. 

Es ist selbstverständlich, dass diese gesetzliche Bestimmung 
insbesondere wider solche Personen in Anwendung zu bringen 
ist, welche bekanntermaßen Prostituierte in größerer 
Anzahl bei sich in gänzlicher Verpflegung haben, aus 
der Haltung von Prostituierten zum Betriebe der gewerbsmäßigen 
Unzucht sich die Mittel zu ihrem nicht selten mit Luxus 
und besonderem Comfort verbundenen Hauswesen verschaffen, 
während sie ohne der aus dem l^nzuchtgewerbe anderer gezogenen 
Mittel nicht in der Lage wären, nachweisen zu können, dass 
sie die Mittel zu einem selbst nur bescheidenen Unterhalte be- 
sitzen oder redlich zu erwerben suchen. 

Die Wohnungsgeber der eingeschriebenen Prostituierten dürfen 
in Wien außer Gewährung des Unterstandes sich nicht 
an dem Unzuchtsgewerbe durch Zuführen von Schanddirnen, Vor- 
legen von Photographien u. dgl. betheiligen. Dawiderhandelnde 
sind dem Gerichte nach § 512 St.-G.. beziehungsweise nach § 5, 
Absatz 3, des V.-G. anzuzeigen. 

Der Thatbestand der Kuppelei ist bei den mit Gesundheits- 
buch betheilten Prostituierten nicht begründet durch den der 
Schanddirne gegebenen Aufenthalt, wohl aber, wenn solche Per- 
sonen durch Abnahme eines unverhältnismäßigen Wohnungszinses, 
durch Participierung an dem Schandlohne u. dgl., Gewinn oder 
Yortheil ziehen. 

Der i{ 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1885. R.-G.-B. 89, nöthigt 
die Polizeibehörde, sich zu überzeugen, welche Vortheile sich die 
Unter^andsgeber von Pro'^tituierten ausbedingen. 
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Es schlägt daher Friedrich W. Binder') statt der Melde- 
zettel die Meldebüchlein vor. in denen die Unterstandsgeber von 
Prostituierten verpflichtet werden könnten, den Preis für die JCost 
und die Höhe des Mietzinses u. s. w. ersichtlich zu machen. 

Binder wäre überhaupt für die Einführung der Meldebücher 
statt der jetzt üblichen Meldezettel. 

Die Unterkunftsorte ^) der Prostituierten sind einer sorgfältigen 
Überwachung zu unterstellen, und es ist gegen Wohnungsgeber, 
soferne sich herausstellt, dass sie, außer der Gewährung des 
Unterstandes, durch Zuführen von Schanddirnen, Vorlegung von 
Photographien oder sonstige Vermittlung sich an dem Unzuchts- 
gewerbe betheiligen, nach ^ 512 St.-G., beziehungsweise § 5, 
Absatz 3, des Gesetzes vom 24. Mai 1885, Z. 89, vorzugehen. 
Hiebei haben die Ausführungen der Wiener Staatsanwaltschaft 
vom 5. November 1882, Z. 14.515, an die staatsanwaltschaftlichen 
Functionäre als Directive zu gelten. 

Der § 5, Absatz 3, des Gesetzes vom 24. Mai 1885, Z. 89, 
hat den Zweck, die Ausbreitung der Ausbeutung der unter Controle 
stehenden Prostituierten einzuschränken. 

Der Hausmeister, welcher einer im Hause wohnenden Schand- 
dirne des Nachts mit fremden Männern den Eintritt in das Haus 
gestattet, begeht dadurch noch nicht die Übertretung der Kuppelei. 
(?$ 512 St.-G.3) 



c) Bei den geheimen Prostituierten. 

Nachdem die größere Anzahl der wegen unzüchtigen Gewerbes 
beanstandeten Frauenspersonen, welche dasselbe ohne jede ärzt- 
liche Controle betreiben, zumeist obdachlos sich herumtreibt, so 
ist bei Erstattung der Anzeige wider eine solche Frauensperson 
dieselbe nicht bloß im Sinne des § 5, Absatz 2, Punkt 1 und 3 
(wenn dieselbe venerisch krank ist), sondern auch nach § 1 des 
Gesetzes zu erheben und der staatsanwaltschaftliche Functionär 
zu veranlassen, dass seinerseits gegen derlei Dirnen, welche für 
jede Art polizeilicher oder gerichtlicher Abstrafung unempfänglich 
sind — in Gemäßheit des § 7, Absatz 2 — auch der Antrag auf 
den Ausspruch der Zulässigkeit ihrer Anhaltung in der Zwangs- 
arbeitsanstalt gestellt werde. 

Die §§ 3 und 4 dieses Gesetzes können erst nach Abstrafung 
der Prostituierten in Anwendung kommen. 



*) F. W. Binder: Die Polizei-Geschäftsordnung in Wien mit Entwürfen 
neuerer Einrichtungen. Wien 1886. 

») Pol.-Dir.-Decret vom 27. August 1894, Z. 70.689/1. 

*) Oberster Gerichts- und Cassationshof. Entscheidung vom 3, März 
1869, Z. 2350. 
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Im § 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, Z. 89, heißt es: 

„Wer geschäfts- und arbeitslos umherzieht und nicht nach- 
zuweisen vermag, dass er die Mittel zu seinem Unterhalte besitze 
oder redlich zu erwerben suche, ist als Landstreicher zu bestrafen. 
Die Strafe ist strenger Arrest von 1 bis zu 3 Monaten; auch 
kann auf eine oder mehrere der im § 253 des Strafgesetzes vom 
27. Mai 1852 unter a bis c bezeichneten Verschärfungen der 
Strafe erkannt werden." 

Nach dem Gesetze vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. 89, ist daher 
das Verlassen des Wohnortes (Zuständigkeitsort) zum Thatbestande 
der Übertretung der Vagabundage nicht erforderlich. 

Im § 7 dieses Gesetzes heißt es: 

„Die Untersuchung der in den §§ 1 — 6 dieses Gesetzes be- 
zeichneten Übertretungen, sowie die Untersuchung und Bestrafung 
der Übertretung des § 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, R.-G.-B. 108, 
findet durch die Gerichte statt 

Das Gericht kann im Falle der Verurtheilung im ürtheile 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt aus- 
sprechen. 

Bezüglich des Ausspruches auf Zulässigkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt kann die Berufung zu Gunsten des 
Angeklagten ergriffen werden, wenn auf die Zulässigkeit der An- 
haltung erkannt wurde, und zum Nachtheile des Angeklagten, 
wenn auf dieselbe nicht erkannt wurde." 

§ 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, R.-G.-B. 108, welcher 
Giltigkeit hat, lautet: 

„Die Ausstellung von Zeugnissen über Unglücksfälle oder 
Armuth, welche bestimmt sind, zum Betteln im Herumziehen von 
Ort zu Ort gebraucht zu werden, ist untersagt. 

Die Übertretung dieses Verbotes ist mit Geldstrafe von 
10—100 Gulden zu ahnden." 

Durch das Gesetz vom 24. Mai 1885, R.-G.-B. 89, wurden 
die §§ 1, 2, 10, 12, 13 und 18 des Gesetzes vom 10. Mai 1873, 
R.-G.-B. 108, womit polizeirechtliche Bestimmungen wider Arbeits- 
scheue und Landstreicher (früheres Vagabunden-Gesetz) erlassen 
wurden, aufgehoben. 

Für die Behandlung nach § 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1885.. 
R.-G.-B. 89, haben die Commissariate eigene Formulare. 
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ForiHulitr. 1, Seite* 

Zum § 1 des Gesetzes vom 24. M.ai 1885, Nr. 89. 
Nr 



Protokoll 

ddto 18.. 

aufgenommen bei de . . k. k. Polizei-^ —. . • ^ 

Bezirks - Comm [ssanutr 

mit 



geboren im Jabre za , £ti^t;irnii^r lutcft 

Religion: Stand:. . . , ,..,....,. 

Beschäftigung : ,,,**! 

, , ^o • Bezirke Wien 

welche... am 18.. im ^ . , ,, ,.,...,., 

Gemeindegebt ^tc 

wegen ,,...,,.,_.. 

, , , Sicherheits Wachmann 
durch d . . k. k. — 



Agenten 

sich selbst gemeldet hat , ^t i. x » i «l^ 

-- j5 — und Nachstehendes angibt: 

angehalten wurde 



Prioren: Ich ziehe seit , . , , . . 

gcschäfts- und arbeitslo^^ utiiher und 
vermag nicht nachzuweisen, (ijiss hh dii^ 
Mittel zu meinem Unterhatlo Itoi^i^/o ütler 
redlich zu erwerben suche 

Ich wurde bisher . , ni.il wf^trcn 



zuletzt mit. 


bestraft. 






Zur Bebtritigimi; 
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Fwmtättr, 

Pnrit. 

Exil. N r 
St A. 



2. Seite. 



.18.. 



B^^aatrage Bestrafung nach 
S 1 a^»i Öosetzes vom 24. Mai 1885, 
Nr. B^K R.-G.-B. 28. 



am. 



.18. 



St. A. Fiinctionar. 



G. Z. 



Dem Herrn St. A. Fauctionär des 
k. k. Bezirks-Gerichtes 



wird 

auf Grund instehenden Protokolies unter 
Hinweisung auf die angeführten Prioren 
zur Antragstellung auf Bestrafung nach 
§ 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
Nr. 89, R.-G.-B. 28, gegen Rückstellung 
nach durchgeführter Strafamtshandlung 
zugeführt. 

K k Polizei— *^^^^" 

Bezirks - Commissariat 



am. 



.18.. 



Mit. 



Daü k. k. Landesgericht Wien als Berufungsgericht hat mit 
Urtheit vom 18. Februar 1896, Z. 322, das Urtheil des k. k. 
stadti>=ch-delegierten Bezirksgerichtes Mariahilf vom 11. Februar 
189Ü, Z. 803, bestätigt. 

Das Urtheil lautete: 

^M. B. ist schuldig der Übertretung des § 5/IL V.-G., 
begangen dadurch, dass sie den polizeilichen Anordnungen zuwider, 
mit ilircm Körper unzüchtiges Gewerbe bis in die letztere Zeit 
trieb, und wird daher nach § 5 obigen Gesetzes zu einem Monate 
strt^ngim Arrest und gemäß § 389 St.-P.-0. zum Eostenersatze 
Vürurtheilt. 

Gründe: 

Die Angeklagte gibt selbst zu, von dem A. und von dem B. 
ausgelialten worden zu sein, von denen ersterer sie geschlechtlich 
gL*b rauchte, letzterer in anderer Weise, um seine fleischlichen Be- 
gierden zu stillen, sich mit ihr unterhielt. Schon in diesem Ge- 
ständnisse ist enthalten, dass die Angeklagte mit ihrem Körper 
untüchtiges Gewerbe trieb, denn sie hat beide durch Hingabe 
ihn" Körpers zu Geldauslagen veranlasst." 
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Nach dieser Entscheidung übt die Prostituierte auch Prosti- 
tution aus, wenn sie nicht einen Beischlaf ausführen lässt, sondern 
auf eine andere Art die fleischlichen Begierden des Mannes stillt. 
Es kann daher eine nicht deflorierte Frauensperson wegen Aus- 
übung der Prostitution belangt und auch bestraft werden. 

Derlei Fälle, wohl selten, kommen vor. 

Die, Anträge auf Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt sind 
nicht auf Grund des § 15 des (Jesetzes vom 10. Mai 1873 
(R.-G.-B. 108), sondern auf Grund des 55 7 des Gesetzes vom 
25. Mai 1885 (R.-G.-B. Nr. 90) zu stellen, weil der § 15 des 
ersteren Gesetzes aufgehoben ist. 

Der Antrag auf Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt ist mit 
dem Strafacte dem Gefangenhaus-Commando behufs weiterer 
Amtshandlung zu übermitteln. 

Zur Aufnahme*) in eine Zwangsarbeitsanstalt sind jene Per- 
sonen geeignet, gegen welche von einem Gerichte auf Grund der 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen die Zulässigkeit der Ab- 
gabe in eine Zwangsarbeitsanstalt ausgesprochen worden ist 

In eine Zwangsarbeitsanstalt dürfen nicht aufgenommen 
werden: 

1. Personen, welche selbst zu leichteren Arbeiten nicht ver- 
wendbar sind; 

2. Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige); 

3. Personen, welche mit ansteckenden Übeln oder Krank- 
heiten behaftet sind, insolange sie nicht genesen sind; 

4. Schwangere und säugende Personen. 

Inwieferne Personen, welche das 18. Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, in Zwangsarbeits-, beziehungsweise Besserungs- 
anstalten aufgenommen werden dürfen, wird in den §§ 13, 14 
und 16 bestimmt. 

Um den Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, welche mit der 
ungenügenden Instruierung der Directionen der Landes-Zwangs- 
arbeitsanstalt in Weinhaus und der k. k. Besserungs- 
anstalt in Neudorf über die denselben übergebenen Corri- 
genden durch die häufig mangelhaften Auskunftstabellen 
verbunden sind, wurde verfügt, dass künftighin sämmtliche Be- 
helfe, welche zur Begründung der dortigen Anträge auf die 
Verfügung der Abgabe an eine der vorerwähnten Anstalten an 
die k. k. niederösterreichische Statthalterei vorgelegt und bei der 
Notionierung der Poiizei-Direction zurückgestellt werden, bei der 
Überstellung des notionierten Individuums an die betreffende 
Anstalt der Direction mit einem Actenverzeichnisse, auf welchem 
der Empfang zu bestätigen ist, zu übersenden und bei Entlassung 



*) Gesetz vom 24. Mai 1885, U.-G.-ß. 90, betreffend die Zwangsarbeits- 
luid Besserungsanstalten. 
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de« betreffenden Individuums aus der Anstalt der Polizei-Direction 
zurückzustellen sind.*) 

Die Gerichte sind angewiesen, jedes Erkenntnis, womit gegen 
eine Person die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangs- 
arbeitsanstalt ausgesprochen wird, der politischen Behörde I. Instanz, 
in deren Amtssprengel sich das Gericht befindet, durch die Über- 
sendung der Auskunftstabellc mitzutheilen. 

Im Falle der Verurtheiltc ein Rechtsmittel ergriffen hat, so 
wird die Mittheilung unter Bekanntgabe dieses Umstandes ge- 
macht. 

Die Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt darf ununter- 
brochen nicht länger als 3 Jahre dauern. 

Tritt die Besserung früher ein, so ist der (die) Angehaltene 
vor Ablauf dieser Zeit zu entlassen. 

Personen unter 18 Jahren, welche die gesetzlichen Voraus- 
setzungen für die Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt haben, 
sind nur in Besserungsanstalten für jugendliche Corrigenden ab- 
zugeben. 

Die Anhaltung in einer derartigen Anstalt darf bei einem 
Corrigenden sich nicht über das 20. Lebensjahr erstrecken. 

Die Zulässigkeit zur Abgabe in eine Besserungsanstalt für 
jugendliche Corrigenden spricht nicht das Gericht, sondern die 
bei der Landesbehörde tagende Commission aus. 

Die für den Zwang bestimmte Prostituierte wird nach über- 
standener gerichtlicher Strafe dem Wiener Polizeigefangenhaus 
abgegeben und ist die von den Gerichten an das betreffende 
Commissariat gelangende Auskunftstabelle über für die Abgabe 
in eine Zwangs- oder Besserungsanstalt bestimmte Prostituierte 
ohne Verzug der Polizei-Direction vorzulegen. Mit der Auskunfts- 
tabelle ist gleichzeitig das ärztliche Gutachten über die 
physische Eignung hiezu der für den Zwang bestimmten Prosti- 
tuierten zu übermitteln, um jede Verzögerung in der Vorlage des 
Notionierungsactes an die k. k. Statthalterei hintanzuhalten.') 

Die Zwangsarbeitsanstalt für Frauenspersonen befindet sich 
in Neudorf bei Mödling. 

Die Anstalt in Neudorf schließt in sich ein Strafhaus, ein 
ZwangriHrbeitshaus, ein Haus der Büßerinnen, ein Magdalencnstift 
und tint» Abtbeilung für jugendliche Corrigendinnen, welche gegen- 
wärtig nidit mehr besteht. 

Das Strafhaus mit circa 300 weiblichen Häftlingen steht 
unter dt?r Oberaufsicht der Staatsanwaltschaft des Wiener Landes- 
goricbt-isprt^ngels. 

Das Zwangsarbeitshaus(Besserungsanstalt) besteht 
in Neudorf seit 1853. Es ist für weibliche Zwänglinge bestimmt 



') Staüh'Erlass vom 7. December 1874, Z. 36.127. 
») Pül-I>ir.-Erla88 vom 26. Juli 1890, Z. 56.714. 
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und ist eine niederösterreichische Landesanstalt wie die nieder- 
österreichische Landes-Zwangsarbeitsanstalt in Weinhaus für 
männliche Zwänglinge. Die Oberaufsicht führt über die Landes- 
anstalten der niederösterreichische Landesausschuss. 

Vor der Errichtung der Neudorfer Besserungsanstalt war eine 
derartige Anstalt auf der Laimgrube. VL Bezirk. 

Bis zur Wirksamkeit des Gesetzes vom 10. Mai J873, des 
sogenannten Vagabundengesetzes, gehörte der Ausspruch über die 
Zulässigkeit der Abgabe in eine Zwangsarbeitsanstalt in den 
Wirkungskreis der Polizeibehörden. 

Nach dem § 13 des eben citierten Gesetzes sprach das Straf- 
gericht gegen arbeitsscheue Personen, welche sich der Übertretung 
der gewerbsmäßigen Unzucht (§§509 — 510 St.-G.) schuldig machten, 
im ürtheile die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeits- 
anstalt aus. 

Dies war der Grund, dass die Zahl der Corrigendinnen 
plötzlich sank. Denn die Gerichte ließen sich nicht so leicht 
herbei, wegen Leichtfertigkeit allein die Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanstalt zu verhängen. 

Auch in dem Gesetze vom 24. Mai 1885, dem sogenannten 
neuen Vagabundengesetze, kann nur das Gericht, wie der § 7 
dieses Gesetzes besagt, die Zulässigkeit der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanstalt aussprechen. 

Seit dem neuen Vagabundengesetze, welches eine schärfere 
Behandlung der Prostituierten zulässt und letztere eher mit dem 
Gerichte in Conflict bringt, steigt die Zahl der Zwänglinge um 
ein Bedeutendes, so dass die Zahl der Zwänglinge in Neudorf 
ein Jahr nach Publicierung dieses Gesetzes bereits die Zahl von 
Hundert überschritten hat. 

Die Zuweisung in das Zwangsarbeitshaus wird nicht als 
Strafe angesehen, denn nach Abbüßung der Strafe wird das 
Mädchen erst dahin abgeliefert. 

Es hat bei der Gepflogenheit bis auf weiteres zu verbleiben, 
wornach für die Instruierung der Anträge auf Verhängung der 
Anhaltung in den Zwangsarbeitsanstalten bei minder- 
jährigen Individuen, vom 18. Jahre aufwärts gerechnet, die 
Zustimmung des Vormundes und der Vormundschaftsbehörde, 
sowie jene der Zuständigkeitsgemeinde des für die Zwangsarbeits- 
anstalt bestimmten Individuums nicht eingeholt wird.^) 

Es hat sich in neuerer Zeit die Übung herausgebildet, dass aus 
dem Wiener Polizeirayon, aus einem Theile oder aus ganz Nieder- 
österreich, sowie auch aus sämmtlichen im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern abgeschaffte Frauenspersonen die sie 



>) Statth.-Erlass vom 15. Juli 1874, Z. 34.842. 
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treffenden Folgen der l'bertretung der verbotenen Rückkehr dadurch 
zu umgehen suchen, indem sie das erstbeste mannliche Subjeet, 
ohne Rücksicht auf sociale Stellung und Vorleben, selbst Leute in 
schon vorgerücktem Alter oder physisch herabgekommen, wenn 
sie nur nach Wien oder in eine zum Wiener Polizeirayon gehörige 
Gemeinde zuständig sind, — ehelichen. Es wird entweder im 
vorhinein gegen Gewährung einer Abfindungssumme oder gegen 
einen wiederkehrenden Sustentationsbetrag, welcher natürlich aus 
dem Betriebe des Unzuchtsgewerbes aufgebracht wird, auf jede 
eheliche Gemeinschaft verzichtet oder der Zustimmung des Ehe- 
gatten zum Betriebe des unzüchtigen Gewerbes sich versichert 

(legen solche, früher aus was immer für einem Anlasse ab- 
geschaffte Personen, deren Abschaffung infolge der Eheschließung 
mit einem nach Wien oder in einem zum Wiener Polizeirayon 
gehörigen Vororte zuständij^en Mann wirkungslos geworden ist, ist 
bei neuerlicher Aufnahme des Unzuchtsgewerbes, bzgsw. Nicht- 
befolgung der Prostitutionsvorschriften, im Falle sie sich der 
ärztlichen Controle zu unterziehen verpflichtet hat, sofort mit der 
strafgerichtlichen Verfolgung vorzugehen und der Ausspruch der 
Zwangseignung einzuholen. 

Gegen den Ehegatten einer solchen Frauensperson, falls der 
Nachweis erbracht wird, dass er in dem unzüchtigen Gewerbe der 
Gattin seinen Unterhalt sucht, ist die strafgerichtliche Verfolgung 
nach J} 5, Absatz 3, einzuleiten. 

Der Oberste Gerichtshof hat anlässlich der Verehelichung einer 
von Wien abgeschafften Frauensperson mit einem in Wien domi- 
cilierenden Manne sich dahin ausgesprochen, dass der Zweck der 
Verehelichung mit dem in Wien bediensteten Gatten die Betreffende 
nicht ohneweiters berechtige, das Verbot der Rückkehr zu brechen 
und dieser Zweck, sowie die Erreichung desselben nur einen 
Unterstützungsgrund zur Erlangung der Verbotsaufhebung bieten 
konnte, dass aber ohne diese die Rückkehr strafbar war, und die 
Strafbarkeit auch nicht verjährt war, weil die Betreffende aus der 
Tbertretung weiteren Vortheil zog, indem sie dieselbe thatsächlich 
fortgesetzt hat. *) 

Nach einer Mittheilung vom 80. October 1880, Z. 372, der 
Frau Oberin der Klosterfrauen vom guten Hirten wurde die in der 
Besserungsanstalt zu Neudorf bestandene Abtheilung für 
jugendliche Corrigendinnen aufgelassen.*) 

Über die Erfolge des Gesetzes vom 24. Mai 1885 sind jährliche 
Ausweise anzulegen. ^) 



>) Pol.-Üir.-Erlass vom 6. Jänner 1870, Z. 42.506. 

«) Pol.-Dir.-Erlass vom 2«). November 1880, Z. 61.122. 

•»j Pol.-Dir.-Erlass vom 12. August 1886, Z. 47.710. 
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d) Strafgerichtliche Bestimmungen gegen die Unsittlichlteit. 

Schließlich wären noch jene strafgerichtlichen Be- 
stimmungen zu erwähnen, welche die Geschlechtsehre schützen 
und die ünsittlichkeit eindämmen, daher die Prostitution 
beeinflussen. 



Strafgesetz vom 27. Mai 1852. 

a) Verbrechen gegen die Oeschleclitsehre. 

1. Entführung. 

§ 96. Wenn jemand eine Frauensperson in einer, sei es auf 
Heirat oder Unzucht gerichteten Absicht wider ihren Willen mit 
Gewalt oder List entführt; oder wenn eine verheiratete Frauens- 
person, obgleich mit ihrem Willen, dem Ehegatten, wenn ein Kind 
seinen Eltern, ein Mündel seinem Vormunde oder Versorger mit 
List oder Gewalt entführt wird, die Absicht des Unternehmens mag 
erreicht worden sein oder nicht. 

§ 97. Die Strafe der Entführung wider Willen der entführten 
Person, oder der Entführung einer Person, die noch nicht das 
14. Lebensjahr zurückgelegt hat, ist schwerer Kerker von 5 bis 
zu 10 Jahren, nach Maß der angewandten Mittel und des be- 
absichtigten oder erfolgten Übels. — Ist aber die entführte Person 
wenigstens schon 14 Jahre alt gewesen und ihre Einwilligung bei- 
getreten, so soll schwerer Kerker von 6 Monaten bis zu einem 
Jahre verhängt werden. 

Nach einer Entscheidung des Cassationshofes vom 7. Juli 1886. 
Z. 5557, wurde in einem Falle, wo es sich um die Entführung 
(§ 96 Straf-Gesetz) bei minderjährigen Prostituierten behufs An- 
werbung von Prostituierten für amerikanische Bordelle handelte, 
dieselbe als vorhanden betrachtet. 

2. Nothzucht, Schändung und andere Unzuchts fälle. 

a) Nothzucht. 

§ 125. Wer eine Frauensperson durch gefährliche Bedrohung, 
wirklich ausgeübte Gewaltthätigkeit oder durch arglistige Betäubung 
ihrer Sinne außer Stand setzt, ihm Widerstand zu thun, und sie 
in diesem Zustande zu außerehelichem Beischlafe missbraucht, 
begeht das Verbrechen der Nothzucht. 

§ 126. Die Strafe der Nothzucht ist schwerer Kerker zwischen 
fünf und zehn Jahren. Hat die Gewaltthätigkeit einen wichtigen 
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Nacbtheil der Beleidigten an ihrer Gesandheit, oder gar am Leben 
zur Folge gehabt, so soll die Strafe auf eine Dauer zwischen zehn 
und zwanzig Jahren verlängert werden. Hat das Verbrechen den 
Tod der Beleidigten verursacht, so tritt lebenslanger, schwerer 
Kerker ein. 

§ 127. Der an einer Frauensperson, die sich ohne Zuthun des 
Thäters im Zustande der Wehr- oder Bewusstlosigkeit befindet, oder 
die noch nicht das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, unter- 
nommene außereheliche Beischlaf ist gleichfalls als Nothzucht 
anzusehen und nach ^ 126 zu bestrafen. 

liber das im {J 182 des St-G.-B. des Deutschen Reiches aus- 
gesprochene Delict mangelt in der österreichischen Strafgesetzgebung 
ein Paragraph. Es wäre dieser Paragraph ein Appendix zum *§ 127 
des öst. St.-G. 

§ 182 des St.-G.-B. des Deutschen Reiches lautet: 

„Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches das sechzehnte 
Lebensjahr nicht vollendet hat, zum Beischlaf verführt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder des Vor- 
mundes der Verführten ein.'^ 

h) Schändung. 

§ 128. Wer einen Knaben oder ein Mädchen unter vierzehn 
Jahren oder eine im Zustande der Wehr- oder Bewusstlosigkeit 
befindliche Person zur Befriedigung seiner Lüste auf eine andere 
als die im § 127 bezeichnete Weise geschlechtlich missbrauchi 
begeht, wenn diese Handlung nicht das im JJ 129, lii b, bezeichnete 
Verbrechen bildet, das Verbrechen der Schändung und soll mit 
schwerem Kerker von einem bis zu fünf Jahren, bei sehr erschwerenden 
Umständen bis zu zehn, und wenn eine der im § 126 erwähnten 
Folgen eintritt, bis zu zwanzig Jahren bestraft werden. 

Eine diesbezügliche Entscheidung des Obersten Gerichts- und 
Cassationshofes vom 3. Februar 1858, Z. 622, lautet: 

Zur Begründung des Verbrechens der Schändung (§ 128 Si-G.) 
ist es nothwendig, dass die unmündige Person, mit welcher die 
unzüchtige Handlung begangen wurde, als der passive Theil erscheint, 
und es ist daher dieses Verbrechen nicht vorhanden, wenn sich 
jemand so benommen hat, ut sua genitalia manu impuberum 
alliciantur usque ad seminis jaculationem. 

c) ünzujßht. 

§ 129. Als Verbrechen werden auch nachstehende Arten der 
Unzucht bestraft: 

I. Unzucht wider die Natur, das ist: 

a) mit Thieren, 

h) mit Personen desselben Geschlechtes. 
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§ 130. Die Strafe ist schwerer Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren. 

Wenn sich aber im Falle der lit. b eines der im § 125 er- 
wähnten Mittel bedient wurde, so ist die Strafe von fünf bis zu 
zehn Jahren, und wenn einer der Umstände des § 126 eintritt, 
auch die dort bestimmte Strafe zu verhängen. 

§ 131. U. Blutschande, welche zwischen Verwandten in 
auf- und absteigender Linie, ihre Verwandtschaft mag von ehelicher 
oder unehelicher Geburt herrühren, begangen wird. — Die Strafe 
ist Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

§ 132. III. Verführung, wodurch jemand eine seiner Auf- 
sicht oder Erziehung oder seinem Unterrichte anvertraute Person 
zur Begehung oder Duldung einer unzüchtigen Handlung verleitet. 

IV. Kuppelei, woferne dadurch eine unschuldige Person ver- 
führt wurde, oder wenn sich Eltern, Vormünder, Erzieher oder 
Lehrer derselben gegen ihre Kinder, Mündel oder die ihnen zur 
Erziehung oder zum Unterrichte anvertrauten Personen schuldig 
machen. 

§ 133. Die Strafe ist schwerer Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren. 



b) Yergehen and Übertretungen gegen die öffentliche 
Sittlichlteit. 

I. Unzucht zwischen Verwandten oder Verschwägerten. 

§ 501. Unzucht zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern, 
mit den Ehegenossen der Eltern, der Kinder oder Geschwister, ist 
als Übertretung mit ein- bis dreimonatlichem Arreste, der nach Vm- 
ständen verschärft werden soll, zu bestrafen. 

Diejenigen, die durch die Untersuchung als die Verführer 
erkannt werden, sind zum strengen Arreste von einem bis zu drei 
Monaten zu verurtheilen. Nach vollendeter Strafzeit ist von amts- 
wegen Vorsorge zu treffen, dass die Gemeinschaft zwischen den 
Schuldigen durch ihre Absonderung aufgehoben werde. 

IL Ehebruch. 

§ 502. Eine verheiratete Person, die einen Ehebruch begeht, 
wie auch eine unverheiratete, mit welcher ein Ehebruch begangen 
wird, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis 
zu sechs Monaten, die Frau aber alsdann strenger zu strafen, wenn 
durch den begangenen Ehebruch über die Rechtmäßigkeit der nach- 
folgenden Geburt ein Zweifel entstehen kann. 

§ 503. Der Ehebruch kann jedoch, den Fall des folgenden 
§ 510 ausgenommen, nie von amtswegen, sondern nur auf Ver- 
langen des beleidigten Theiles in Untersuchung gezogen und bestraft 
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werden. Selbst dieser ist zu einer solchen Forderung ferner nicht 
berechtigt, wenn er die ihm bekannt gewordene Beleidigung aus- 
drücklich verziehen, oder von der Zeit an, da ihm solche bekannt 
geworden, durch sechs Wochen darüber nicht Klage geführt hai 
Auch die bereits erkannte Strafe erlischt, sobald der beleidigte 
Theil sich erklärt, mit dem Schuldigen wieder leben zu wollen, doch 
hebt eine solche Erklärung die schon erkannte Strafe in Ansehung 
der Mitschuldigen nicht auf. 

III. Verleitung einer minderjährigen Tochter zur 
Unzucht von einem Hausgenossen. 

§ 504. Ein Hausgenosse, der eine minderjährige Tochter oder 
eine zur Haushaltung gehörige minderjährige Anverwandte des 
Hausvaters oder der Hausfrau entehrt, soll für die Übertretung 
nach Unterschied seines Verhältnisses zu der Familie mit strengem 
Arreste von einem bis zu drei Monaten bestraft werden. 

IV. Unzucht einer dienenden Frauensperson mit einem 

minderjährigen im Hause lebenden Sohne oder 

Anverwandten. 

§ 505. Gleiche Bestrafung ist zu verhängen gegen eine in 
einer Familie dienende Frauensperson, die einen minderjährigen 
Sohn oder einen im Hause lebenden minderjährigen Anverwandten 
zur Unzucht verleitet. 

Die Untersuchung und Bestrafung' dieser beiden Übertretungen 
findet aber nur auf Verlangen der Eltern, Anverwandten oder der 
Vormundschaft statt. 

V. Entehrung unter Zusage der Ehe. 

§ 506. Die Verführung und Entehrung einer Person unter der 
nicht erfüllten Zusage der Ehe soll als Übertretung mit strengem 
Arrest von einem bis zu drei Monaten bestraft werden. Außerdem 
bleibt der Entehrten das Recht auf Entschädigung vorbehalten. 

VI. Eingehung einer gesetzwidrigen Ehe ohne 
Dispensation. 

§ 507. Wer sich mit Verschweigung eines ihm bekannten 
gesetzlichen Ehehindernisses trauen lässt, ohne vorher die ordentliche 
Dispensation erhalten zu haben; oder wer sich in ein fremdes Land 
begibt, um daselbst eine Ehe zu schließen, die nach den Landes- 
gesetzen nicht stattfinden konnte, ist einer Übertretung schuldig 
und mit strengem Arreste von drei bis zu sechs Monaten, der 
Vorführende aber stets strenge zu bestrafen. 
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Der Arrest soll noch verschärft werden, wenn einem Theile 
das Hindernis verheimlicht und er solchergestalt schuldlos zu einer 
nichtigen Ehe verleitet worden. 

Vn. Zwangsweise Ehe der Kinder von Seite der Eltern. 

§ 508. Eben diese Strafe ist gegen die Übertretung der Eltern 
zu verhängen, die durch Missbrauch der elterlichen Gewalt ihre 
Kinder zu einer Ehe zwingen sollten, welche nach den Gesetzen 
nichtig ist 

§§ 509, 510 und 511 sind durch das Gesetz vom 24. Mai 1885, 
R..G.-B. Nr. 89, aufgehoben. 

Vm. Kuppelei. 

§ 512. Der Übertretung der Kuppelei machen sich schuldig 
diejenigen: 

a) welche Schanddimen zur Betreibung ihres unerlaubten Ge- 
werbes bei sich einen ordentlidhen Aufenthalt oder sonst 
Unterschleif geben; 

b) welche vom Zuführen solcher Personen ein Geschäft machen ; 

c) welche sonst sich zu Unterhändlern in unerlaubten Ver- 
ständnissen dieser Art gebrauchen lassen. 

§ 513. Die Strafe dieser Übertretung ist strenger Arrest von 
3 bis 6 Monaten, sie ist aber zu verschärfen, wenn die Schuldigen 
das Gewerbe bereits durch längere Zeit fortgesetzt haben. 

Der diesbezügliche § 180 des Strafgesetzbuches für das Deutsche 
Beich vom Jahre 1871. betreffend die Kuppelei, lautet: 

„Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz durch seine Ver- 
mittelung oder durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegen- 
heit der Unzucht Vorschub leistet, wird wegen Kuppelei > mit Ge- 
fängnis bestraft, auch kann auf Verlust dfit bürgerlichen Ehrenrechte, 
sowie auf Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht erkannt werden.^ 

Schwarze') hält das W^ort „Unzucht" jiicht bloß auf Beischlaf 
beschränkt, sondern es war die Absicht, es auf jede geschlechtliche 
Unzucht anzuwenden, z. B. widernatürliche Unzucht. 

Puchelt*) erwähnt, dass es leider auch bekanntlich Kuppler 
für Päderastie gibt. 

Das preußische Strafgesetzbuch sagt auch im § 147: „des 
einen oder anderen Geschlechtes". 

Es ist daher das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 
weitergehend, da es sich nicht bloß auf ein Geschlecht, sondern auf 
beide in Betreff des Delictes Kuppelei erstreckt. 



') F. 0. Schwarze: Commentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Reich. Leipzig 1873. 

«) Puchelt: Commentar, S. 204. 

Schrank, Die Prostitation in Wien. 8 
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§ 181 des Strafgesetzbuches des Deutschen Reiches lautet: 
„Die Kuppelei ist, selbst wenn sie weder gewohnheitsmäßig 

noch aus Eigennutz betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf 

Jahren zu bestrafen, wenn 

1. um der Unzucht Vorschub zu leisten, hinterlistige Kunst- 
griffe angewendet worden sind, oder 

2. der Schuldige zu den Personen, mit welchen die Unzucht 
getrieben worden ist, in dem Verhältnis von Eltern zu Kindern, 
von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Geistlichen, Lehrern 
oder Erziehern zu den von ihnen zu unterrichtenden oder zu er- 
ziehenden Personen steht. 

Neben der Zuchthausstrafe ist der Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte auszusprechen: auch kann auf Znlässigkeit von Polizei- 
Aufsicht erkannt werden." 

IX. Abschaffung wegen wiederholt gestrafter 
Kuppelei. 

§ 514. Eine wegen Kuppelei schon bestrafte Person ist bei 
abermaliger Betretung nach vollstreckter Strafe aus dem bisherigen 
Aufenthaltsorte, und wenn sie eine Fremde ist, aus sämmtlichen 
Kronländern des Reiches abzuschaffen. 

X. Unterschleif zur Unzucht von Seite der Gast- oder 

Schankwirte und ihrer Dienstleute. 

§ 515. Wenn Gast- und Schankwirte, außer den im § 512 
bezeichneten Fällen der Übertretung der Kuppelei, zur Unzucht 
Gelegenheit verschaffen, sind sie einer Übertretung schuldig und 
das erstemal mit einer Geldstrafe von fünfundzwanzig bis zwei- 
hundert Gulden zu belegen. Bei weiterer Fortsetzung des Unter- 
schleifes werden sie von dem Gast- oder Schankgewerbe abgeschafft 
und zu einem solchen Gewerbe für die Zukunft unfähig erklärt 
Machen sich Dienstleute ohne Wissen des Gast- oder Schankwirtes 
dieser Übertretung schuldig, so sind dieselben mit Arrest von acht 
Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

XI. Gröbliches und öffentliches Ärgernis verursachende 
Verletzung der Sittlichkeit oder Schamhaftigkeit. 

§ 516. Wer durch bildliche Darstellungen oder durch unzüchtige 
Handlungen die Sittlichkeit oder Schamhaftigkeit gröblich und auf 
eine öffentliches Ärgernis erregende Art verletzt, macht sich einer 
Übertretung schuldig und soll zu strengem Arreste von acht Tagen 
bis zu sechs Monaten verurtheilt werden. Wurde aber eine solche 
Verletzung durch Druckschriften begangen, so ist sie als ein Ver- 
gehen mit strengem Arreste von sechs Monaten bis zu einem Jahre 
zu ahnden. 
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Kinder bei Singspielhallen be- 
dienstet 90. 

Krätze 62. 

KrankenbeschanprotokoU 30, 31. 

Kranke Prostituierte, Ablieferung in 
das Inquisitenspital 48. 

— — mit Gesundheitsbuch, Spitals- 

aufnahmsschein 24. 
Krankheitsmeldung der ein- 

feschriebenen Prostit. 30. 
machnng des Wiener Magistr. 
V. 7. Mai 1850: 93. 
Kuppelei 87, 98. 

— Abschaffung 114. 

— Bestrafung nach Vagabunden- 
gesetz 100. 

im Deutschen Reiche 113. 

— Ehegatten einer Prostit. 108. 

— Verbrechen 111. 

— Übertretung 113. 

Länfeln 28. 

Lebenswandel) bescholtener 167. 



Lonis 48. 

Lnstdirnen, siehe: Prostituierte. 

Ha^^kenbälle, deren Überwachung 90. 

Massage 89. 

Hasscnsen. ihre polizeiliche Evidenz 
89. 

Maximaixahl der einem Unter- 
suchungarzte zuzuweisenden 
Pi-ostit. 21. 

Heldebttchlein nach F. W. Binder 101. 

Meldungen der Sicherheitswache 55. 

Minderjährigen EHheilung eines 
Gesundheitsbuckes 12. 

Monatsbericbte 46. 
— über die bacteriologischen Unter- 
suchungen 52. 

Mntterspiegel, Untersuchung mit 
demselben 50. 

Nachtcaf^s 90. 

Nachtrag zum Verpflichtungs-Proto- 
koll 10. 
Nendorf, Zwangsarbeitsanstalt in, 106. 
Nichterscheipen zur ärztl. Visite 29. 
Micbtzolässigkeit der Geldstrafen 63 
Nothzncht 109. 

öffentliche Belustigungen, deren 
Überwachung 91. 

Organisation der Wiener Polizei- 
behörde 54. 

Ort der ärztlichen Untersuchung 13, 
22. 

Paragraphe des öst. Straf-Gesetzes : 
96 Seite 109. 
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Para^miplie des öst Straf-Gesetzes : 
514 Seite 66. 
ölö , 114. 
516 , 92, 114. 

die darch das Vagabanden- 

gesetz aufgehoben worden 61. 

Para^miplie des Vagab.-Ges. v. 1885: 
1 Seite 102. 

3 , 70, 102. 

4 , 72. 

5 „ 89. 
7 , 102. 

Paraipniph 92 des österr. bürgerl. 

Gesetzbuches 66. 
Paragraphe des Straf-Gesetzes des 
Deutschen Reiches: 

180 Seite 113. 

181 „ 114. 

182 „ 110. 

Paragraph 147 preuß. StrafGes. 113. 
Perlostrlerong der geheimen Prostit 
83. 

— der Kaffeeschenken 60, t7. 

— der Masseusen 89. 
Photographische Aufnahme, Auf- 
forderung 15. 

Photographie der Prostit. 14. 
Photographien, obscöne 92. 
Polizeianzeiger 28. 
Polizeiarxt, Erfordernis hiezu 20. 
Polizeiftrzte als Dntersuchungs- 

ärzte 19. 
Polizeiliche Bestimmungen gegen 
obscone Schaustellungen 92. 

gegen die öffentl. Dnsittlicli- 

keit 86, 93. 
gegen die Kuppelei 87. 

— — gegen die geheime Prostitution 

87. 

— — gegon den Proxetenismus 90. 

— Bestrafung 51. 

der gdieimen Prostit. 79. 

— Strafen 63. 

— Vorgang bei Behandlung geh. 
Prostituierten 82. 

Preis des Gesundheitsbuches 14. 

Prioreu 3, 74. 

PriTatärzte als Untersuchungsarzte 

^K 

PrtiBttituierte, Abgabe in eineZwangs- 
avlreitbanstalt 62, 63. 

— sind von den Ärzten genau zu 
untersuch in 52. 

— AUS weis! ose 70. 

— Begriff der 3. 

— aU Bedienerinnen oder After- 
päriüirn in Kaffeeschenken 91. 



Prostttolerte^ Behandlang nach dem 
Gesetze vom 24. Mai 1885 (R.-G.-B. 
Nr. 99) 81. 

— das Beherbergen ist nicht 
Kuppelei, wenn es an dem im 
Gesundheitsbuche angegebenen 
Orte geschieht 98. 

— Definition einer 76. 

— Entführung 109. 

— erwerblos und ai'beitsfahig 72. 

— Modalitaten bei der Spitals- 
aufnahme 24. 

— Numerus clausus der jedem Arzte 
zugewiesenen 21. 

— nicht in der Nähe der Schulen 
wohnen 17. 

— nicht zahlende, Zeit und Ort der 
I Untersuchung 22. 

! — obdachlos 73. 
I — unter 4 Polizeiaufsicht, Erfolgung 
• eines Gesundheitsbuches zulässig 

I 12. 

— renitent im Spitale 25. 

— ob Sitzen beim Fenster gestattet 
I 58. 

I — unrein 97. 

I — mit Gesundheitsbuch 2. 

in Kaffeeschenken 91. 

I — — ii! administrativer Hinsicht 1. 

in sanitärer Hinsicht 49. 

I — — in strafgerichtl. Hinsicht 54. 

I — welche das zurückgelegte Ge- 

Bundheitsbuch wieder nehmen 18. 

— Zusendung der Befunde an das 
Spital 26. 

Prostitution, Ausübung ohne Coitns 

105. 
Prostitntionsreferent, Eigenschaften 

57. 
Proxetenismus 90. 

Razias 43. 

Recht Terdüchtigre Frauenspersonen 

geschlechtlich zu untersuchen 53. 

Remunerationen an Amtsorgane 57. 

— für Ausforschung geheimer 
Prostituierten 57. 

Renitente kranke Prostituierte, Be- 
handlung 25. 

Revisionen der ärztlichen Unter- 
suchung 42. 

Revision der Gesundheitsbücher 40. 

Sanitärer Vorgang 49. 
Schändung, deren Begründung 110. 
Schanddirne, siehe: Prostituiei-te. 
Schandiocale 43. 

Schanstellungen obscöner Figuren 
und Bilder 90. 
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Schrank : Vortrag über Gonokokken- 
untersachting 51. 

Schnbact G4, 67, 69. 

Slngsplelhalleii) deren fiberwachang 
91. 

Sitzen, das, der Prostit. beim Fenster 
58. 

SitKnngen der Polizei&rzte 40. 

Spltalsanxeigen über Aafoabme 
kranker Prostit. mit Gesundheits- 
boch mit Torgeschrittenen 
Syphili^formen 52. 

SiiitaUanfhalinifichelii für in Polizei- 
haft befindliche Prostituierte 47. 

— für Prostituierte 24. 
Spitalsswang der kranken Prostit. 50. 
Statistische Arbeiten der Unter- 

snchnngsarzte 31. 
Stellnngsnote 79. 
Stellongsvorladong 86. 
Strafaasniaß bei polizoil. Bestrafung 

55, 63. ■ 

— geringstes, bei polizeilicher Be- 
strafung 55. 

— nach dem Vagabundengesetz 
(1885) 55, 58. 

Strafen, polizeiliche, der mit Ge- 
sundheitsbuch betheilten Pro- 
stituierten 58. 

Strafgerlcfalllche Bestimmungen 
gegen die Unsittlichkeit 109. 

Strafgerichtlicher Vorgang 54. 

Strafkarte 03, 64, 74. 

Strafregister 63. 

— Formular 84. 
Strelfhngeii 43, 44, 69. 
Strizxl, deren Ausforschung 48. 
Syphilitische Prostit. vor Abgabe 

an die Sti-afbehörde in ein Spital 
übersteifen 48. 

— Prostit. in das Inquisitenspital 48. 

Tanxnnterhaltongen, öffentliche, in 
Localen unteren Ranges verboten 
91. 

Taxen für ärztliche Untersuchungen 
13, 23. 

Tschecherln 43, 81. 

»beistände bei der Untersuchung 42. 
berprQfong der Untersuchungs- 
befunde 42. 

Cbersledlnng der Prostit. mit G& 
sundheitsbüchern 28. 

Cberwachnng der aus dem Spital 
entlassenen Prostit. mit Ge- 
sund bei tsbuch 59. 

Unentgeltliche Untersuchung der 
Prostit. mit Gcsundheitsb. 23. 50. 



Unterschleif zur Uuzucht von Seite 

der Gastwirte 114. 
Untcrsnchnngen. ärztliche 13. 

— auf Gonokokken 52. 
Untersnchnngsanet, Erfordernisse 

hiezu 20. 
Untersnchnngslocale 22. 
Untersnchnngstaxen 23. 
Unzucht 110. 

— Verleitung hiezu 112. 

— zwischen Verwandten 111. 

Vagaboudage, Begriff 102. 
Yagabnndengesetz v. J. 1885: 54, 60. 

— altes 102, 107. 

— früheres 102, 107. 

— § 3 : 70. 

Venerische Krankheit 61. 
Veränderungen im Stande der 

Prostituierten 38. 
Verbrechen gegen die Gesdilechts- 

ehre 109. 
Verführung 111. 

Verhaftung der Prostituierten 44. 
Verheiratete Frauenspersonen, Er- 

theilnng eines Gesundheitsbuches 

11. 
Verpflichtungsprotokoll, Ertheilnng 

eines Gesundheitsbuches 3, 9. 

— der in das Spital gewiesenen 
Prostituierten 24. 

Versaminlnngen der Polizeiärzte 40. 
Verwarnen der Prostituierten mit 

Gesuudheitsbuch 59. 
Voruierkblättrr 3, 4, 30. 

— neue 5. 

— der Prostituierten 7. 

— für geheime Prostituierte 45. 
Vornahme der ärztlichen Unter- 
suchung 50. 

Vorstrafen 74. 

Werkhans 73. 

— städtisches 72. 

— Protokollsauf uahme 74. 

— Arbeitsverweigerung 74. 
WiederbethcUnng mit Gesundheits- 
buch 18, 28. 

Wochenberichte 30, 32. 
Woclieurapporte^ Formular 33, 34. 
Wohnen der Prostituierten 16. 

— — mit Gesundheitsbuch 90, 101. 

Zahl der eingeschriebenen Prostit. in 
1 Wien 48. 

Zellwagen 86. 

Zorilcklegung des Gesnndheits- 
I bnchos 17, 5.S. 
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Zuständl^kelts-GoMstatieniiig bei ZwMgMrb^itMBsUlten, Zulässig- 
Ertheilang des Gesondheitsb. 8. , keit der Anhaltong 102. 

Zutheilmig der Prostit. an die Unter- i w^.^«««.„„ /. j 

suchongsärzte 21, 22. Zwangspaw 64. 

ZwangMrbeitsanstalteiiy Anträge anf Zweck der poriodischen Unter- 
Abgabe 70, 105. ! snchung 49. 
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Medicinischer Verlag von Josef Safäf in. Wien. 



über Lithiasis der Harnblase 

in Böhmen. 



{Aas der k. k. böhm. 

Hiirarg. Klinik des Prof. 

K. Maydl in Prag.) 



Von 

MDDr. Ottokar Kukula, 

klin. Assistent. 

■It 51 Aiilliiim iif 

15 Tifeli ii lUfctiriBfc, 
I Kiridieii nnd 1 Fijpir in Texte. 

1894. 
Preis fl. 7.20 
= M. 12.-. 



(Die hier eingesetzten Fig. 

sind nar zinkographisohe 

Verkleinernngen.) 



9 Anßcrordentlich interessant und wertvoll ist die mikroskopische Physiographie, welche an einer 

sehr großen Zahl von Dünnschliffen vorgenommen wurde. Die Untersuchunsen hierüber sind erschöpfend und 
namentlich auch mit Rücksicht auf die vortrefflichen Keproductiouen wohl unstreitig als die beste auf 
diesem Gebiete vorhandene Arbeit zu bezeichnen. Die scharfsinnigen Deductionen des Verf. übfer die 
Pathogenese, über Fragmentation etc. bieten viel Anregung zu weiterem Studium und klären manche schwebende 

Frage Es ist ein mit großem Fleiße, außerordentlicher Sachkenntnis und Erfahrung an einem großen 

Materiale durchgeführtes Werk, das volle Beachtung verdient, und dazu beiträgt, einige der noch vielen dunklen 
Punkte in der Lithiasis der Harnblase zu klären. Jedem, der sich für diese Fragen intercssirt, mag die Lectore 
bestens empfohlen sein. Dem Inhalte entspricht die gute Ausstattung und namentlich hervorzuheben sind die 
in hoher Vollkommenheit ausgeführten Lichtdrucke, die vortrefflich die makroskopischen 
sowie die mikroskopischen Verhältnisse wiedergeben.* {Centralblatt ßir Ham' u. Sexualorgane.) 





Die chirurgische Nachbehandlung. 

Nach klinischen Erfahrongen 
für praktische Arzte und Stufürende 

zusammengestellt von 
I>r» J» IVlathLOii, 

em. Operntenr .in der I. chir. Klinik des Hofrathes Prof. R. Albert in Wien, 
derzeit Primararzt des städtischen Krankenhauses in Prossnitz. 

Mit 3 Fignren Im Texte. 

1894. - Preis fl. 1.20 = M. 2.20. 

sDie vorliegende Schrift stellt sich zur Aufgabe, den Studirendon der Medicin und jenen Ärzten, welche 
nicht in der Logo gewesen sind, an einer Klinik die Nachbehandlung von chirurgischen Kranken praktisch 
kennen zu lernen, hicfür vornehmlich beim Eintritt in das praktische Leben einen gewissen Ersatz zu bieten. 
Bezüglich der in obiger Schrift geschilderten Grundsätze des Vorgehens und der hiebei geübten Maßnahmen 
genügt et anzuführen, dasa dieselben die auf der Klinik des Hofrathes Albert gepflogene Behandlungsweise 
sar Grundlage haben, womit die Schrift reichlich empfohlen erscheint." {Medieinisch-ehirurffwhe Itundschau.) 



Medicinischer Verlag von Josef Saiät in 'Wien. 
Kurzes Xjehrbnoh 

der 

ZEi:i3::La.er3iz:ra.3nL:ii::l^elte3::L 

für 

Stadiiende der letzten Semester. 

Von NU Filatow, 

a. 0. Professor der Kinderheilkunde an der kaiserlichen UniTersit&t xa Moskaa and Dlrector 
des Chladow'schen Kinderspitals. 

Aatorisirte Obersetzong nach der 4. Auflage des Originals yon Dr. C. Beier 
in Baaske (Kurland). 

1897. — Preis fl. 3.— = M. 5.—, elegant gebunden fl. 3.60 = M. 6.—. 



Vom demselben Verfasser: 

Vorlesungen 

' über 

acute Infections- Krankheiten im Kindesalter. 

Nach der 2. russischen Auflage Ü)>er8etzt yon L. Polonskjr, Kinderarzt 
in Sctiitomir (Russland). 

1897. — Preis fl. 7.20 = M. 12.-, in elegantem Halbfranzband fl. 8.40 = M. 14.—. 

»Logische Darstellung und klare Diction kennseichnen die Arbeiten Filatow's. Der Autor scJiildcrt so 
genau und ausführlich, dass dorn Leser ein deutliches Bild der Krankheiten aufgerollt wird. Filatow boiützt 
ebenso die Erfahrungen Anderer, als er seine eigenen subjectiren Ansichten wieoergibt. Dem Obersetzer gebfirt 
das Verdienst, durch fließende Sprache den Losem das Studium des Werkes angenehm su miichen.* 

(Allgemeine Wiener medie, Xeiiung.) 

Orientirungs-Plan 

des 

Wiener k. k. Allgemeinen Krankenhauses 

ubit Datti iber dandbc, ikcr du IMärfau» iid die |i«tk«l^.-antti. initalt ii Wiu. 

Von 
J. F. Wagner, 

k. k. Statthalterei-Bauadjunct und Baninspicient des k. k. Allgem. Ktankenhauses. 

Mit Grundrissen der patbol.-anatom. Anstalt. 2 Blatt, wovon 1 in Farbendruck, mit Text. 

1886. — Preis gebunden fl. — .80 = M. 1.50. 

Ober die angekorene Verscbliessung des Rastdarmes 

und die begleitenden inneren ond Sosseren 

angel)orenen Fistell)ildimgen. 

Von 

Docent Dr. Rudolf Frank, 

Primararzt der k. k. Krankenanstalt Rudolfi»tiftung in Wien. 
Mit 51 Abbildungen. — 1892. — Preis fl. 1.60 = M.Go.Oglc 
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